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A. Einführung1 

Auch wenn in der öffentlichen Betrachtung der Ausbau der erneuerbaren Energien vielfach 

von Windparks und Solarmodulen geprägt ist, liefert die in allen drei Bereichen Strom, Wär-

me und Kraftstoffe einsetzbare Biomasse aktuell rund Zweidrittel der Energie aus erneuer-

baren Quellen2. Bereits diese quantitative Bedeutung unterstreicht die wichtige Rolle der 

biomassebasierten Energie. Zu den für alle Arten von erneuerbaren Energien relevanten Zie-

len Klimaschutz und Verringerung der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern ist für den 

Bereich der energetischen Verwertung von Biomasse die Förderung der Landwirtschaft ein 

wesentliches Element. 

Im Rahmen seiner Entscheidung zum Absatzfonds stellte das BVerfG fest, dass Landwirt-

schaft und Forstwirtschaft grundsätzlich verschiedenen Produktions- und Marktbedingungen 

unterliegen3. Dies zeige sich auch in einem unterschiedlichen Rechtsrahmen, insbesondere 

in einer weitgehenden Nichterfassung im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der 

EU4. Auch sei die Eigentümerstruktur der Forstwirtschaft überwiegend von juristischen Per-

sonen des öffentlichen Rechts geprägt5. An der starken Stellung von Staats- und Körper-

schaftswald hat sich bis heute nichts geändert. 

Die Land- und Forstwirtschaft ist seit langer Zeit Lieferant von Lebensmitteln, nachwachsen-

den Rohstoffen und Energieträgern. Bis ins vorindustrielle Zeitalter wurde auch der größte 

Teil der genutzten Energie den Feldern und insbesondere den Wäldern entnommen. Vor 

dem Hintergrund einer weiter wachsenden Weltbevölkerung kann ein Ausbau der energeti-

schen Biomasse nicht unabhängig von der Funktionsfähigkeit der Nahrungsmittelproduktion, 

sowie auch der ökologischen Verträglichkeit betrachtet werden. Neben der Nahrungskon-

kurrenz ist in den vergangen Jahren die Auswirkung (indirekter) Landnutzungsänderungen 

ins Bewusstsein getreten. Weltweit wurden in den vergangen zehn Jahren durchschnittlich 

13 Mio. ha Wald vernichtet, größtenteils verursacht durch Umwandlung in landwirtschaftli-

che Nutzung6. Dagegen lässt sich für Deutschland ein Wachstum sowohl der Waldfläche7 als 

auch des Holzvorrates pro ha Wald feststellen8. 

                                                      
1
 Bei diesen Würzburger Studien Nr. 4b handelt es sich um das Arbeitspaket 2 des Vorhabens „Konsistentes 

Recht der energetischen Biomassenutzung“ (Stand: 30. April 2013). 
2
 BMU, Erneuerbare Energien in Zahlen, 2012, S. 16. 

3
 BVerfGE 82, S. 159 (188). 

4
 R. Priebe, in: E. Grabiz/M. Hilf/M. Nettesheim (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, Band I, AEUV, 

Art. 38 Rn. 33. 
5
 BVerfGE 82, S. 159 (187). 

6
 BT-Drs. 17/8721, S. 209. 

7
 Zwischen der BWI (1987) und BWI² (2002) kamen im Durchschnitt jährlich 3500 ha Wald hinzu. 

8
 BT-Drs. 17/8721, S. 208 f., Anstieg auf durchschnittlich 320 m³/ha (BMW² 2002).  
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Biomasse als landwirtschaftliche Produkte sind eingebunden in das Welthandelssystem, 

doch bestehen für den Landwirtschaftsbereich noch immer besondere Einschränkungen 

nach dem WTO Agreement on Agriculture (AoA)9. 

Die energetische Nutzung von Biomasse steht  immer in einer zumindest potenziellen Kon-

kurrenz zur stofflichen Nutzung. Daraus ergeben sich aber keine zwingenden Gründe die 

energetische Biomassenutzung grundsätzlich einzuschränken. Hinsichtlich der Flächenkon-

kurrenz besteht nicht allein ein „Tank-Teller“ Konkurrenzverhalten, sondern beide Nutzungs-

formen leiden unter einer fortschreitenden Umwidmung und Versiegelung von Flächen10, 

welche die nutzbare Fläche reduzieren kann. Aber auch innerhalb der landwirtschaftlichen 

Bodennutzung ist mit einer verstärkten Ausrichtung am Leitbild des ökologischen Landbaus, 

der durch eine wachsende Nachfrage nach Bioprodukten unterlegt ist11, ein bewusster Ver-

zicht auf Höchsterträge verbunden. Die grundsätzliche Austauschbarkeit der stofflichen und 

energetischen Nutzung zeigt sich auch darin, dass der für die Entstehung der Biomasse im 

Rahmen der Urproduktion bestehende Rechtsrahmen im Wesentlichen unabhängig vom 

angestrebten Verwendungszweck ist. Unterscheiden lässt sich aber zwischen der ursprüngli-

chen Produktion neuer und der Verwertung bereits bestehender Biomasse zur energeti-

schen Verwertung. Erstere umfasst die gezielte Mehrung pflanzlicher Biomasse in Form von 

Holz und Feldfrüchten. Letztere hingegen erfasst die Verwendung von in anderen Prozessen 

anfallender, auch tierischer, Biomasse. Zunächst wird der Rechtsrahmen für die Urprodukti-

on betrachtet. Für die Nutzung der ganz überwiegenden Produktionsstätte von Holz (der 

Wald) hat sich ein deutlich von den Vorgaben für die Landwirtschaft abweichender Rechts-

rahmen entwickelt, der eine gemeinsame Darstellung nicht problemlos gestattet. Aus Sicht 

der späteren energetischen Verwertung liefert dabei der Wald im Wesentlichen einen ein-

heitlichen Rohstoff, das Holz. Dagegen liefert die Landwirtschaft eine Vielzahl verschiedener 

Energieträger mit z.T. erheblich unterschiedlichen stofflichen Eigenschaften. Die rechtliche 

Zuordnung einer Produktionsstätte zum Wald oder offenen Feld folgt nicht zwingenden tat-

sächlichen Notwendigkeiten, sondern stellt sich als zweckrationale gesetzgeberische Ent-

scheidung dar. Die Unterteilung in die typischen produzierten Energieträger hingegen bietet 

eine Möglichkeit, auch die Schnittstellen der beiden Bereiche auf bestehende Reibungsver-

luste hin zu untersuchen. Statt einer Unterscheidung in Land- und Forstwirtschaft wird daher 

die Betrachtung am produzierten Energieträger ausgerichtet. Hierbei wird zunächst unter 

Abschnitt B. (ab Seite 3) jener für Holz und anschließend im Abschnitt C. (ab Seite 64) der für 

nichtholzartige Biomasse dargestellt. Die Anforderungen an Abfall und Nebenprodukte wer-

den in Abschnitt D. (ab Seite 91) betrachtet. Ein weiterer Problemkreis umfasst Biomasse, 

                                                      
9
 http://www.wto.org/english/docs_e/legal_e/14-ag_01_e.htm (16.04.2013).  

10
 Die Bundesregierung hat das Ziel bis 2020 den täglichen Flächenverbrauch durch Siedlung und Verkehr auf 

30 ha zu begrenzen. Dazu müsste der in den Jahren seit 2003 bereits von 113 ha pro Tag auf 77 ha pro Tag 
reduzierte Flächenverbrauch nochmals halbiert werden (BT-Drs. 17/8721, S. 194). 
11

 T. Magenheim, Bio wird langsam knapp, FR-online, 10.04.2011. 

http://www.wto.org/english/docs_e/legal_e/14-ag_01_e.htm
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die nicht im Hoheitsgebiet des deutschen und europäischen Gesetzgebers produziert wird. 

Anders als bei einheimischen Produzenten können regulatorische Vorgaben dort nicht durch 

eigene Exekutivorgane überwacht werden. Wie sich dies auf die Steuerbarkeit der Produkti-

onsbedingungen auswirkt, wird im Abschnitt E. (ab Seite 123) untersucht.  

Da nach der Darstellung des status quo Änderungs- und Anpassungsmöglichkeiten erarbeitet 

werden sollen, wird bereits bei der Darstellung des aktuellen Rechtrahmens auf den Kompe-

tenzrahmen eingegangen, denn Änderungen, welche sich innerhalb des bestehenden Kom-

petenzrahmens umsetzen lassen, erscheinen einfacher und zeitnäher umsetzbar. 

B. Rechtliche Anforderungen an den Anbau von Holz 

I. Einführung 

Holz lieferte 2010 ein Drittel der 9,5 Prozent Erneuerbaren Energie am deutschen Primär-

energiebedarf12. Dabei wurden im Jahr 2011 Anlagen zur direkten Stromerzeugung13 nahezu 

ausschließlich mit holzartiger Biomasse in Form von Reststoffen betrieben14. Weltweit wer-

den rund 10 Prozent des Primärenergiebedarfs insbesondere durch feste Biomasse ge-

deckt15. Da sich die stoffliche Zusammensetzung von Holz nur sehr eingeschränkt zur Fer-

mentation und zur Herstellung von Biogas eignet, weil komplex aufgebaute Verbindungen 

mit Cellulose nur unvollständig abgebaut werden16, erfolgt die energetische Verwertung im 

Wesentlichen durch Verbrennung. Nachdem zu Beginn des Jahrtausends nur 26 Prozent des 

Waldertrages energetisch genutzt wurden, werden für das Jahr 2030 54 Prozent energeti-

sche Nutzung prognostiziert17. Allerdings ist bereits die aktuelle Holznutzung18 nicht mehr 

weit von ihrem nachhaltigen Maximum entfernt und daher nur noch begrenzt ausbaufähig19. 

Bei traditioneller Waldbewirtschaftung verbleiben 60-70 Prozent der Biomasse im Wald. 

                                                      
12

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 10. 
13

 Ohne Zwischenumwandlung etwa in Biogas. 
14

 DBFZ, Report Nr. 4, S. 13. 
15

 FAO Forestry Paper 160 (2010), S. 3. 
16

 DLG-Merkblatt 363, S. 4. 
17

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 10.  
18

 In den vergangen Jahren wurde 93 % der nachwachsenden Holzmasse durch Einschlag und natürlichen Ab-
gang aus den Wäldern entfernt (H. Polley/P. Hennig/F. Schwitzgebel, Holzvorrat, Holzzuwachs, Holznutzung in 
Deutschland, AFZ-Der Wald, 20/2009, S. 1076 (1076)). 
19

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 11. 
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Diese hohe Bindung von Kohlenstoffen20 ist auch die Rechtfertigung für die Anerkennung als 

CO2 Senke21 gem. Art. 3 Abs. 4 des Kyoto-Protokolls22. Hierfür zählt aber nur solche Biomas-

se, die nicht der Holzproduktion23 zugeführt wird. Hinsichtlich des Rechtsrahmens ist grund-

sätzlich zwischen Holz aus dem Wald und sonstigem Holz zu unterscheiden. Da die Bereit-

stellung des Rohstoffs Holz nur eine der durch die Wälder erbrachte Ökosystemdienstleis-

tung24 ist25, gilt es, die Nutzung der Wälder nicht allein an einer möglichst großen Holzern-

temenge auszurichten. Neben der Holzbereitstellung und der Funktion als CO2-Senke sind 

naturnahe Wälder ein wichtiger Lebensraum mit sehr hoher Biodiversität26. Um die Biodiver-

sität von Waldlebensräumen zu stärken enthält die nationale Biodiversitätsstrategie das Ziel 

bis zum Jahr 2020 einen Flächenanteil von 5 Prozent mit natürlicher Waldentwicklung zu 

erreichen27. 

Der Nutzung von holzartiger Biomasse aus dem Wald sind zudem Grenzen gesetzt, da regel-

mäßig lange Wachstumsphasen vor einer Biomasseentnahme durch Holzernte verpflichtend 

sind. Dagegen kann eine intensivierte Biomassebereitstellung in Kurzumtriebsplantagen 

(KUP) und anderen Nicht-Wald-Baumanpflanzungen erfolgen, da sie von den für Wald gel-

tenden Nachhaltigkeitsvorschriften nicht betroffen sind. Werden allerdings bisherige Wald-

flächen einer solchen intensivierten Nutzung zugeführt, verlieren sie ihre rechtliche Waldei-

genschaft. Daher können diese Nutzungsänderungen der für Rodung einschlägigen forst-

rechtlichen Genehmigungspflicht unterfallen (dazu 8 unten). 

II. Begriffsbestimmung Holz 

Zunächst gilt es zu festzustellen, was Holz ausmacht und worin der Unterschied zu anderer 

Biomasse liegt. Holz lässt sich als „feste, harte Substanz des Stammes, der Äste und Zweige 

von Bäumen und Sträuchern“28 beschreiben. Für die Untersuchung ist es sachdienlich, die 

unterschiedlichen Produktionsorte sowie die für die stoffliche und energetische Nutzung 

                                                      
20

 Die deutschen Wälder speichern ober- und unterirdisch 1,2 Mrd. t Kohlenstoff in Form von Biomasse 
(E. Heuer, Studie bestätigt: Deutsche Wälder sind wichtige Kohlenstoffsenke, AFZ-Der Wald 20/2009, S. 1068 
(1068)). 
21

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2012, Tz. 359. 
22

 http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/protodt.pdf (17.04.2013). 
23

 Für ein Kyotonachfolgeabkommen wird angeregt, auch die Speicherwirkung von Holz angemessen zu berück-
sichtigen (E. Heuer, Studie bestätigt: Deutsche Wälder sind wichtige Kohlenstoffsenke, AFZ-Der Wald 20/2009, 
S. 1068 (1069)). Dies kann allerdings für energetisch genutztes Holz nicht gelten, da die Energieumwandlung zu 
einer Freisetzung des Kohlenstoffs führt. 
24

 Zum Begriff der Ökosystemdienstleistungen: K. Grunewald/O. Bastian, in dies. (Hrsg.), Ökosystemdienstleis-
tungen, S. 14 ff. 
25

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2012, Tz. 354. 
26

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2012, Tz. 347. 
27

 BMU, Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt, 2007, S. 31. 
28

 Duden, Das Bedeutungswörterbuch, 3. Aufl., S. 486. 
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relevanten Produkte kurz zu betrachten. Hierzu ist eine botanische Unterscheidung nicht 

nötig. Ziel ist es, bestehende Nutzungskonkurrenzen zu veranschaulichen und anzudeuten, 

welche Regelungen für einzelne Energieträger besondere Bedeutung haben. Wie im Folgen-

den gezeigt werden soll, sind die rechtlichen Vorgaben für die Produktion von Holz maßgeb-

lich davon geprägt, ob das Holz auf Flächen entsteht, die rechtlich als Wald gelten oder 

nicht. Zwar sind die die Produktion regelnden Vorschriften vom Produktionsort abhängig 

(dazu unten 1.), doch lässt sich die Herkunft des zur energetischen Nutzung verwendeten 

Produkts nicht feststellen. Aus Sicht des Verwenders lassen sich verschieden Holzsegmente 

unterscheiden, die hinsichtlich ihrer Verwendung deutlich variieren (dazu unten 2.). 

1. Nach Produktionsort 

Hinsichtlich der Bodenqualität, der Ökosystemleistungen sowie der tatsächlichen Nutzungs-

konkurrenzen unterscheidet sich Biomasse nach verschiedenen Anbaugebieten. 

a. Waldholz 

Waldholz ist ein Überbegriff für Holz in den verschiedenen nutzbaren Formen. Für die hier 

angestellten Überlegungen soll er holzartige Biomasse umfassen, die auf Waldflächen im 

Rechtssinne entsteht. Dabei hat Waldholz mit einem Potential von etwas mehr als 420 PJ/a29 

einen Anteil von rund einem Viertel des gesamten inländischen Bioenergiepotentials von gut 

1.640 PJ/a30. Bei einem deutschen Primärenergieverbrauch, der in den vergangenen Jahren 

zwischen 14.100 PJ (in 2006) und 13.400 PJ (in 2011)31 schwankte, ist der Anteil trotzdem 

vergleichsweise beschränkt. 

Die vergangenen Waldinventuren32 zeigen, dass, trotz einer in den vergangen Jahren anstei-

genden Holznutzung, noch immer mehr Zuwachs als Nutzung erfolgt33. Die Nutzung der ein-

zelnen Arten ist aber sehr unterschiedlich, während es einerseits Übernutzungen gibt, wird 

andererseits nur 40 Prozent des Buchenpotentials genutzt34. Von besonderer wirtschaftli-

cher Bedeutung sind die Nadelwälder. 80 Prozent der Einnahmen der deutschen Forstwirt-

                                                      
29

 DBFZ, DBFZ Report Nr. 4, S. 4. 
30

 FNR, Basisdaten Bioenergie Deutschland, 2012, S. 8. 
31

 AG Energiebilanzen, Energieverbrauch in Deutschland, Daten für das 1.-4. Quartal 2011, S. 3. 
32

 Die ausgewerteten Ergebnisse der ersten Erhebung zwischen 1986 und 1989 und der zweiten Erhebung zwi-
schen 2011 und 2002 liegen vor. Die Ergebnisse der in den Jahren 2011 und 2012 durchgeführten dritten Bun-
deswaldinventur werden ab Anfang 2015 zur Verfügung stehen. 
33

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 10. 
34

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 10. 
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schaft stammen aus Nadelhölzern35. So prägen heute36 Fichten und Kiefernbestände die 

großen Wirtschaftswälder wie den Schwarzwald. Die Zusammenstellung des Bestandes weist 

den Wald als eine von menschlichen Eingriffen geformte Kulturlandschaft aus. Nur in weni-

gen Gebieten haben sich die ursprünglichen, von Laubbäumen geprägten Mischwälder er-

halten37.  

b. Flurholz 

Als Flurholz lässt sich holzartige Biomasse bezeichnen, welche auf Flächen entsteht, die nicht 

Wald iSd. Forstrechtes sind. Obwohl mit stammbildenden Gewächsen bestückt, handelt es 

sich bei den Flächen um landwirtschaftliche Biomasse. Dies kann in Form flächiger Belegung 

mit Forstpflanzen geschehen oder durch Nutzung von Holz, wofür Bäume auf Flächen wach-

sen, die gleichzeitig dem Anbau landwirtschaftlicher Produkte dienen, sogenannte agroforst-

liche Nutzung38. Eine kombinierte Land- und Waldwirtschaft hat in Mitteleuropa lange Tradi-

tion39, war lange gar die vorherrschende Bewirtschaftungsform40. Dabei wirkt sich regelmä-

ßig die landwirtschaftliche Nutzung negativ auf den Waldbestand aus41. Das 19. Jhd. brachte 

Änderungen in der tatsächlichen Bewirtschaftung, die sich auch in einer rechtlichen Unter-

scheidung von Landwirtschaft und Forst auswirkte42. Auch um eine energetische Nutzung 

von holzartiger Biomasse besser zu ermöglichen, wurde 2010 die Holzproduktion in KUP 

durch § 2 Abs. 2 Nr. 1 Bundeswaldgesetz (BWaldG43 vom Waldbegriff und damit verbunden 

forstrechtlichen Einschränkungen ausgenommen. Im Jahr 2011 wurden aber nur wenig mehr 

als 4.000 ha als KUP bewirtschaftet44. Andere Angaben sprechen von 6.000 ha, sehen aber, 

                                                      
35

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 29. 
36

 Dagegen waren die Wälder in Mittel- und Süddeutschland bis zum Beginn des 19. Jhds. ganz überwiegend 
mit Laubbäumen bewachsen (W. Schenk, Waldnutzungen, Waldzustand und regionale Entwicklung in vorin-
dustrieller Zeit im mittleren Deutschland, Würzburg, Univ., Habil.-Schr., 1992, S. 153 f.). 
37

 Vgl. anschaulich zur durch forstlichen Eingriff veränderten Artenzusammensetzung G. Bub, Waldnutzung und 
Waldzustand, S. 151 ff.; Ungeachtet seines auf das mittelhochdeutsche Wort hagen, mit der Bedeutung geheg-
ter Wald, zurückgehenden Namens ist der Hainich einer der wenigen Wälder, der in seiner Artenzusammenset-
zung dem natürlichen Zustand sehr nahe kommt. Er umfasst das größte von fünf deutschen Buchenwaldgebie-
ten, welche 2011 wegen ihres außergewöhnlichen universellen Wertes als Naturerbe im Sinne von Art. 2 der 
Welterbekonvention in die Liste des UNESCO-Weltnaturerbes gem. Art. 11 Nr. 2 der Welterbekonvention auf-
genommen wurden. 
38

 Vgl. § 2 II Nr. 2 BWaldG. 
39

 K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 90. 
40

 G. Bub, Waldnutzung und Waldzustand in der mittelrheinischen Grafschaft Wied vom 17. bis 20. Jh.: Land-
schaftswandel unter gegensätzlichen Ansprüchen, S. 2. 
41

 K. Mantel, ebd., S. 90. 
42

 K. Mantel, ebd., S. 91. 
43

 Bundeswaldgesetz vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 31. Juli 
2010 (BGBl. I S. 1050) geändert worden ist. 
44

 D. Thrän, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 15. 
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ohne geänderte Förderung, bereits bei 30.000 ha eine Kapazitätsgrenzen45. Die direkte Kon-

kurrenz mit landwirtschaftlichen Produkten führt dazu, dass die Kapazitätsgrenzen von der 

Wirtschaftlichkeit einer alternativen landwirtschaftlichen Nutzung mitbestimmt werden. Der 

Ausbau des Energiepflanzenanbaus zur Biogassubstratgewinnung wirkt als limitierender Fak-

tor. 

2. Nach genutzten Produkten 

Die Bedeutung des vielseitigen Rohstoffes Holz liegt in der Möglichkeit, ihn sowohl stofflich 

als auch energetisch nutzen zu können. Zwar wurden in den vergangen Jahren rund 

60 Prozent des Holzes in Deutschland stofflich genutzt, doch führt die stärker steigende 

energetische Nutzung zu einer inzwischen nahezu hälftigen energetischen Verwertung. Seit 

dem Jahr 2000 hat sich die zur Wärmegewinnung genutzte Holzmenge fast verdreifacht46. Im 

Folgenden werden kurz die wesentlichen Produkte für die stoffliche und energetische Nut-

zung aufgezeigt. Sie sollen verdeutlichen, dass starke Nutzungskonkurrenzen nicht nur im 

Gesamtholzsektor, sondern auch in einzelnen Produktklassen bestehen. 

a. Sägeholz 

Mit Sägeholz bezeichnet man die hochwertigen und durchmesserstarken Stammholzanteile, 

aber auch größere Astteile von Bäumen. Diese massiven Teile eignen sich, um in Sägewerken 

zu größeren Holzteilen wie Balken und Bretter verarbeitet zu werden. Für die stoffliche Ver-

wertung wurden in den letzten Jahrzehnten nahezu konstant 30 Mio. Festmeter (Fm) produ-

ziert, davon 27 Mio. Fm Nadelschnitt47. Der Umfang der zukünftigen Nutzung dieser Holzbe-

standteile wirkt sich limitierend auf die nachhaltig für die energetische Verwertung zur Ver-

fügung stehenden Holzanteile aus, da eine Kaskadennutzung, also eine der energetischen 

Nutzung vorgelagerte stoffliche Nutzung vorzugswürdig ist. Für die energetische Nutzung 

fällt bei der Verarbeitung von Sägeholz Restholz an (dazu Teil 3 ab Seite 91). Auch dieses 

Sägerestholz sieht sich einer Nutzungskonkurrenz zwischen stofflicher (z.B. Spanplattenher-

stellung) und energetischer Nutzung ausgesetzt. 

                                                      
45

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 29. 
46

 U. Mantau, Holzrohstoffmonitoring – Energieholzverwendung in privaten Haushalten 2010, S. 10, von 12,0 
Mio. Fm (2000) auf 33,9 Mio Fm (2010). 
47

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 30. 
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b. Industrieholz 

Auch Industrieholz wird stofflich verwertet. Es handelt sich hierbei um das Stamm- und 

Derbholz der Baumteile, das nicht für Sägewerke geeignet ist48 und umfasst danach auch 

Rinde und damit besonders Teile, die sich für eine Weiterverarbeitung, etwa zu Papier, eig-

nen. Für die energetische Nutzung fällt bei der Verarbeitung von Industrieholz Industrierest-

holz an (dazu Teil 3 ab Seite 91). 

c. Scheitholz 

Bis vor wenigen Jahren gab es eine europarechtlich beeinflusste gesetzliche Einteilung ver-

schiedener Handelsklassen für Rohholz. Nachdem die maßgebliche Richtlinie49 mit Ablauf 

des Jahres 2008 aufgehoben wurde50 hat das BMELV die Verordnung über gesetzliche Han-

delsklassen für Rohholz51 aufgehoben52 und der Bund das zugrundeliegende Gesetz53 gestri-

chen54. 

Insbesondere für Privathaushalte ist Scheitholz der wichtigste Energieträger. Mehr als 2/3 

des durch private Haushalte verfeuerten Holzes ist Scheitholz55. Es handelt sich hierbei um 

größere Stücke gewachsenen Holzes, welches bei der Nutzung von Stammholz anfällt. Für 

seine Erzeugung ist ein möglichst großer Stammholzanteil an der Biomasse erforderlich, wie 

er sich in einer Anpflanzung mit kurzer Umtriebszeit ebenso wenig erzeugen lässt wie im 

Rahmen von Durchforstungsmaßnahmen. Vielmehr wird Scheitholz nahezu ausschließlich 

aus Hochwäldern gewonnen. Damit werden zu seiner Erzeugung die gleichen Baumteile wie 

beim Industrieholz genutzt. Scheitholz ist neben Hackschnitzeln als Regelungsbespiel für na-

turbelassenes stückiges Holz gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 der 1. BImSchV56 einer der in nach § 4 

BImSchG57 genehmigungsfreien Feuerungsanlagen zulässigen Brennstoffe. Die Hälfte des 

deutschen Scheitholzes wird in Bayern und Baden-Württemberg verfeuert. Im letzten Jahr-

zehnt hat sich der Verbrauch mehr als verdoppelt. 

                                                      
48

 http://www.wald-rlp.de/index.php?id=1916 (19.05.2012).  
49

 Richtlinie 68/89/EWG des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für die Sortie-
rung von Rohholz. 
50

 Art. 1 der Entscheidung Nr. 714/2007/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2007, 
ABl. 2007 L 163/16. 
51

 Verordnung über gesetzliche Handelsklassen für Rohholz (HdlKlHolzV) vom 31.07.1969, BGBl. I, S. 1075. 
52

 Verordnung zur Aufhebung der Verordnung über gesetzliche Handelsklassen für Rohholz vom 15.12.2008, 
BGBl. I, S. 2757. 
53

 Gesetz über gesetzliche Handelsklassen für Rohholz (HdlKlHolzG) vom 25.02. 1969, BGBl. I, S. 149. 
54

 Art. 86 Gesetz über die weitere Bereinigung des Bundesrechts vom 8. Dezember 2010, BGBl. I, S. 1864. 
55

 U. Mantau, Holzrohstoffmonitoring – Energieholzverwendung in privaten Haushalten 2010, S. 9. 
56

 Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen vom 26. Januar 2010, BGBl. I, S. 38. 
57

 Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütte-
rungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG), in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 26. September 2002, BGBl. I, S. 3830, zuletzt geändert durch Art. 2 d. G. v. 24. Februar 2012, BGBl. I, 
S. 212. 
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d. Hackholz 

Hackholz ist ausschließlich mechanischer Verarbeitung ausgesetzt und daher naturbelasse-

nes Holz iSv. § 2 Nr. 9 1. BImSchV. Zu seiner Bereitstellung werden Baumteile verwendet, die 

für eine Stammholzverwertung nicht geeignet sind. Davon sind sowohl Ast- und Wurzelteile, 

als auch bei Durchforstungsmaßnahmen anfallende holzartige Biomasse umfasst. Hackholz 

ist neben Scheitholz als Regelungsbespiel für naturbelassenes stückiges Holz gem. § 3 Abs. 1 

Nr. 4 der 1. BImSchV einer der in nach § 4 BImSchG genehmigungsfreien Feuerungsanlagen 

zulässigen Brennstoffe. Als solcher bilden Hackschnitzel in Anlagen bis 5 MW mehr als 75 

Prozent des eingesetzten Brennmaterials, in größeren Anlagen nur rund 50 Prozent. Die Er-

zeugung geschieht weniger unter Nutzung von Stammholz als vielmehr durch Zerkleinerung 

der nicht im Rahmen der Stammholzverwertung nutzbaren Baumteile. Wie sich eine daraus 

resultierende Vollbaumnutzung auf den Naturhaushalt, etwa auf die dem Wald entzogenen 

Nährstoffe, auswirkt, ist stark von den verwendeten Baumarten abhängig58.  

III. Gesetzgebungskompetenz 

1. EU 

Da die Mitgliedsstaaten gem. Art. 4 Abs. 3 UAbs. 2 EUV59 alle geeigneten Maßnahmen zur 

Erfüllung der Verpflichtungen aus den EU-Verträgen zu treffen haben und gem. Art. 4 Abs. 3 

UAbs. 3 EUV die Erfüllung gefährdende Handlungen zu unterlassen haben, könnte sich aus 

dem Unionsrecht ein eingeschränkter nationaler Spielraum für Regelungen ergeben. Den 

nationalen Spielraum begrenzen können aber nur kompetenzgemäß erlassene Unions-

rechtsakte. Für die Bestimmung der Zuständigkeit der Union gilt gem. Art. 5 Abs. 1 S. 1 EUV 

der Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigungen. Dazu stellt Art. 5 Abs. 2 S. 1 EUV klar, 

dass die Union nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigungen nur innerhalb der 

Grenzen tätig wird, die die Mitgliedsstaaten ihr in den Verträgen zur Verwirklichung der da-

rin niedergelegten Ziele übertragen haben und Art. 5 Abs. 2 S. 1 AEUV60 unterstreicht, dass 

alle der Union nicht in den Verträgen übertragenen Zuständigkeiten bei den Mitgliedsstaa-

ten verbleiben. Neben den geschriebenen Kompetenztiteln wird vertreten, dass die Union, 

ähnlich der im deutschen Verfassungsrecht anerkannten Kompetenzen kraft Sachzusam-

menhang, eine Kompetenz für nicht ausdrücklich erfasste Handlungen, welche für eine ver-

nünftige Regelung der Angelegenheiten der ausdrücklichen Kompetenzen besteht, hat. Diese 

                                                      
58

 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 11. 
59

 Vertrag über die Europäische Union, ABl. EU Nr. C 83/13 v. 30.03.2010. 
60

 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, Abl. EU C 115/47 v. 09.05.2008. 
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sogenannte implied powers Theorie wurde vom EuGH im Urteil Fédéchar entwickelt und 

kann als herrschende Ansicht gelten61. Zunächst ist jedoch zu prüfen, ob die Union eine aus-

drückliche Kompetenz, die Holzproduktion zu regeln, besitzt. Der Union fehlt eine ausdrück-

liche Kompetenz für Forstrecht. Möglicherweise können Unionsmaßnahmen auf die Kompe-

tenz für Landwirtschaft und Fischzucht (Art. 38 ff. AEUV), Umwelt (Art. 191 ff. AEUV) und 

Energie (Art. 194 AEUV) gestützt werden. Die Landwirtschaft ist auf die Produktion landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse gerichtet. Landwirtschaftliche Erzeugnisse sind gem. Art. 38 Abs. 1 

UAbs. 2 S. 2 AEUV die Erzeugnisse des Bodens, der Viehzucht und der Fischerei, sowie die 

mit diesen in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Erzeugnisse der ersten Verarbei-

tungsstufe. Allerdings bestimmen sich die Erzeugnisse, auf welche Art. 38 ff. AEUV anwend-

bar ist, nicht nach dieser allgemeinen Beschreibung, sondern gem. Art. 38 Abs. 3 AEUV nach 

dem Anhang I zum AEUV. Diese abschließende Liste62 enthält beispielsweise zwar lebende 

Pflanzen, nicht aber Holz. Regelungen mit Holzbezug sind damit ist nicht von der Agrarkom-

petenz mit umfasst63. Zwar fehlt eine Walddefinition auf Ebene des Primärrechts, doch bie-

tet Art. 3 lit. a) der Waldmonitoringverordnung64 eine entsprechende Begriffsbestimmung. 

Danach sind Flächen von mehr als 0,5 ha Wälder, wenn sie einen Überschirmungsgrad von 

mehr als 10 Prozent und eine Breite von wenigstens 20 m aufweisen, sowie mit dem Wald 

verbundene Flächen, wie forstwirtschaftliche Betriebswege, Lichtungen und andere kleine 

offene Flächen im Wald. Ausdrücklich kein Wald sind Flächen mit vorwiegend landwirt-

schaftlicher Nutzung, Art. 3 lit. a) S. 7 der Verordnung. 

Ob der Umfang der landwirtschaftlichen Kompetenz durch Änderung des Anhang I ohne Ver-

tragsänderung gestützt auf Art. 352 AEUV erweitert werden kann, wird von der überwiegen-

den Auffassung abgelehnt65. Es wird aber vertreten, dass ohne Änderung von Anhang I 

forstwirtschaftliche Maßnahmen gleichwohl auf Art. 352 AEUV gestützt werden können66. 

Da eine solche Ausweitung bisher nicht stattgefunden hat, werden waldbezogene Regelun-

gen bisher bei der Normierung von land- und naturschutzrechtlichen Fragestellungen getrof-

fen. So enthält Verordnung (EG) Nr. 1689/2005 zur Agrarstruktur einen eigenen Abschnitt zu 

Maßnahmen im Forstbereich, da eine sinnvolle Förderung des ländlichen Raumes nur unter 

Einbeziehung der Forstwirtschaft möglich erscheint67. Ebenso entfaltet die auf die Natur-

                                                      
61

 C. Callies, in: C. Callies/M. Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 5 EUV, Rn. 15 f.; G. Langguth, in: O. Lenz/K. 
Borchardt (Hrsg.), EU-Verträge, Art. 5 EUV, Rn. 14; R. Streinz, in: ders (Hrsg.), Art. 5, Rn. 11. 
62

 D.-E. Khan, in: R. Geiger/ders./M. Kotzur (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 38, Rn. 8. 
63

 C. Busse, in: O. Lenz/K. Borchardt, (Hrsg.), EU-Verträge, Art. 39 AEUV, Rn. 20. 
64

 Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 vom 17.11.2003. 
65

 C. Bittner, in: J. Schwarze, (Hrsg.), EU-Kommentar, Art. 32, Rn. 5; G. Thiele, in: C. Callies/M. Ruffert (Hrsg.), 
EU/AEUV, Art. 38; D.-E. Khan, in: R. Geiger/ders./M. Kotzur (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 38, Rn. 8. 
66

 D.-E. Khan, in: R. Geiger/ders./M. Kotzur (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 38, Rn. 9; F. Kopp, in: R. Streinz (Hrsg.), 
EUV/AEUV, Art. 38, Rn. 27. 
67

 Vgl. Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 Erwägungsgrund Nr. 32. 
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schutzkompetenz gestützte FFH-Richtlinie68 regelmäßig Wirkung auf Wälder69. Da auch forst-

liche Produkte unter die Binnenmarktregeln fallen, bietet die Binnenmarktkompetenz die 

Grundlage für verschiedene Sekundärrechtsakte, die sich mit Holzprodukten und dem Wald-

zustand befassen. Zu nennen sind Akte, denen eine Rechtsverbindlichkeit fehlt, nämlich die 

EU-Forststrategie70, der forstwirtschaftliche Aktionsplan der EU71, die Mitteilung für eine 

innovative und nachhaltige forstbasierte Industrie72 und das Grünbuch Waldschutz und Wal-

dinformation: Vorbereitung der Wälder auf den Klimawandel73, aber auch Verpflichtungen 

beim Inverkehrbringen von Holz und Holzprodukten74. 

Wenn ein Sachverhalt unter zwei oder gar noch mehr Rechtsgrundlagen subsumiert werden 

kann, die Kompetenzzuordnung mithin unklar ist, versucht der EuGH daher bekanntlich 

durch - eine durchaus nicht bruchlose - Rechtsprechung eine Schwerpunkttheorie anzuwen-

den und auf das Hauptziel und den hauptsächlichen Regelungsgegenstand abzustellen, also 

nach objektiven Kriterien zu differenzieren, nämlich nach Inhalt, Ziel und Schwerpunkt der 

Maßnahme75. Allerdings steht diese Rechtsprechung nicht kritiklos da. So wirft man ihr teils 

Beliebigkeit vor, teils hält man sie für rein rechtfertigend, etwa mit Blick auf die Entschei-

dung des EuGH76, mit der die Wahl der Binnenmarktkompetenz für die Richtlinie über die 

Vorratsdatenspeicherung gebilligt wurde77. Auch die Formulierung „Unbeschadet der An-

wendung anderer Bestimmungen“ stellt keine Anordnung einer formellen Subsidiarität 

dar78. Eine Doppelabstützung auf mehrere Kompetenzen ist allerdings, anders als auf natio-

naler Ebene, nur möglich, wenn ein Schwerpunkt sich nicht feststellen lässt. Dies ist jedoch 

auch bei Kompetenzbestimmungen, die unterschiedliche nationale Abweichungsmöglichkei-

ten vorsehen, problematisch. Dort sind Abweichungen nur in Bezug auf Bestimmungen eines 

Rechtsakts möglich, die sich entweder schon beim Erlass oder zumindest nachträglich aus-

schließlich dieser Rechtsgrundlage zuordnen lassen79. 

                                                      
68

 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.05.1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild-
lebenden Tiere und Pflanzen. 
69

 T. Franz, Forstrecht, S. 32. 
70

 KOM(1998) 649 endg. mit Bericht zu deren Durchführung KOM(2005) 84 endg. 
71

 KOM(2006) 203. 
72

 KOM(2008) 113. 
73

 KOM(2010) 66. 
74

 Verordnung (EU) Nr. 995/2010 vom 20.10.2010 über die Verpflichtungen von Marktteilnehmern, die Holz 
und Holzerzeugnisse in Verkehr bringen. 
75

 S. Bings in: R. Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 194, Rn. 39; M. Nettesheim, in: E. Grabiz/M. Hilf/ders. (Hrsg.), 
Das Recht der Europäischen Union, Art. 194, Rn. 35; T. Oppermann/C. Classen/M. Nettesheim, Europarecht, 
§ 10, Rn. 8; C. Trüe, Rechtsetzungskompetenzen, S. 159 f. 
76

 EuGH, Urteil v. 10.02.2009, C-301/06. 
77

 M. Nettesheim, in: E. Grabiz/M. Hilf/ders. (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, Art. 194, Rn. 35. 
78

 M. Nettesheim, in: E. Grabiz/M. Hilf/ders. (Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, Art. 194, Rn. 35. 
79

 J. Gundel, Die energiepolitischen Kompetenzen der EU nach dem Vertrag von Lissabon: Bedeutung und 
Reichweite des neuen Art. 194 AEUV, EWS 2011, S. 25 (28), mit Verweis auf EuGH-Rechtsprechung. 
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2. Bund 

Da die Ausübung staatlicher Befugnisse gem. Art. 30 GG80 soweit Sache der Länder ist, als 

das GG keine andere Reglung trifft oder zulässt, bedarf der Bund, wie sich aus Art. 70 GG 

ergibt, für sein gesetzgeberisches Tätigwerden eines ausdrücklichen Kompetenztitels. Einen 

ausdrücklichen Holz- oder Forsttitel besitzt er nicht. Dennoch kann er entsprechende Maß-

nahmen auf seine konkurrierende Gesetzgebungskompetenzen für Recht der Wirtschaft 

(Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG), Förderung der land- und forstwirtschaftlichen Erzeugung (Art. 74 

Abs. 1 Nr. 17 GG), das Bodenrecht (Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG), den Schutz beim Verkehr mit 

land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzgut und den Schutz der Pflanzen gegen 

Krankheiten und Schädlinge (Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG), den Naturschutz und die Land-

schaftspflege (Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG), die Raumordnung (Art. 74 Abs. 1 Nr. 30 GG) sowie 

den Wasserhaushalt (Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG) stützen. Die Abgrenzung der einzelnen Kom-

petenztitel kann zwar unterbleiben, wenn der Bund gleichermaßen für beide möglichen 

Kompetenztitel die ausschließliche Zuständigkeit besitzt81, ist aber entscheidend wenn die 

Kompetenztitel nicht einheitlich der konkurrierenden bzw. einer Art der konkurrierenden 

Zuständigkeit angehören. Da seit der Föderalismusreform in den ersten drei Absätzen von 

Art. 72 GG drei Arten von konkurrierenden Kompetenzen eingerichtet wurden, gewinnt die 

Abgrenzung Bedeutung. So stellt Art. 72 Abs. 2 GG für das Tätigwerden des Bundes, gestützt 

auf Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, gesteigerte Voraussetzungen auf. Der Bund hat hier die Gesetz-

gebungskompetenz nur, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 

im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatli-

chen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht. Nach der Rechtspre-

chung des BVerfG82 genügt es dafür nicht, dass eine allgemeine Verbesserung der dieser 

Kompetenz unterfallenden Materie beabsichtigt wird, sondern es ist eine zu verzeichnende 

oder drohende Auseinanderentwicklung der Lebensverhältnisse innerhalb der Bundesrepub-

lik Deutschland, der entgegengewirkt werden soll, nötig83. Diese Vorgaben seien nur erfüllt, 

wenn tatsächliche Unterschiede der landesrechtlichen Reglungen ursächlich für eine erheb-

lich schlechtere Situation in einzelnen Bundesländern sind84. Dagegen ermöglicht Art. 72 

Abs. 3 GG in bestimmten Bereichen der Bundeskompetenzen nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 28-31 

GG die Abweichungsgesetzgebung. Dass es sich hierbei um dem Wesen nach unterschiedli-

che Materien handelt, wird deutlich, wenn man betrachtet, dass sich gesteigerte Erforder-

lichkeit einer bundesrechtlichen Regelung und unterschiedliche Landesregelungen logisch 

                                                      
80

 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juli 2012 (BGBl. I 
S. 1478) geändert worden ist. 
81

 R. Stettner, in: H. Dreier (Hrsg.), GG, Art. 70 Rn. 32. 
82

 BVerfGE 106, S. 62; BVerfGE 111, S. 226. 
83

 BVerfGE 106, S. 62 (153), BVerfGE 111, S. 226 (253). 
84

 BVerfGE 106, S. 62 (153 f.). 
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ausschließen. Gemein ist beiden, dass sie zu einer restriktiven Auslegung der Bundeskompe-

tenzen gem. Art. 74 GG Anlass geben, indem sie entweder hohe Anforderungen an das Tä-

tigwerden des Bundes legen oder den Ländern nachgelagert erneut gestalterischen Freiraum 

einräumen. Die restriktive, dem Prinzip der grundsätzlichen Länderkompetenz Rechnung 

tragende85 Auslegung der Kompetenztitel des Art. 74 GG, wird in der ständigen Rechtspre-

chung des BVerfG86 angemahnt. Dem treten Stimmen in der Literatur entgegen, die in der 

Spruchpraxis des BVerfG eine weite oder gar „laxe“ Auslegung der Kompetenztitel erbli-

cken87. 

Die Kompetenz im Recht der Wirtschaft gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG wird zwar grundsätz-

lich recht weit verstanden88, doch muss der wirtschaftslenkende Charakter der getroffenen 

Regelung derart überwiegen, dass ordnungsrechtliche Elemente als bloßer Annex erschei-

nen. Dennoch sind nicht nur Regelungen organisatorischer Art, sondern auch solche, die 

lenkend in das Wirtschaftsleben eingreifen, abgedeckt89. Die generalklauselartige Formulie-

rung macht Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG zu einer Art „Auffangtatbestand“, der als solcher nur 

zum Tragen kommen kann, wenn kein speziellerer Titel einschlägig ist90. Daher ist zu schau-

en, ob für Holzfragen betreffende Regelungen eine speziellere Kompetenz besteht. 

Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG enthält neben dem Bodenrecht einen Katalog „völlig gleichwertiger“ 

Materien91, von denen die anderen keinen Bezug zur Biomasseproduktion aufweisen. Maunz 

erklärt, dass sich das Gesetz zur Verbesserung der Agrarstruktur und zur Sicherung der land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundstücksverkehrsgesetz) von 1960 auf die in der glei-

chen Nummer genannte Kompetenz für das Recht des Grundstücksverkehrs stützt92. Aller-

dings wurde inzwischen die Kompetenz auf „städtebaulichen“ Grundstücksverkehr einge-

schränkt. Dadurch wurde aus der Kompetenz jene für den landwirtschaftlichen Grundstücks-

verkehr gestrichen93. Bundesrecht, welches auf die alte Kompetenz gestützt war, gilt aber 

gem. Art. 125a GG fort94. Die inhaltliche Nähe der die Urproduktion betreffenden Land- und 

                                                      
85

 BVerfGE 10, S. 89 (101). 
86

 BVerfGE 12, S. 205 (228 f.); 15, S. 1 (17); 26, S. 281 (297 f.). 
87

 S. Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 3. 
88

 R. Sannwald, in B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 109 unter Verweis auf 
st. Rsp d. BVerfG. 
89

 R. Stettner, in H. Dreier (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 55. 
90

 S. Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 96. 
91

 BVerfGE 3, 407 (414). 
92

 T. Maunz, in: ders./G. Dürig (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 199. 
93

 S. Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 128. 
94

 So gilt das Grundstückverkehrsgesetz – GrdstVG, durch das die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines land- 
und forstwirtschaftlichen Grundstücks ab einer von den Ländern festgelegten Mindestgröße, zwischen 0,15 ha 
im Saarland (§ 1 Abs. 1 VOGrdStVG Saar) und 2 ha in Bayern (Art. 2 BayAGGrdstVG), genehmigungspflichtig 
wird, fort. Allein Baden-Württemberg hat bisher von der Möglichkeit ein neues Vollgesetz zu erlassen Gebrauch 
gemacht. Allerdings enthält das Agrarstrukturverbesserungsgesetz – ASVG keine wesentliche materielle Ände-
rung. Es bleibt bei einer Genehmigungspflicht für Veräußerungen von land- und forstwirtschaftlichen Grund-
stücken mit einer Mindestgröße von 1 ha. 
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Forstwirtschaft legt nahe, diese Beschränkung auch auf Forstgrundstücke zu übertragen. Die 

Kompetenz für Bodenrecht umfasst „solche Vorschriften, die den Grund und Boden unmit-

telbar zum Gegenstand rechtlicher Ordnung haben, also die rechtlichen Beziehungen des 

Menschen zum Grund und Boden regeln“95. 

Der Kompetenztitel des Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG umfasst unter anderem den Schutz beim 

Verkehr mit land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzengut sowie den Schutz von 

Pflanzen gegen Krankheiten und Schädlinge. Der Begriff Saatgut bezeichnet die Samen zur 

Erzeugung von Pflanzen96. Von forstwirtschaftlichem Pflanzengut sind auch Forstpflanzen 

und Baumsetzlinge umfasst97. Allerdings ist Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG auf den Verkehr mit 

land- und forstwirtschaftlichem Saat- und Pflanzengut gerichtet. Hierunter fallen die Herstel-

lung, Zulassung, Vertrieb und Verbrauch98. Schutzzweck ist folglich der Verbrauchsgüter-

schutz, d.h. heißt die Abwehr gesundheitlicher Gefahren und Verhinderung der Übervortei-

lung des Verbrauchers99. Im Ergebnis bezieht sich die Kompetenz daher nur auf den Umgang 

mit den betreffenden Stoffen, nicht aber das gesamte Recht der Saat- und Forstpflanzen100. 

Das Forstrecht ist hiervon also nicht umfasst. Weiterhin beinhaltet Art. 74 Abs. 1 Nr. 20 GG 

auch den Pflanzenschutz. Darunter ist keine Kompetenz zum allgemeinen Naturschutz zu 

verstehen101. Vielmehr handelt es sich hierbei sowohl um vorbeugende als auch nachgängige 

Maßnahmen - wenn bereits ein Befall mit Schädlingen oder eine Krankheit vorliegt102 - die 

aber auf den Schutz einzelner Pflanzen gerichtet sein müssen und beispielweise nicht der 

Erhaltung eines Biotops als solchem dienen103. Im Ergebnis lässt sich daher auch hieraus kei-

ne forstrechtliche Kompetenz ableiten. 

Naturschutz und Landschaftspflege (Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG) unterlagen bis zur Föderalis-

musreform der Rahmengesetzgebungskompetenz des Bundes104. Nun sind diese Bereiche 

Teil der Bundeskompetenzen zum Umweltrecht105. Naturschutz und Landschaftspflege sind 

                                                      
95

 BVerfGE 3, S. 407 (424). 
96

 R. Sannwald, in B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 270. 
97

 S. Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 I Nr. 20 Rn. 145; R. Sannwald, in B. Schmidt-
Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 271. 
98

 R. Sannwald, in B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 269. 
99

 R. Stettner, in H. Dreier (Hrsg.), GG, Art 74 Rn. 97; B. Pieroth, in H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 47; S. 
Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 I Nr. 20 Rn. 145. 
100

 B. Pieroth, in H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 47. 
101

 R. Sannwald, in B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74, Rn. 273; S. Oeter, in H. v. 
Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 I Nr. 20 Rn. 146. 
102

 R. Sannwald, in B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74, Rn. 272; S. Oeter, in H. v. 
Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 I Nr. 20 Rn. 146; R, Stettner, in H. Dreier (Hrsg.), GG, Art 74 
Rn. 97. 
103

 S. Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 I Nr. 20 Rn. 146; R. Stettner, in H. Dreier 
(Hrsg.), GG, Art 74 Rn. 97; B. Pieroth, in H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 48; R. Sannwald, in B. Schmidt-
Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74, Rn. 273.; . 
104

 B. Pieroth, in H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 68. 
105

 R. Sannwald,  in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 333. 
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eng miteinander verwoben, die Übergänge stellen sich fließend dar106, daher können sie 

nicht voneinander getrennt werden und sind unter dem Oberbegriff der Landespflege zu-

sammenzufassen107. Umfasst sind sowohl die Gefahrenabwehr als auch die positive Gestal-

tung und Beeinflussung des Naturhaushalts und der Landschaft108. „Die allgemeinen Grunds-

ätze des Naturschutzes, das Recht des Artenschutzes oder des Meeresschutzes“ gemäß 

Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GG sind der Abweichungsbefugnis entzogen109. Der konkrete Inhalt 

der abweichungsfesten Kerne ist unscharf110. Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich je-

doch, dass zu diesen abweichungsfesten Grundsätzen insbesondere Regelungen zählen, die 

den Erhalt der biologischen Vielfalt und die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes zum Ge-

genstand haben111. Zum Verständnis von naturschutzrechtlichem Artenschutz ist eine Orien-

tierung an §§ 40 ff. BNatSchG112 angebracht – anders beim jagdrechtlichen Artenschutz113; 

dieser unterfällt Art. 74 Abs. 1 Nr. 28 GG114. Auf diese Norm sind Bestimmungen zu jagdba-

ren Tieren, andere Aspekte des jagdbezogenen Artenschutzes sowie zu Wildschäden115 zu 

stützen116. Das Recht des Meeresschutzes enthält verbindliche Regelungen zum maritimen 

Biodiversitätsschutz; dabei sind der maritime Arten- und Gebietsschutz sowie die natur-

schutzfachliche Bewertung bei der Realisierung von Vorhaben im maritimen Bereich mitum-

fasst 117. Der Begriff Meer bezieht sich in diesem Zusammenhang auf die über die als Ho-

heitsgebiet geltende Zwölf-Seemeilen Zone hinaus auch auf die ausschließliche Wirtschafts-

zone bzw. den Festlandsockel118. Auf Grund der landesspezifischen Eigenheiten, haben die 

Länder eine eigene Regelungszuständigkeit für die konkreten Voraussetzungen und Inhalte 

für die Ausweisung von Schutzgebieten sowie für die gute fachliche Praxis für die Land- und 

Forstwirtschaft, bei der es keiner bundeseinheitlichen Regelung bedarf119. Nutzungs- und 

Zugangsbeschränkungen, sowie die Erhaltung des Waldes und die Förderung der Forstwirt-

schaft hingegen gehören zur Kompetenz des Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG. 

Wasserhaushalt gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr. 31 GG entspricht dem Begriff der Wasserwirt-

schaft. Er umfasst die Wassermengen- und Wassergütewirtschaft – wobei sich die Zustän-

                                                      
106

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 183. 
107

 B. Pieroth, in: H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 68. 
108

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 183. 
109

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 184. 
110

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 184. 
111

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 184. 
112

 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
21. Januar 2013 (BGBl. I S. 95) geändert worden ist. 
113

 BT-Drs. 16/813, S. 11. 
114

 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 340. 
115

 Zu den negativen Auswirkungen von Wildschäden auf forstliche Anpflanzungen: BGH NVwZ 2011, 852 
(853 f.). 
116

 M. Kotulla, Umweltgesetzgebungskompetenzen und „Föderalismusreform“, NVwZ 2007, 489 (492). 
117

 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 341. 
118

 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 341. 
119

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 185. 
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digkeit auf das Oberflächen- und das Grundwasser erstreckt120 - einschließlich der Planfest-

stellung, der Festsetzung von Wasserschutzgebieten und der Abwasserabgaben121. Es geht 

hierbei um die Regelung der Materie Wasser in ihrer Bedeutung für das menschliche Leben, 

die Wirtschaft und die Industrie, also als Wasserspender und Vorfluter, nicht jedoch die Nut-

zung als Wasserstraße oder Verkehrsweg122. „Eine weitergehende wasserwirtschaftliche Ge-

setzgebungskompetenz für die Wasserstraßen nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 21 GG scheidet 

aus“123. Die Erforderlichkeitsklausel des Art. 72 Abs. 2 GG ist für den Wasserhaushalt nicht 

einschlägig. Gem. Art. 72 Abs. 3 Nr. 5 GG besteht ein Abweichungsrecht der Länder. Ausge-

nommen sind jedoch stoff- oder anlagenbezogene Regelungen,124 d.h. Normen die stoffliche 

oder von Anlagen ausgehende Einwirkungen auf den Wasserhaushalt, wie beispielsweise das 

Einbringen oder –leiten von Stoffen, zum Gegenstand haben125. 

Der Umfang von Art. 74 Abs. 1 Nr. 17 GG umfasst die Förderung der sog. Urproduktion nicht 

aber den Handel mit den Produkten oder dessen Verarbeitung126, enthält jedoch keine all-

gemeine Kompetenz für die Agrarwirtschaft127. Unter Förderung können unterschiedliche 

Maßnahmen finanzieller, organisatorischer, ordnender128 oder marktlenkender Art verstan-

den werden, solange sie nur positiv motiviert sind129. Die Erhebung von Abgaben ist einge-

schlossen130.  

Dem Bund wird eine umfassende Kompetenz zur Sicherung und Förderung des Ernährungs-

wesens im weitesten Sinne gegeben131. Bezüglich der Förderung der Erzeugung ist diese 

Bundeskompetenz aber nicht nur auf solche Maßnahmen begrenzt, die auch zugleich der in 

Art. 74 Abs. 1 Nr. 17 GG genannten Sicherung der Ernährung dienen. Dafür spricht die an 

gleicher Stelle aufgeführte Förderung der forstwirtschaftlichen Erzeugung, die ohnehin nicht 

als Unterfall der Ernährungssicherung verstanden werden kann132. Auf Basis dieser Kompe-

tenz können auch öffentlich-rechtliche Wasserverbände begründet werden133. 

Das Recht der Flurbereinigung unterliegt der Gesetzgebungskompetenz der Länder134. 
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 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 192. 
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 B. Pieroth, in: H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 71. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 368. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 367. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 365. 
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 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 192. 
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 S. Oeter, in H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 119. 
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 R. Stettner, in: H. Dreier (Hrsg.), GG, Art. 72 Rn. 80. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 195. 
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 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 119. 
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 B. Pieroth, in: H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 35. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 192. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 196. 
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 R. Sannwald, in: B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 193. 
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 B. Pieroth, in: H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 35; R. Sannwald, in B. Schmidt-Bleibtreu/H. Hofmann/A. 
Hopfauf (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 200. 
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Dem systematischen Zusammenhang entsprechend umfasst die Kompetenz für Hochsee- 

und Küstenfischerei Förderungs- und Sicherungsmaßnahmen, sowie Ein- und Ausfuhrrege-

lungen135. Der Küstenschutz umfasst dabei – entsprechend der Gemeinschaftsaufgabe nach 

Art. 91a Abs. 1 Nr. 2 GG136 - die Erhaltung des Festlands gegenüber dem Meer durch techni-

sche, organisatorische und personelle Schutzmaßnahmen. Dies geschieht insbesondere 

durch den Bau von Sperrwerken und Deichen, die auch dem Schutz der öffentlichen Sicher-

heit dienen. Nicht vom Küstenschutz erfasst ist dagegen der Schutz vor Verschmutzungen 

z.B. durch havarierte Öltanker137.    

Der Bund hat die die Holzproduktion betreffenden Belange im BWaldG geregelt. Dieses 

stützt sich in weiten Teilen138 auf die Kompetenz zur Förderung der land- und forstwirt-

schaftlichen Erzeugung gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 17 GG139 und die im Rahmen der Föderalis-

musreform in Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG niedergelegte Kompetenz für Naturschutz und Land-

schaftspflege. Zuvor140 war diese Kompetenz gem. Art. 75 Nr. 3 GG a.F. eine der Rahmenge-

setzgebung. Für den Bereich der ehemaligen Rahmengesetzgebungskompetenzen in dem 

der Bund auch nach Wegfall des Art. 75 GG kompetent bleibt, ergibt sich aus Art. 125b 

Abs. 1 S. 1 GG die Fortgeltung der betroffenen Normen als Bundesrecht. Durch Art. 125b 

Abs. 1 S. 2 GG wird klargestellt, dass die Länder bei Altrecht insoweit bestehen bleiben wie 

sie unter der Geltung von Art. 75 GG bestanden. Für die Bereiche der durch die Föderalis-

musreform geschaffenen141 Abweichungsgesetzgebung wird durch Art. 125b Abs. 1 S. 3 GG 

die Abweichungsmöglichkeit auch dann eröffnet, wenn Bundesnormen, von denen abgewi-

chen werden soll, bereits unter der Geltung des Art. 75 GG erlassen wurden. Betroffen hier-

von ist auch die Kompetenz für Naturschutz und Landschaftspflege gem. Art. 72 Abs. 3 Nr. 2 

GG auf welche das BWaldG gestützt ist. Durch die Änderung kann der Bund nun Vollregelun-

gen erlassen142. Da mit der Änderung des GG aber keine materielle Kompetenzverschiebung 

beabsichtigt war, wurde als Ausgleich für die ausgeweitete Bundeskompetenz die Möglich-

keit der Abweichungsgesetzgebung geschaffen. Abweichungen können aber gem. Art. 72 

Abs. 3 Nr. 2 GG nicht Reglungen zu den allgemeinen Grundsätzen des Naturschutzes betref-

fen. Da das BWaldG hinsichtlich der im Naturschutz verwurzelten Walderhaltungsvorschrif-

ten durch seine Rahmengestaltung nicht über das Normieren von Grundsätzen hinausgeht, 

besteht in diesem Bereich aktuell keine Abweichungsmöglichkeit. 

                                                      
135

 S. Oeter, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. Starck (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 123. 
136

 R. Stettner, in: H. Dreier (Hrsg.), GG, Art. 72 Rn. 82. 
137

 B. Pieroth, in: H. Jarass/ders. (Hrsg.), GG, Art. 74 Rn. 36. 
138

 Im Einzelnen: F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 10. 
139

 M. Kloepfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 268. 
140

 Vgl. BGBl. 1949 S. 1 (10). 
141

 C. Degenhart, in: M. Sachs (Hrsg.), GG, Art. 72 Rn. 40. 
142

 BT-Drs. 16/813, S. 11. 
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3. Fazit 

Ein einheitlicher Kompetenztitel für die mit der Produktion von holzartiger Biomasse ver-

bundenen Aspekte besteht auf keiner der aufgezeigten Normsetzungsebenen. Vielmehr bil-

den unterschiedliche Teilkompetenzen auf den verschieden Ebenen die Grundlage für eine 

uneinheitliche Rechtslage, die durch die Möglichkeit der Abweichungsgesetzgebung ver-

stärkt werden kann. Dennoch verfügt der Bund über die Kompetenz wesentliche Grundzüge 

der Produktion zu regeln. 

IV. Waldholz143 - Ordnungsrecht 

1. Allgemeines 

Wald und Forst werden oft synonym gebraucht, doch sind sie nicht per se inhaltsgleich. Un-

ter Wald144 wird „ein größeres Stück Gelände, das dicht mit Bäumen bewachsen ist“145, also 

eine Ansammlung im Zusammenhang stehender Bäume verstanden, die den Eindruck der 

Geschlossenheit vermitteln und eine Fläche von einiger Größe einnehmen146. Mit dem Be-

griff Forst ist der wirtschaftlich genutzte, nicht naturbelassene Wald bezeichnet147. Dieses 

einschränkende Wortverständnis lässt sich zwar noch feststellen148, doch kann Forst auch als 

Synonym für Wald verstanden werden149. Unter Forstwirtschaft lässt sich eine planmäßige 

Tätigkeit gerichtet auf die Begründung, Pflege und Nutzbarmachung des Waldes verste-

hen150. Die etymologische Entwicklung des Begriffes Forst ist stark durch dessen rechtlichen 

Bezug geprägt. So bezeichnet Forst ab dem 8. Jhd. Wald, der unter hoheitlicher Banngewalt 

steht151. Forst war daher von Beginn an begrifflich enger gefasst als Wald. Später verschiebt 

sich die Wortbedeutung von hoheitlichen Waldgebieten zum Wirtschaftswald152. 

Für den Waldbegriff ist die Holznutzung nicht wesentlich, wohl aber für einen engen Forst-

begriff153. Eine teilweise Nutzungseinschränkung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen 

lässt den Forstcharakter nicht entfallen. Da Forst als durch das gestaltende Eingreifen des 

                                                      
143

 Auch forstwirtschaftliche Biomasse, vgl. AEE, Potenzialatlas Bioenergie in den Bundesländern, S. 4. 
144

 Das Wort Wald hat in dem indogermanischen Wort „waltus“ den gleichen Ursprung wie Wildnis, und be-
zieht sich auf der Kultur nicht unterworfenes Land (K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 34.). 
145

 Duden, Das Bedeutungswörterbuch, 3. Aufl., S. 1029. 
146

 T. Franz, Forstrecht, S. 9.   
147

 C. Neumann, Das Buch vom deutschen Wald, Verlag, Georg Dollheimer, 1935, S. 11.  
148

 Duden, Das Bedeutungswörterbuch, 3. Aufl., S. 377. 
149

 Duden, Das Bedeutungswörterbuch, 3. Aufl., S. 1029. 
150

 K. Mantel, Einführung in die Forstliche Rechtslehre, S. 497. 
151

 K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 36. 
152

 K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 37. 
153

 K. Mantel, Einführung in die Forstliche Rechtslehre, S. 497. 
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Menschen geprägte Kulturlandschaft erfasst wird, entfällt die Forsteigenschaft erst wenn 

dauerhaft keine Nutzung vorgenommen wird und sich der Wald daher unbeeinflusst vom 

Menschen entwickelt154. Die Unterscheidung stellt sich aber zumeist als eine eher sprachli-

che denn rechtliche dar155 und entstammt der geschichtlichen Bedeutung von Forst als ge-

schützter156, der herrschaftlichen Nutzung vorbehalten Wäldern157. 

Neben die Nutzung des Waldes als Holzlieferant und Jagdgebiet traten in der Neuzeit weite-

re Funktionen. In dem Maß, in dem in den vergangenen Jahrzenten die Naturschutz - und 

Erholungsfunktion gegenüber der reinen Holznutzung stärker betont wurde, ging ein zu-

nehmender Ersatz der Bezeichnung Forstrecht zu Waldrecht einher158. Aus rechtlicher Sicht 

ist eine Unterscheidung zwischen Wald und Forst weder möglich noch nötig159. Eine am all-

gemeinen Sprachgebrauch orientierte Unterscheidung zwischen Wald und Forst kann gar zu 

einer Fehlinterpretation der Wald- und Forstgesetze führen160. Zu begrüßen ist daher die 

Klarstellung in Art. 2 Abs. 1 BayWaldG161. Dort wird Forst durch einen Klammerzusatz als 

Synonym für Wald angegeben. Dieser synonyme Gebrauch entspricht der ganz überwiegen-

den Auffassung162. 

Die vergangen Bundeswaldinventuren zeigen, dass die Waldfläche in Deutschland seit der 

Mitte des 20. Jhds. wachsen, bis heute um ca. 700.000 ha163. Angesicht der Gesamtfläche 

Deutschlands von 35.712.350 ha164 fällt dies jedoch weniger ins Gewicht. Die grundlegende 

Tendenz zur Vergrößerung165 der Waldfläche ist älter166 als das geltende BWaldG, wird aber 

durch dieses dadurch verstärkt, dass gem. § 9 Abs. 2 BWaldG regelmäßig Ausgleichsauffors-

                                                      
154

 T. Franz, Forstrecht, S. 10. 
155

 F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 79. 
156

 Ab dem 9. Jhd lang. gelang es den karolingischen Königen - gestützt auf ein königliches Bodenverfügungs-
recht über herrenloses Land, zu welchem der Wald zählte, - ein königliches Schutzbannrecht zu etablieren. 
Dadurch wurden diese Wälder der allgemeinen Nutzung entzogen. Die Rechte an den nun exklusiven Forsten 
wurden an Lehensträger übertragen (K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 153). 
157

 F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 80 m.w.N. 
158

 F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 80. 
159

 A. Zerle/W. Hein/D. Brinkmann/C. Foerst/H. Stöckel, Forstrecht in Bayern, Erl. Art. 2 Rn. 1. 
160

 E. Endres,  in: K.-G. Kolodziejcok/ders./S. Krohn (Hrsg.), BWaldG, § 2 Rn. 3. 
161

 Waldgesetz für Bayern (BayWaldG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.August 1982 (BayRS 7902-
1-L), zuletzt geändert durch Gesetz vom  
23.November 2001 (GVBl S. 734). 
162

 A. Zerle/W. Hein/D. Brinkmann/C. Foerst/H. Stöckel, Forstrecht in Bayern, Erl. Art. 2 Rn. 1; E. Endres, in: K.-G. 
Kolodziejcok/ders./S. Krohn (Hrsg.), BWaldG, § 2 Rn. 3 mwN. 
163

 Abrufbar unter http://www.vsh.de/markt/forstwirtschaft (20.03.2012). 
164

 Abrufbar unter http://www.statistik-portal.de/Statistik-Portal/de_jb01_jahrtab1.asp (22.03.2012). 
165

 Seit dem Zeitraum der geringsten Bewaldung im 18. Jhd. 
166

 Insgesamt hat sich der Anteil der bewaldeten Fläche in den letzten 600 Jahren nicht nennenswert verändert. 
Veränderungen gab es in der Neuzeit dadurch, dass sich örtlich Waldrodung und Wiederaufforstung gegen-
überstehen. Dabei haben planmäßige Aufforstungen der vergangen 200 Jahre die durch Übernutzung verur-
sachte Holznot des 18. Jhds. auszugleichen vermocht (K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 64); U. E. 
Schmidt, Entwicklungen in der Bodennutzung im mittleren und südlichen Schwarzwald seit 1780, Mitteilungen 
des Forstlichen Versuchs- und Forschungsanstalt Baden-Württemberg, Band 146, S. 192. 



Rechtliche Anforderungen an Anbau und Gewinnung von Biomasse  

20 

Würzburger Studien zum Umweltenergierecht 

 

tungen bei Rodungen stattzufinden haben. Dadurch wird aber häufig in bereits waldreichen 

Gebieten neuaufgeforstet während Wald insbesondere in Ballungsräumen verloren geht. 

Aufgrund des erwarteten weiteren Nachfrageanstiegs, sowohl nach Industrieholz als auch 

nach dem Energieträger Holz167, wird mittelfristig eine Versorgungslücke mit heimischem 

Holz prognostiziert168. Dazu trägt auch der Umstand bei, dass aus ökologischen Gründen ein 

höheres Bestandsalter der Bäume angestrebt werden sollte169, sowie 50 Prozent der natürli-

chen Holzvorräte erhalten bleiben sollten170. 

2. Wald im rechtlichen Sinne 

Rechtliche Regelungen betreffend die Nutzung171 des Waldes sowie den Schutz172 der Wäl-

der zählen zu den ältesten öffentlich-rechtlichen Normen173. 

Der nicht eindeutige Sprachgebrauch macht eine rechtsverbindliche Einordnung von Flä-

chennutzungen als Wald oder Nichtwald erforderlich. Die unterschiedliche Bezeichnung 

Wald bzw. Forst zieht sich durch die verschiedenen bundes174- und landesrechtlichen Rege-

lungen. Gerade um die - nicht nur bezüglich der Walddefinition - zersplitterte forstliche 

Rechtslage zu harmonisieren hatte der Bundesgesetzgeber das BWaldG erlassen175. Die Ge-

setzesbezeichnung folgt zumeist dem bundesrechtlichen Vorbild des BWaldG, dementspre-

chend meist Landeswaldgesetz. Dennoch findet sich auch die Bezeichnung Forstgesetz, so in 

Hessen176 und NRW177. Eine Klarstellung, dass Wald und Forst rechtlich synonym zu gebrau-

chen sind findet sich etwa in Art. 2 Abs. 1 BayWaldG. 

Dabei ist der wesentliche Unterschied zwischen natürlicher und rechtlicher Waldeigenschaft, 

dass die letztere unbeschadet tatsächlicher Änderungen fortbestehen kann, so werden wi-

                                                      
167

 BMELV, Waldstrategie 2020, S. 23. 
168

 S. Stüber, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60 S. 26. 
169

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2012, Tz. 375. 
170

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2012, Tz. 385. 
171

 Zu den ältesten rechtlichen Bestimmungen der Waldnutzung gehören solche aus dem 9. Jhd., welche etwa 
die Vornahme von Rodungen unter Erlaubnisvorbehalt stellten (F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 1); umfassende 
Waldordnungen bereits um 1300 nachweisbar (U. E. Schmidt, Entwicklungen in der Bodennutzung, S. 31.). 
172

 So beinhaltete die Capitulare de villis aus dem 9. Jhd. den Gedanken Wälder, wo sie nötig sind zu erhalten 
(K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 62 f). 
173

 Waren diese Beschränkungen zunächst zum Schutz der hoheitlichen Wälder, so erfolgte später eine Auswei-
tung der Übermaßholzentnahmevorschriften auch für Privatwald, etwa 1766 durch Kabinettsordre in Preußen 
(F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 1). In der frühen Neuzeit entstehen in weiten Teilen Deutschlands landesherrliche 
Forstordnungen, die anders als ältere mittelalterliche Waldordnungen die Nutzung umfangreicher regelten (K. 
Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 40.). 
174

 Etwa Bundeswaldgesetz aber Forstvermehrungsgutgesetz. 
175

 BT-Drs. 7/889 S. 1. 
176

 Hessisches Forstgesetz i.d.F. v. 10.09.2002. 
177

 Landesforstgesetz für das Land NRW. 
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derrechtliche Rodungen nicht durch den Wegfall der Bäume zu waldfreien Flächen. Ebenso 

können natürliche Waldflächen als Nichtwald fingiert werden, z.B. KUP gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 

BWaldG. Die Eintragung ins Waldverzeichnis hat grundsätzlich nur deklaratorische Wirkung. 

Allerdings können die Länder bestimmen, dass den Verzeichnissen eine rechtliche Fiktions-

wirkung zukommt178. 

Gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 BWaldG werden KUP als Nichtwald fingiert. KUP sind solche Anpflan-

zungen, deren Holzverwertung innerhalb von maximal 20 Jahren beabsichtigt ist. Abwei-

chend von § 2 Abs. 2 Nr. 1 BWaldG bestimmt Art. 4 Nr. 7 BayWaldG179, dass die Umtriebszeit 

in KUP maximal 10 Jahre betragen darf. Allerdings ist diese Vorschrift älter als die neue Fas-

sung von § 2 Abs. 2 BWaldG. Das 10 Jahre-Kriterium sollte ursprünglich den in § 1 FGlG180 

umgesetzten181 agrarbeihilferechtlichen Regelungen entsprechen182 und wurde seit der 

BWaldG-Änderung nicht geändert. Durch die Ausnahme vom Waldbegriff wird die Anpflan-

zung von Holzpflanzen auf landwirtschaftlichen Flächen vereinfacht, da die forstrechtlich ggf. 

nötigen Genehmigungen nicht greifen183. Da die Waldumwandlung i.d.R. zu versagen ist (vgl. 

§ 9 Abs. 1 BWaldG), wenn sie einer nachhaltigen forstlichen Nutzung widerspricht, ist die 

Umwandlung von Wald in KUP Fläche i.d.R. nicht unproblematisch. Die Ausnahme des 

BWaldG verhindert daher in der Praxis lediglich, dass ehemals landwirtschaftlich genutzte 

Flächen durch den Betrieb von KUP zu rechtlichem Wald werden. 

Gem. § 2 Abs. 1 S. 1 BWaldG gilt die enthaltene Walddefinition für dieses Gesetz. Sie kann 

daher nicht ohne weiteres auf andere Normen übertragen werden in denen von Wald ge-

sprochen wird184. In anderen Rechtsbereichen sind aber auch keine im Vergleich zur Land-

wirtschaft anderen Rechtsfolgen vorgesehen, sodass hier die Abgrenzung nicht nötig ist185. 

a. Bundeswaldrecht 

Da dem Bund eine umfassende Forstkompetenz fehlt, hat der Bund das zentrale BWaldG auf 

mehrere Kompetenztitel gestützt186. Die wichtigste187 bundesrechtliche Walddefinition fin-

                                                      
178

 So begründet etwa die Eintragung gem. § 5 Nr. 2 ThürWaldG die Vermutung, dass die Grundfläche Wald ist. 
179

 Soweit wohl als einzige abweichende Landesnorm. 
180

 Gesetz zur Gleichstellung stillgelegter und landwirtschaftlich genutzter Flächen vom 10. Juli 1995 (BGBl. I 
S. 910), zuletzt geändert durch Art. 26 d. G. v. 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934) geändert worden ist. 
181

 Hierbei lieferte § 1 Abs. 1 FGlG als bundesrechtliche Spezialnorm eine Möglichkeit von § 2 BWaldG abzuwei-
chen. 
182

 Amtliche Begründung zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Waldgesetzes für Bayern 2004, B. zu 
Nr. 3; A. Zerle/W. Hein/D. Brinkmann/C. Foerst/H. Stöckel, Forstrecht in Bayern, Erl. Art. 2 Rn. 16. 
183

 T. Franz, Forstrecht, S. 13. 
184

 E. Endres, in: K.-G. Kolodziejcok/ders./S. Krohn (Hrsg.), BWaldG, § 2 Rn. 3. 
185

 Für das BauGB: R. Löhr, BauGB, § 5 Rn. 32. 
186

 Vgl. im Einzelnen F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 65; mit Nennung, aber ohne Zuordnung der einzelnen Rege-
lungen BT-Drs. 7/889 S. 1 f. 
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det sich in § 2 Abs. 1 BWaldG. Wald wird nicht durch die Bestimmung einer Fläche zur 

Holzproduktion, sondern durch ihre objektive Bestockung definiert188. Ob dieser tatsächliche 

Bewuchs Ergebnis planerischen menschlichen Handelns ist, ist nicht ausschlaggebend189. 

Neben dieser Grunddefinition werden bestimmte Flächen als Wald fingiert, andere Flächen, 

obwohl sie mit Forstpflanzen bestockt sind, hingegen ausdrücklich ausgenommen. Gem. § 2 

Abs. 2 BWaldG sind Grundflächen auf denen Baumarten mit dem Ziel baldiger Holzentnahme 

angepflanzt werden und deren Bestände eine Umtriebszeit von nicht länger als 20 Jahren 

haben (KUP) (Nr. 1), Flächen mit Baumbestand, die gleichzeitig dem Anbau landwirtschaftli-

cher Produkte dienen (agroforstliche Nutzung) (Nr. 2), mit Forstpflanzen bestockte Flächen, 

die am 6. August 2010 in dem in § 3 Satz 1 der InVeKoS-Verordnung190 bezeichneten Flä-

chenidentifizierungssystem als landwirtschaftliche Flächen erfasst sind, solange deren land-

wirtschaftliche Nutzung andauert (Nr. 3) und in der Flur oder im bebauten Gebiet gelegene 

kleinere Flächen, die mit einzelnen Baumgruppen, Baumreihen oder mit Hecken bestockt 

sind oder als Baumschulen verwendet werden (Nr. 4), kein Wald. Diese Aufzählung von Flä-

chen, die trotz ihrer Erfüllung der Generalklausel des § 2 Abs. 1 S. 1 BWaldG nicht Wald i.S.d. 

BWaldG sind ist abschließend191 und für die Länder bindend192.  

Allerdings eröffnet § 2 Abs. 3 BWaldG den Ländern die Möglichkeit von der bundesrechtli-

chen Walddefinition abweichende Regelungen zu treffen. Das Grundanliegen, Wald so weit 

wie möglich zu erhalten und zu mehren wird deutlich, indem die Länder beliebige „andere 

Grundflächen“ dem Waldbegriff unterstellen, aber nur „Weihnachtsbaum- und Schmuckrei-

sigkulturen sowie zum Wohnbereich gehörende Parkanlagen“ vom Waldbegriff ausnehmen 

dürfen. Weitergehende Ausnahmemöglichkeiten für die Länder, wie sie im Rahmen der ur-

sprünglichen Gesetzgebung gefordert wurden waren ausdrücklich zurückgewiesen wor-

den193. Soweit die Ausnahme von Flächen an eine Zweckbestimmung anknüpft, führt der 

Wegfall der entsprechenden Zweckbestimmung dazu, dass die betreffende Fläche Wald 

wird. So etwa bei entgegen der ursprünglichen Planung durchwachsenden Weihnachts-

baumkulturen194. Die rechtliche Bedeutung dieser Norm liegt in der durch sie festgelegten 

Anwendbarkeit forstrechtlicher Bestimmungen auf bestimmte Flächen, und dadurch auch 
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 Enger als § 2 BWaldG ist etwa Wald i.S.v. § 306 StGB, da hier nur das wachsende Holz und der Waldboden 
mit dem diesen  bedeckenden Gras, Moos, Laub und Strauchwerk erfasst ist (vgl. T. Fischer, StGB, 59. Aufl., 
§ 306 Rn. 8; G. Heine in: A. Schönke/H. Schröder (Hrsg.), StGB, 28. Aufl., § 306 Rn. 8). 
188

 F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 77. 
189

 E. Endres, in: K.-G. Kolodziejcok/ders./S. Krohn (Hrsg.), BWaldG, § 2 Rn. 7, VGH Mannheim, NVwZ 1995, 
1225. 
190

 InVeKoS-Verordnung vom 3. Dezember 2004 (BGBl. I S. 3194), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung 
vom 15. Dezember 2011 (eBAnz 2011 AT144 V1) geändert worden ist. 
191

 E. Endres, in: K.-G. Kolodziejcok/ders./S. Krohn (Hrsg.), BWaldG, § 2 Rn. 1. 
192

 F. Klose/S. Orf, Forstrecht, S. 103. 
193

 BT-Drs. 7/2727, S. 4; BT-Drs. 7/3016, S. 1; BT-Drs. 7/3192, S. 2. 
194

 E. Endres, in: K.-G. Kolodziejcok/ders./S. Krohn, BWaldG, § 2 Rn. 7. 
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der Bestimmung der Normadressaten195. Nach § 2 Abs. 1 S. 1 BWaldG ist jede mit Forstpflan-

zen bestockte Grundfläche, unabhängig davon ob sie zur Holzproduktion genutzt wird196, 

sowie die in einer nicht abschließenden Aufzählung genannte mit dem Wald verbundene 

und ihm dienende Fläche Wald im Sinne des BWaldG. Der Gesetzgeber wollte darunter 

sämtliche forstlichen Laub- und Nadelbaumarten sowohl in- als auch fremdländischer Her-

kunft erfasst sehen197. Die noch von Klose/Orf vorgenommene Abgrenzung von Forst- und 

weiter verstandenen Waldpflanzen198 wird mit Verweis auf die grundsätzlich synonyme 

Verwendung von Wald und Forst im Rahmen des BWaldG abgelehnt199. Dies ist zu begrüßen, 

da bereits Klose/Orf auf eine in der Praxis sehr weite Auslegung von Forstpflanzen hingewie-

sen hatten200. Unter Forstpflanzen lassen sich daher sämtliche üblicherweise in den deut-

schen Wäldern vorkommende Baumarten verstehen201. Sind auf einer Fläche sowohl Obst-

bäume als auch Waldbäume zu finden, so handelt es sich nur dann um Wald, wenn die 

Waldbäume den Baumbestand charakteristisch prägen202. Der bloße Bewuchs mit Sträu-

chern und sonstigen Pflanzen, welche üblicherweise im Wald wachsen, begründet für solche 

Flächen nur dann Waldcharakter, wenn sie mit dem Wald verbunden sind und ihm dienen, 

§ 2 Abs. 1 S. 2 a. E. BWaldG. Dies wird entweder durch eine teleologische Reduktion von 

Forstpflanzen auf solche, die grundsätzlich geeignet sind die Funktionen gem. § 1 Nr. 1 

BWaldG zu erfüllen203 oder bereits in einem Verständnis von Bestockung iSe. überwiegenden 

Bepflanzung, die die Möglichkeit der Stammbildung aufweist erreicht204. Von Bedeutung ist 

ferner die Klarstellung, dass auch kahlgeschlagene und verlichtete Grundflächen Wald sind. 

Anders gewendet, die Waldeigenschaft entfällt nicht durch teilweise oder völlige Entfernung 

des Waldbestandes  infolge menschlichen Handelns oder durch Naturereignisse205. Hinsicht-

lich der Fläche setzt die Gesetzesbegründung zum BWaldG eine Mindestgröße von 0,2 ha für 

einen Wald voraus206. Im Rahmen der deutschen Berichte207 gem. Art. 3 des Kyoto-Protokolls 

werden bereits Flächen ab 0,1 ha als Wald erfasst. Eine verbindliche Mindestgröße lässt sich 

nicht feststellen. Doch ergibt der Umkehrschluss zu den gem. § 2 Abs. 2 Nr. 4 BWaldG aus-

drücklich nicht erfassten „kleineren Flächen“, dass die Fläche zumindest nicht klein sein 
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198

 F. Klose/S. Orf, Forstrecht, § 2 Rn. 14. 
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darf208. Bereits der Begriff Grundfläche macht deutlich, dass der Bewuchs eine bestimmte 

Flächenausdehnung bedarf um Wald zu sein209. Die Begründung des BWaldG lässt bereits 

Flächen ab 0,2 ha nicht mehr als „kleinere Flächen“ iSv. § 2 Abs. 2 BWaldG zu210. Dadurch 

werden auch forstwirtschaftlich nur schwer zu verwertende Flächen als Wald erfasst. In Er-

mangelung einer festen Mindestfläche211 und wegen der grundsätzlichen Schwierigkeit eine 

vom Einzelfall unabhängige Mindestgröße forstwissenschaftlich zu bestimmen212, ist im Ein-

zelfall zu prüfen, ob die Waldfunktionen gem. § 1 BWaldG von der betroffenen Fläche erfüllt 

werden können. Dies kann auch deutlich unterhalb der Richtgröße213 von 0,2 ha der Fall 

sein214. 

In bauordnungsrechtlicher Sicht spricht nicht schon die Zuordnung einer Fläche zum Innen-

bereich gegen den Waldcharakter215. Dies ergibt sich aus einem Umkehrschluss zu § 2 Abs. 2 

Nr. 4 BWaldG, worin eine explizite Ausnahme vom Waldbegriff für bestimmte „im bebauten 

Gebiet gelegene Flächen“ normiert ist. Entscheidend sei daher nicht die bauordnungsrechtli-

che Einordnung der Fläche, sondern die Größe der Fläche, die es ermöglicht die Waldfunkti-

onen zu erfüllen216. 

Auf Grund der fehlenden umfassenden Bundeskompetenz umfasst das BWaldG sowohl ab-

schließende als auch Rahmenvorschriften für die Ländergesetzgebung. Bundeseinheitlich ist 

das erste Kapitel des BWaldG in welchen der Anwendungsbereich und die Normadressaten 

dargelegt werden. Gleiches gilt für die Regelungen zu forstwirtschaftlichen Zusammen-
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schlüssen (4. Kapitel des BWaldG) und der Förderung der Forstwirtschaft (4. Kapitel des 

BWaldG). Während diese Vorschriften nur mittelbaren Einfluss auf die Biomasseproduktion 

haben, handelt es sich beim die Erhaltung des Waldes regelnden 2. Kapitel des BWaldG gem. 

§ 5 S. 1 BWaldG um Rahmenvorschriften für die Landesgesetzgebung. Gerade die Anforde-

rungen des 2. Kapitels des BWaldG bestimmen welche Handlungen bei der Biomasseproduk-

tion im Wald zu beachten sind. Im Folgenden werden die aus den Rahmenvorschriften des 

BWaldG ergebenden Verpflichtungen eingegangen. Die landesrechtlichen Besonderheiten 

können dabei nur Anspruch auf Vollständigkeit andeuten, da sie die bunderechtlichen Best-

immungen zwar näher ausgestalten aber die grundsätzlichen Wertungen nicht überwinden. 

b. Waldgesetze der Länder 

Das BWaldG von 1975 ist ausweislich seines § 5 Abs. 1 S. 2 eine Rahmenvorschrift für die 

Landesgesetzgebung. Die Länder sollten innerhalb zweier Jahre nach Inkrafttreten des 

BWaldG entsprechende Regelungen erlassen, § 5 I 2 BWaldG. Als letztes Bundesland ist das 

Land Bremen dieser Verpflichtung mit 30 jähriger Verspätung durch das BremWaldG217 vom 

10.06.2005 nachgekommen. Anlass für diesen späten Erlass war die bei einer Waldrodung im 

Jahre 2003 zu Tage getretene Regelungslücke218. Durch die Landeswaldgesetze können De-

tails abweichend geregelt, aber die grundsätzlichen Wertungen des BWaldG nicht überwun-

den werden. 

3. Adressat der Waldnutzungsvorschriften 

Die bewirtschaftungsbezogenen Handlungs- und Unterlassungspflichten richten sich an den 

Waldbesitzer219, zur Überwachung dieser Verpflichtungen habend die Länder die Forstver-

waltung eingerichtet. Waldbesitzer ist gem. § 4 BWaldG der Waldeigentümer und der Nut-

zungsberechtigte, sofern dieser unmittelbarer Besitzer des Waldes ist220. § 3 BWaldG regelt 

drei verschiedene Arten von Waldeigentum. Da gem. § 5 S. 1 BWaldG nur das 2. Kapitel des 

BWaldG Rahmengesetz ist, handelt es sich bei den übrigen Vorschriften, also auch bei § 3 

BWaldG, um abschließende Regelungen durch den Bund221. Abweichende Definitionen der 

Waldeigentümer durch die Länder bedürfen daher einer Öffnungsklausel in § 3 BWaldG. 
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Die Nutzung von Eigentum (§ 903 BGB222) an bewaldeten Grundstücken unterliegt Ein-

schränkungen. So wird die Möglichkeit Dritte vom Betreten des Waldes auszuschließen 

durch § 14 Abs. 1 S. 1 BWaldG, und damit ein Gesetz iSv. § 903 S. 1 BGB,  grundsätzlich aus-

geschlossen. Das Betreten des Waldes zum Zwecke der Erholung ist dieser Norm nach ge-

stattet. Gem. § 14 Abs. 2 S. 2 BWaldG darf ein Betretungsverbot nur aus wichtigem Grund 

eingeschränkt werden. Anknüpfend an die verschieden Waldeigentumsarten gem. § 3 

BWaldG gelten einzelne forstrechtliche Vorschriften nur für bestimmte Waldeigentümer. So 

wird an Wälder, die eine besondere eigentumsrechtliche Beziehung zum Staat und seinen 

Untergliederungen haben, etwa eine weiter gehende Bewirtschaftungspflicht geknüpft. Im 

Gegenzug steht ihnen die subventionierte staatliche Beförsterung offen. In den vergangen 

Jahren wurden einzelne Zuordnungskriterien verändert, so dass bestimmte ehemalige Kör-

perschaftswälder nun Privatwälder sind und so zwar nicht mehr kostenfrei die staatliche 

Beförsterung nutzen können, dafür aber auch nicht mehr der Verpflichtung zur vorbildlichen 

Bewirtschaftung unterliegen223. 

a. Waldbesitzer 

Nicht immer wird der Eigentümer selbst die Bewirtschaftung des Waldes vornehmen. Die-

sem Umstand tragen § 4 BWaldG sowie die Landeswaldgesetze224 Rechnung, indem als 

Waldbesitzer nicht nur die Waldeigentümer sondern auch die sonstigen Nutzungsberechtig-

ten wie Pächter und Erbbauberechtigte225, die im unmittelbaren Besitz des Waldes sind, de-

finiert werden. Unmittelbarer Besitzer ist in der Regel wer, wie etwa ein Nießbraucher, zur 

Ziehung der gesamten Nutzungen berechtigt ist226. Daher sind etwa Windenergieanlagenbe-

treiber und Jagdpächter aufgrund ihrer nur beschränkten Nutzungsberechtigung keine 

Waldbesitzer227. Die verschiedenen bewirtschaftungsbezogenen Handlungs- und Unterlas-

sungspflichten richten sich an den Waldbesitzer228, die Eigentumsart bestimmt dagegen wel-

che Verpflichtungen anwendbar sind. 

b. Staatswald 

Gem. § 3 Abs. 1 BWaldG ist ein Wald dann Staatswald, wenn die betreffende Fläche im Al-

leineigentum des Bundes, eines Landes oder einer Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 

Rechts steht. Waldflächen im Eigentum von Anstalten229 und Stiftungen des öffentlichen 
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Rechts sind auf Vorschlag der Bundesregierung230 erst durch Neufassung von § 3 Abs. 1 

BWaldG im Jahr 2010231 Staatswald. Diese waren nach § 3 Abs. 2 BWaldG a.F. Körper-

schaftswald. Soweit Landeswaldgesetzte in ihren Waldeigentümerdefinitionen noch eine 

entsprechende Einordnung vorsehen232, sind diese wegen Art. 31 GG unwirksam. Anlass zu 

dieser Änderung war, dass verschiedene Länder, aber auch der Bund233, die Bewirtschaftung 

ihrer Wälder in Anstalten öffentlichen Rechts ausgelagert hatten. Solche Auslagerungen soll-

ten aber nicht zu einer Umgehung der gesteigerten Bewirtschaftungspflichten für Staatswäl-

der führen. Darüber hinaus können die Länder Flächen, an denen sie Miteigentum haben, als 

Staatswald erfassen. 

Mitte des 20. Jhds. wurden rund die Hälfe der bundesdeutschen Waldfläche als Staatswäl-

der, einschließlich der Körperschaftswälder, bewirtschaftet234. Aktuell ist rund ein Drittel der 

deutschen Waldfläche Staatswald235. Mitte des 20. Jhds. War die Bewirtschaftung des Wal-

des unmittelbar durch staatliche Verwaltung, als sogenannte Betriebsverwaltung, die Regel; 

die Organisation als reiner Wirtschaftsbetrieb fand nicht statt236. Konnte Mantel Mitte des 

vergangenen Jahrhunderts feststellen, dass die Organisation der forstlichen Betriebe unmit-

telbar durch die integrierte Verwaltung erfolgt, sind mittlerweile die meisten Bundesländer 

dazu übergegangen, dies in der Form von Eigenbetrieben oder Körperschaften des öffentli-

chen Rechts237 zu leisten. So hat zuletzt Thüringen seinen Landesforstbetrieb in eine Körper-

schaft des öffentlichen Rechts ausgelagert. Eine solche Gliederung wird dem Umstand ge-

recht, dass der Staat im Staatswald vornehmlich als Privatunternehmer auftritt238. 

Art. 3 Abs. 1 Nr. 1 BayWaldG lässt bereits Miteigentum des Bundes ausreichen um die be-

treffende Fläche als Staatswald einzuordnen. Praktische Relevanz könnte eine solche Unter-

schiedlichkeit haben, da Flächen die bundesrechtlich als Privatwald  gelten, landesrechtlich 

als Staatswald gelten könnten mit der Folge der gesteigerten Bewirtschaftungspflichten239 an 

Staatswälder240. Da allerdings § 3 Abs. 1 BWaldG als insofern abschließendes Bundesrecht 

keine Öffnungsklausel enthält, ist die Einbeziehung von Flächen die nur im Miteigentum des 

Bundes stehen wegen Art. 31 GG unbeachtlich. 
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c. Körperschaftswald 

§ 3 Abs. 2 BWaldG bestimmt, dass Wald, der im Alleineigentum der Gemeinden, der Ge-

meindeverbände, der Zweckverbände, sowie sonstiger Körperschaften des öffentlichen 

Rechts steht, Körperschaftswald ist. Allen diesen juristischen Personen ist gemein, dass auch 

sie Gliederungen des Staates darstellen, daher handelt es sich bei Körperschaftswald auch 

um „Staatswald im materiellen Sinne“241. Im Bereich des Körperschaftswaldes ist insbeson-

dere der Gemeindewald zu nennen, also Wald im Eigentum kommunaler Gebietskörper-

schaften. Diese Wälder machen den flächenmäßigen Großteil des Körperschaftswaldes aus. 

Die gemeindliche Forstbewirtschaftung  stellt eine örtliche Angelegenheit im eigenen Wir-

kungskreis242 dar und kann sich daher auf den durch Art. 28 Abs. 2 GG gesicherten Grundsatz 

der Selbstverwaltung der Gemeinden stützen243. Wenn die Gemeinde handelt, hat sie den 

allgemeinen Anforderungen entsprechend pfleglich zu wirtschaften und das Gemeindever-

mögen zu erhalten244. 

Regelmäßig erlaubt bereits die Gemeindegröße kaum, ausreichend forstliches Fachpersonal 

für die Bewirtschaftung der Gemeindewälder vorzuhalten, darum ist besonders bei kleinen 

Gemeinden eine staatliche Kontrolle angezeigt245. Eine Kontrolle der Korporationswälder 

sahen bereits die landesherrlichen Forstordnungen des 16. Jhds. vor246. In einigen Ländern 

wurde von der Möglichkeit des § 3 Abs. 2 BWaldG Gebrauch gemacht und für den Wald von 

Religionsgemeinschaften bestimmt, dass auf ihn die Regeln des Körperschaftswaldes An-

wendung finden247. 

d. Privatwald 

Was unter Privatwald zu verstehen ist, wird in § 3 Abs. 3 BWaldG negativ definiert, nämlich 

weder Staats- noch Körperschaftswald. Ebenso definieren auch die Landeswaldgesetze den 

Privatwald negativ248. Obwohl Religionsgemeinschaften gem. Art. 140 GG iVm. Art. 137 

Abs. 5 WRV249 regelmäßig als Körperschaften des öffentlichen Rechts verfasst sind, wird der 

Wald im Eigentum von Religionsgemeinschaften und deren Einrichtung durch § 3 Abs. 2 

BWaldG vom Körperschaftswald ausgenommen, den Ländern aber eine Wiederaufnahme 

zugestanden. Soweit die Länder davon keinen Gebrauch gemacht haben, ist der Wald von 
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Religionsgemeinschaften daher Privatwald. Eine entsprechende Klarstellung ist nicht nötig, 

findet sich aber vereinzelt250. Aktuell sind ca. 30 Religionsgemeinschaften entsprechend öf-

fentlich rechtlich verfasst251. Sie verfügen über z.T. große, aber vielfach örtlich stark verteilte 

Wälder252. 

Zwar ist Privatwald mit deutschlandweit 47 Prozent des Waldbodens der anteilig größte Typ 

von Waldeigentum, doch zeichnet sich dieser Bereich zugleich durch eine oft sehr kleinteilige 

Struktur aus. Es gibt rund 2 Mio. private Waldeigentümer253. 57 Prozent der Privatwälder 

liegen bei Eigentümern deren persönliche Waldfläche kleiner als 20 ha ist. In diesen Größen 

ist ohne Kooperation keine kaufmännisch vernünftige Forstwirtschaft zu betreiben. So ist es 

nicht verwunderlich, dass ein großer Teil der kleinen Privatwälder kaum zur Holzgewinnung 

genutzt wird. Derartig kleingliedrige Strukturen können im Rahmen eines Flurbereinigungs-

verfahrens verbessert werden. Allerdings bedingen die langfristigen Holzwachstumszyklen, 

dass die Bodenbewertung verglichen mit landwirtschaftlich genutztem Boden erheblich auf-

wendiger ist. 

e. Forstverwaltung 

Der Staat bzw. die staatlichen Betriebe bewirtschaften den Wald nicht nur sondern sind auch  

staatliche Hoheitsverwaltung in Gestalt der Forstaufsicht254. In diesem Bereich ist das Tätig-

werden der Forstverwaltung als besondere Sicherheitsbehörde einzuordnen. Der öffentlich-

rechtliche Charakter der forstrechtlichen Normen wird deutlich, da sie im Regelfall gerade 

Träger hoheitlicher Gewalt berechtigen255. Sie dienen dem öffentlichen Interesse und sind in 

der Regel nicht drittschützend256. Die mit der Durchführung der Landeswaldgesetze betrau-

ten Behörden werden zumeist als Forstbehörden bezeichnet. Einzig die Länder Bremen und 

Niedersachsen wählen die Bezeichnung Waldbehörde257. Dies ist ein sichtbarer Ausdruck für 

die Verschiebung der mit der forst-/waldrechtlich verfolgten Zielsetzung in den vergangenen 

Jahrzehnten hin zu einer stärkeren Betonung der Naturschutzfunktion, wie sie sich letztlich 

bereits in der bundesrechtlichen Regelung forstrechtlicher Fragen im BWaldG zeigt. In den 

vergangen Jahren haben zahlreiche Länder die allgemeine Forstverwaltung und die Bewirt-

schaftung eigener Wälder organisatorisch getrennt, indem die Bewirtschaftung in eigenen 
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Anstalten öffentlichen Rechts ausgelagert wurde258. Vereinzelt werden auch die hoheitlichen 

Aufgaben der unteren Forstbehörde mit ausgelagert259. Zwar besteht mit der Forstverwal-

tung der Länder ein idR. eigenständiger Behördenaufbau, doch ist vielfach der Bedarf für 

eine enge Abstimmung mit anderen Behörden angezeigt. So bestimmt Art. 39 Abs. 2 

BayWaldG, dass die untere Forstbehörde über die Erteilung der wesentlichen forstlichen 

Genehmigungen im Einvernehmen mit der Kreisverwaltungsbehörde entscheidet. Anders als 

bei den sonstigen Maßnahmen, bei denen lediglich Benehmen erforderlich ist, wird dort eine 

Entscheidung gegen die Kreisverwaltungsbehörde verhindert. 

4. Waldschutzgebiete 

Waldgebiete können hinsichtlich ihrer Nutzung eingeschränkt werden. Bundesrechtlich kann 

ein Gebiet zu Schutzwald und Erholungswald erklärt werden. Dabei kann der Grund für die 

Nutzungseinschränkung einen natur- oder menschenschützenden Schwerpunkt aufweisen. 

Als bisher nicht ausreichend berücksichtigt wird z.T. die Bedeutung der Wälder zum Schutz 

und Erhalt der biologischen Vielfalt als Teilaspekt des Umweltschutzes angesehen260. Die 

Erklärung zum Schutzwald gem. § 12 Abs. 1 BWaldG steht im Ermessen der zuständigen Be-

hörde, wenn es zur Abwehr oder Verhütung von Gefahren, erheblichen Nachteilen oder er-

heblichen Belästigungen für die Allgemeinheit notwendig ist, bestimmte forstliche Maßnah-

men durchzuführen oder zu unterlassen. Zum Erholungswald gem. § 13 Abs. 1 BWaldG kann 

erklärt werden, wenn es das Wohl der Allgemeinheit erfordert, Waldflächen für Zwecke der 

Erholung zu schützen, zu pflegen oder zu gestalten. Wie für das BWaldG typisch wird die 

nähere Ausgestaltung den Ländern überantwortet, §§ 12 Abs. 4 Satz 1, 13 Abs. 2 Satz 1 

BWaldG. Die weitergehenden Bewirtschaftungsvorschriften der Waldschutzgebiete überla-

gern die allgemeinen Bewirtschaftungspflichten nur soweit wie spezielle Anordnungen ge-

troffen sind261. Während die Erklärung zum Schutzgebiet überwiegend durch Rechtsverord-

nung geschieht handelt es sich bei den die konkreten Handlungspflichten und Verbote be-

gründenden Anordnungen der Forstbehörden um Verwaltungsakte262. Anknüpfend an die 

Befugnis, gem. § 12 Abs. 4 Satz 2 BWaldG weitergehende Schutzvorschriften erlassen zu 

können, haben verschiedene Länder weitere Schutzwaldkategorien eingerichtet, welche sich 

sowohl als Sonderformen des bundesrechtlichen Schutz- und Erholungswaldes als auch als 

eigenständiger Typ darstellen263. Das Bundesverwaltungsgericht sieht den Landesgesetzge-
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ber nicht gehindert neben dem Schutz- und Erholungswald weitere Kategorien geschützten 

Waldes zur Verwirklichung des Erhaltungsgrundsatzes des § 9 BWaldG einzuführen264. Aus-

drücklich festgestellt wurde dies für den Bannwald gem. Art. 11 BayWaldG265. Die bundes-

rechtlich vorgegeben Kategorien sollen nachfolgend kurz vorgestellt werden. 

a. Schutzwald 

Schutzwälder dienen insbesondere dem Erhalt benachbarter Flächen. Wie die Erklärung zu 

erfolgen hat, ist bundesrechtlich nicht vorgegeben, geschieht aber in vielen Bundesländern 

als Rechtsverordnung (so Artt. 37, 38 BayWaldG, § 9 ThürgWaldG266, § 12 WaldG Bbg267). 

Nötig ist nicht der wissenschaftliche Nachweis drohender Schäden, sondern vielmehr genügt 

eine fachlich begründete Risikoabschätzung268. Der Schutz kann gegen verschiedene Gefah-

ren wie Erosion, Austrocknung und Lawinen gerichtet sein. Inhaltlich bewirken die meisten 

Landesnormen, dass idR. nur die den Schutzzweck sichernde Einzelstammentnahme geneh-

migungsfrei erfolgen kann269. Dadurch werden die der forstlichen Nutzung zur Verfügung 

stehenden Erntemethoden eingeschränkt. Allerdings ist die Ernte im Kahlschlagverfahren, 

also mit der vollständigen Entnahme aller Bäume von einer Fläche, und die schlagweise 

Kahlschlagernte, bei dem der Kahlschlag auf einen bestimmten Waldstreifen begrenzt ist, in 

der Vergangenheit auch im übrigen Waldgerade mit Blick auf die erheblichen Natureingriffe 

zurückhaltender genutzt worden, sodass nun die Vermeidung von Kahlschlagernte bereits 

von der guten fachlichen Praxis umfasst und damit auf allen Waldflächen anzuwenden ist. 

Ein besonders hohes Schutzniveau soll mit der Erklärung zu Bannwald gem. Art. 11 Abs. 1 

BayWaldG als besonderer Schutzwald verbunden sein. Zu solchem können Wälder erklärt 

werden, die insbesondere in waldarmen Bereichen und Verdichtungsräumen „unersetzlich“ 

sind. Dass die besondere Schutzwalderklärung keinen dauerhaften Schutz begründet, zeigt, 

dass nach Ansicht des HessVGH selbst unersetzlicher Bannwald seines Schutzes enthoben 

werden kann270. In dem zugrundeliegenden Rechtsstreit war der Bannwaldstatus eines 

Waldstücks aufgehoben worden, welches für den Ausbau des Frankfurter Flughafens benö-

tigt wurde. Bannwald konnte gem. § 22 HessForstG a.F. nur erklärt werden, wenn das be-

troffene Gebiet „unentbehrlich“ war. Nach einer Novellierung erfordert § 22 HessForstG271 
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nur noch, dass der Wald „in seiner Flächensubstanz in besonderem Maße schützenswert ist“. 

Darüber hinaus stellt § 22 Abs. 2 Satz 3 HessForstG ausdrücklich klar, dass die vollständige 

oder teilweise Aufhebung einer Erklärung zu Bannwald  möglich ist, sofern überwiegende 

Gründe des Gemeinwohls dies erfordern. Da die konkreten Nutzungsbeschränkungen in den 

verschieden Schutzanordnungen stark unterschiedlich sein können, lässt sich keine generelle 

Behinderung der Biomassegewinnung ausmachen. 

b. Erholungswald 

Erholungswälder dienen insbesondere der Freizeitnutzung von Menschen auf der Fläche der 

Erholungswälder. Eine frühe Gesetzgebung mit dem Ziel, Wälder zum Zwecke der Erholung 

einer weniger intensiven forstlichen Nutzung zu überantworten, findet sich bereit 1720 in 

einer Preußischen Anordnung, dass „das Holz auf den nahe bey Berlin gelegenen Hayden 

soviel als möglich konserviret“ werden sollte272. 

In den Erholungswäldern ist oft die Jagdausübung eingestellt und eine Pflicht zum Erhalt von 

Waldwegen enthalten273. Weiterhin können gem. Art. 14 Abs. 2 S. 1 BayWaldG Handlungen, 

die die Erholungsfunktion beeinträchtigen können, untersagt werden und der Waldeigentü-

mer hat gem. Art. 14 Abs. 2 S. 2 BayWaldG zur Sicherstellung der Erholungsfunktion not-

wendige Maßnahmen zu dulden. Die damit verbundenen Einschränkungen für den Waldei-

gentümer sind Ausdruck der Sozialbindung gem. Art. 14 Abs. 2 GG und stellen eine zulässige 

Inhalts- und Schrankenbestimmung dar274. Materiell genügt es für seine Erklärung, dass die 

außergewöhnliche Bedeutung der betroffenen Waldfläche für die Erholung der Bevölkerung 

festgestellt wird275. Zu den Maßnahmen, die der Sicherung der Erholungsfunktion dienen 

sollen, zählen die Untersagung des Einsatzes bestimmter technischer Geräte und die zeitli-

che Beschränkung des Einschlags aber auch die Festsetzung eines bestimmten Baumarten-

anteils bei der Verjüngung und Wiederaufforstung276. Da die konkreten Nutzungsbeschrän-

kungen in den verschieden Erholungswaldanordnungen unterschiedlich sein können aber 

tendenziell von geringer Intensität sind als in Schutzwäldern lässt sich keine generelle Behin-

derung der Biomassegewinnung ausmachen. 

c. Sonstige Waldschutzkategorien 

Der Schutz von Waldgebieten kann sich nicht nur aus forstlichem Fachrecht sondern auch als 

Folge anderer besonderer verwaltungsrechtlicher Normen ergeben. So kann etwa gem. § 26 
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Abs. 1 HessStraßenG277 ein 40 m breiter Waldstreifen längs der Landesstraßen und der Kreis-

straßen zu Schonwald erklärt werden. Solche kleinflächigen Schutzgebiete sind aber hinsicht-

lich ihres Einflusses auf die Biomasseproduktion zu vernachlässigen. Bereits wegen der er-

heblich betroffenen Flächen kann dies für Flächen unter naturschutzfachlichem Schutz nicht 

gelten. In Gebieten naturschutzrechtlich geschützter besonderer Biotopen gem. § 30 

BNatSchG ist die Nutzung eingeschränkt. Ebenso zu nennen sind hier Naturschutzgebiete 

gem. § 23 Abs. 1 BNatSchG und geschützte Landschaftsbestandteile gem. § 29 Abs. 1 

BNatSchG (zu den naturschutzrechtlichen Vorgaben siehe unten ab Seite 46). Solche Gebiete 

umfassen regelmäßig Bereiche, die über die Grenzen von Wäldern hinausgehen und gegen-

über den ausschließlich forstlichen Schutzgebieten Vorrang genießen. Die Subsidiarität der 

forstlichen Schutzgebietsausweisung gegenüber der Schutzerklärung aufgrund anderer 

Rechtsvorschriften ist in § 29 Abs. 2 S. 2 SächsWaldG278 ausdrücklich geregelt. Eine solche 

Klarstellung ist aber die Ausnahme279. Da die meisten dieser Normen bei Beachtung der gu-

ten fachlichen Praxis eine Nutzung der Holzbestände zulassen, sind betroffene Gebiete auch 

für die Produktion energetisch genutzter Biomasse geeignet. 

5. Forstliche Fachplanung 

Das BWaldG regelte in §§ 6 und 7 die forstliche Rahmenplanung als fachgesetzliche Einzel-

planung280. Diese diente gem. § 6 Abs. 1 BWaldG a.F. der Ordnung und Verbesserung der 

Forststruktur und fand ihre Kompetenzgrundlage in Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 GG281. Seit der Auf-

hebung von §§ 6 und 7 BWaldG im Jahr 2005282 besteht bundesrechtlich keine Verpflichtung 

zur forstlichen Rahmenplanung mehr, doch sehen verschiedene Landesnormen dies vor283. 

Die forstliche Fachplanung nach Art. 5 BayWaldG übernimmt zwar nicht die Begrifflichkeit, 

soll aber in der Sache die bewährte Planung unverändert lassen284. Gemein ist der forstli-

chen Rahmenplanung, dass sie zwar bei anderer öffentlicher Planung zu beachten ist, selbst 

aber nicht unmittelbare Bindungswirkung entfaltet285. Weiterhin geltendes Recht ist § 8 

BWaldG. Dieser bestimmt, dass Träger öffentlicher Belange bei Planungen und Maßnahmen 

die Funktionen des Waldes nach § 1 Nr. 1 BWaldG angemessen zu berücksichtigen (materiel-

les Rücksichtnahmegebot) und die zuständige Forstbehörde anzuhören haben (prozedurales 

Rücksichtnahmegebot), soweit die Auswirkungen Waldflächen betreffen können. Da die 
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Funktionen des Waldes so abwägungsrelevanter Gesichtspunkt sind, handelt es sich hier um 

eine partielle Umweltverträglichkeitsprüfung286. Die forstliche Rahmenplanung bleibt in der 

Praxis wenig bedeutsam287. 

6. Ordentliche Waldbewirtschaftung 

Zentrale Zielstellung der Waldbewirtschaftung ist, dass diese ordnungsgemäß und nachhaltig 

zu erfolgen hat, § 11 Abs. 1 S. 1 BWaldG. Die Anforderung, eine ordnungsgemäße Bewirt-

schaftung zu verwirklichen, findet sich in den Landesgesetzen288 z.T. wortgleich289. Diese 

erfordert für alle Waldbesitzer gleichermaßen die Bewirtschaftung langfristig sowohl öko-

nomisch richtig als auch den Waldfunktionen angemessen Rechnung tragend auszugestalten 

und insbesondere die gesetzlichen Vorgaben zu erfüllen290. Gefordert wird, ökologische 

Mindeststandards für die ordentliche Waldbewirtschaftung bundeseinheitlich durch eine 

Konkretisierung der guten forstlichen Praxis zu setzen291. 

Aus der Vorgabe nachhaltig zu bewirtschaften292 ergibt sich nicht mehr als eine Verpflich-

tung zu einer andauernden und kontinuierlichen Bewirtschaftung293. Dagegen es ist zur Ver-

wirklichung einer ordnungsgemäßen und nachhaltigen Bewirtschaftung nicht erforderlich 

den Wald in gleichen Raten zu verwerten. Anderenfalls wäre, zumindest für den Privatwald, 

eine übermäßige Einschränkung der wirtschaftlichen Dispositionsfreiheit gegeben294. Für die 

Staatsforste kann das Landesrecht weiterreichende Verpflichtungen vorsehen295. 

Der Gesetzgeber wollte mit der Vorgabe der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung eine Be-

wirtschaftung unter Beachtung der anerkannten forstlichen Grundsätze einfordern296. Im 

Folgenden sollen die wichtigsten Ausprägungen der ordentlichen Waldbewirtschaftung kurz 

vorgestellt werden. 
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a. Bewirtschaftungspflicht 

Bei der Betrachtung der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung stellt sich die Frage, ob jeder 

Wald durch seinen Besitzer zu bewirtschaften ist, oder ob nur im Fall einer Nutzung diese 

ordnungsgemäß zu erfolgen hat.  

Aus § 11 Abs. 1 S. 1 BWaldG kann man nicht mehr als eine Verpflichtung im Fall einer Bewirt-

schaftung dies ordnungsgemäß zu tun, ableiten. Denn § 11 Abs. 1 S. 2 BWaldG fordert als 

Mindestbestimmungen an die landesrechtlich zu erlassenden Handlungspflichten „kahlge-

schlagene“ und „verlichtete“ Bestände aufzuforsten und zu ergänzen. Kahlgeschlagene Flä-

chen setzen dabei ein vorangegangenes menschliches Handeln in Gestalt der Entfernung des 

Bewuchses voraus. Verlichtung hingegen kann sowohl durch die Entnahme von Bäumen wie 

auch durch natürliche Einwirkung auftreten. So kann also auch ein natürlicher Schadensein-

tritt eine Pflegepflicht für einen Waldbesitzer begründen, der im Übrigen im Rahmen seiner 

Privatautonomie auf eine Bewirtschaftung seiner Waldfläche verzichtet hat297. Die Bewirt-

schaftungsanforderungen für Staatswald sind meist höher als die für Privatwald. Während 

im Bereich des Privatwaldes die grundgesetzlich geschützte negative wirtschaftliche Betäti-

gungsfreiheit auch für einen bewussten Verzicht auf eine Nutzung streitet, gilt im Bereich 

öffentlicher Träger bereits der haushaltsrechtliche Grundsatz mögliche Erträge zu erziehen. 

Für Staatswälder wird die Frage des Obs einer Bewirtschaftung daher bereits idR. außerhalb 

des Forstrechtes entschieden. Hier bildet bereits der Grundsatz der wirtschaftlichen Haus-

haltsführung eine Verpflichtung im Rahmen einer sinnvollen Nutzung Einnahmen aus den 

Staatswäldern zu ziehen. 

Die Pflicht zur Bewirtschaftung ist, wenn auch in der Praxis selten angewendet, eine echte 

Pflicht tätig zu werden, was sich in der Möglichkeit ausdrückt, dass die Forstbehörde diese 

notfalls mittels Ersatzvornahme durchsetzen kann298. Insbesondere Privatwald von geringer 

Größe wird heute nur unterdurchschnittlich bewirtschaftet. Gründe hierfür sind ungünstige 

Grundstücksgrenzverläufe und mangelnde Erschließung, aber auch fehlende Expertise auf 

Seiten der Kleinwaldbesitzer. Im ersten Fall bieten Flurordnungsmaßnahmen eine Möglich-

keit wirtschaftlich verwertbare Einheiten zu schaffen. Im zweiten Fall können Informations-

angebote sowie die Schaffung von Anreizen einem forstwirtschaftlichen Zusammenschluss299 

beizutreten bzw. einen solchen zu  
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b. Nachhaltige Nutzung 

Schon seit sehr langer Zeit wird eine Ausrichtung der Waldbewirtschaftung an einer natürli-

chen Verjüngung des Waldes gefordert300. Der Nachhaltigkeitsgrundsatz findet sich heute 

ausdrücklich in § 1 Nr. 1, § 11 S. 1 BWaldG sowie in den Landeswaldgesetzen301. Anders als 

bei der Ausgestaltung des Nachhaltigkeitsgrundsatzes etwa in § 1 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG und 

§ 1 Satz 1 BBodSchG302 als reine abwägungsoffenen Grundsatznormen erfolgt im BWaldG 

eine weiterreichende direkte Verpflichtung des Waldbesitzers303. War der Nachhaltigkeits-

begriff ursprünglich von Carlowitz auf nachhaltige Holznutzung eingeschränkt, wird heute 

umfassende Sicherung von Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes angestrebt304. 

Um Reserven anlegen, außerplanmäßige Störungen abfedern und der Tatsache, dass ver-

schiedene Waldregionen einer Holzernte zu wirtschaftlich tragfähigen Bedingungen nicht 

zugänglich sind Rechnung tragen zu können, kann Nachhaltigkeit nicht allein auf das Gebot 

nicht mehr Holz zu entnehmen als im entsprechenden Zeitraum nachwächst reduziert wer-

den305. Von einer ursprünglichen Ausrichtung auf eine langfristig gesicherte Holzproduktion 

wurde die Nachhaltigkeit ausgeweitet zu einem sektoralen Umweltschutz306. 

Forderungen, § 11 BWaldG dahingehend zu konkretisieren, dass die ordnungsgemäße 

Forstwirtschaft den Schutz der natürlichen Ressourcen, die Sicherheit der gemeinwohlorien-

tierten Waldfunktion und die Wahrung der Biodiversität, sowie den Verzicht auf gentech-

nisch verändertes Saat- und Pflanzgut umfassen sollte, konnten sich nicht durchsetzen307. 

Derartige Ziele bleiben aber durch die Zweckbestimmung in § 1 BWaldG beachtlich, jedoch 

nicht als verbindlicher bundesrechtlicher Mindeststandard. 

c. Standortgemäßer Zustand 

Landesrechtlich wird ein standortgemäßer Waldzustand gefordert. So soll das BayWaldG 

gem. Art. 1 Abs. 2 Nr. 2 dazu dienen einen standortgemäßen und möglichst naturnahen Zu-

stand des Waldes zu bewahren und herzustellen. Daher erfordert eine sachgemäße Bewirt-

schaftung gem. Art. 14 Abs. 1 Nr.1 BayWaldG bei der Verjüngung standortgemäße Baumar-

ten auszuwählen und standortheimische Baumarten angemessen zu beteiligen. Dabei sind 

gem. Art. 4 Nr. 3 BayWaldG standortheimische Baumarten solche, die der natürlichen Wald-

gemeinschaft des jeweiligen Standortes angehören. Weniger weitreichend ist die Formulie-
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rung in § 5 Abs. 3 S. 2 BNatSchG, nach der ein hinreichender Anteil standortheimischer 

Forstpflanzen einzuhalten ist. Was unter „Heimisch“ zu verstehen ist, ist in § 7 Abs. 2 Nr. 7 

BNatSchG definiert. Standortheimisch iSd. BNatschG ist daher eine Art, die unter den am 

Standort wirkenden Umweltbedingungen am Wuchsort natürlich vorkommt308. 

Dabei müssen standortgemäße und standortheimische Arten nicht notwendigerweise iden-

tisch sein. Vielfach hat menschlicher Eingriff in der Vergangenheit zu einer Veränderung der 

Artenstruktur geführt. So war der heute weit überwiegend mit Nadelbäumen besetzte 

Schwarzwald bis ins 18. Jhd. ein von Laubbäumen geprägtes Gebiet. Aber auch ohne 

menschliche Einflüsse kam es zu Veränderungen. In Folge der letzten Eiszeit309 ist die Arten-

vielfalt in Europa verglichen mit der in Nordamerika um den Faktor zwei bis drei geringer310. 

Die in vergleichbaren klimatischen Verhältnissen wachsenden Arten sind zwar für die hiesi-

gen Standorte geeignet311, jedoch wirken sie auf die restlichen Lebewesen des Standorts als 

nichtheimische Art. Nichtheimische Arten können sich deutlich nachteilig auf ein Ökosystem 

auswirken, welches nicht auf diese neuen Arten eingestellt ist. Daher sind gem. § 40 Abs. 1 

BNatSchG geeignete Maßnahmen gegen die Gefahren durch nichtheimische Pflanzen zu tref-

fen. Für den Bereich der Forstwirtschaft besteht gem. § 40 Abs. 3 BNatSchG eine Ausnahme 

von der grundsätzlichen Verpflichtung geeignete Maßnahmen gegen nichtheimische Arten 

zu treffen. Aber eine Anpassung der Artenzusammensetzung kann in bestimmten Bereichen 

angezeigt sein. 

Die langen Zeiträume, die zwischen Anpflanzung und Ernte des Holzbestandes liegen bringen 

es mit sich, dass bei der Auswahl der eingesetzten Arten nicht allein die aktuellen Standort-

bedingungen sondern jene in 60 bis 100 Jahren Berücksichtigung finden müssen. Nachdem 

bereits in den vergangen Jahrzehnten ein messbarer Anstieg der Jahresmitteltemperaturen 

zu verzeichnen war, gehen zurückhaltende Prognosen von einem Temperaturanstieg um 1 °C 

bis zur Mitte des laufenden Jahrhunderts und 1,5 °C bis Ende dieses Jahrhunderts, verbun-

den mit einem Anstieg der sehr heißen Tage mit mehr als 30 °C und ausgedehnteren Tro-

ckenperioden aus312. Eine solche Zunahme führt zu einer Verschiebung der Vegetationszo-

nen um z.T. mehr als 100 Höhenmeter. Derartige Veränderungen fordern den Einsatz einer 

veränderten Waldartenstruktur.  

                                                      
308

 E. Endres in: W. Frenz/H.-J. Müggenborg (Hrsg.), BNatschG, § 5 Rn. 16. 
309

 Während der Eiszeit zwischen 800.000 und 8.000 v. Chr. wurden die Vegetationszonen der einzelnen Arten 
nach Süden verschoben. Anders als in Nordamerika und Ostasien fehlte es nach dem Rückgang der Eisflächen 
in Mitteleuropa an einer Landverbindung mit Regionen in welche sich die wärmebenötigenden Arten zurückge-
zogen hatten. So lässt es sich erklären, dass nach der Eiszeit in Mitteleuropa zahlreiche Arten nicht mehr anzu-
treffen waren, die in den klimatisch ähnlichen Gebieten Nordamerikas und Ostasiens noch heute heimisch sind. 
Zu diesen ehemals auch in Mitteleuropa anzutreffenden Arten zählen u.a. Douglasie, Sequoia, Ginkgo, Hickory, 
Magnolie und Rosskastanie.  
310

 K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 41. 
311

 K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 41. 
312

 Umweltbundesamt, Anpassungen an den Klimawandel – Forstwirtschaft, 2011, S. 2. 
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Bereits mit dem Leitbild eines naturnahen Waldes ist die Abkehr von monokulturellem An-

bau verbunden, dieser wird verstärkt durch die bessere Windbruchbeständigkeit von ge-

mischten Wäldern verglichen mit Monokulturen, selbst wenn die klimawandelbedingte Zu-

nahme von Sturmereignissen zwar wahrscheinlich aber nicht gewiss ist313. Um massive Ka-

lamitätsschäden wie durch Orkan Kyrill314 verursacht einzudämmen, wird ein Ersatz für den 

heute in weiten Teilen der deutschen Forstwirtschaft wichtigsten Baum, der Fichte315 – ein 

als Flachwurzler besonders windanfälliger Baum, gefunden werden. Solche Waldumbau-

maßnahmen finden bereits statt316. 

d. Verbot von Kahlhieb 

Um die Einschlags- und Transportkosten niedrig zu halten, erscheint aus wirtschaftlicher 

Sicht zunächst ein Kahlschlag, meist begrenzt auf einen bestimmten Waldabschnitt, als beste 

Möglichkeit eine schnelle Holznutzbarmachung zu gewährleisten317. Durch diese Bewirt-

schaftungsform lassen sich kurzfristig großen Holz- und Finanzerträge erwirtschaften318. 

Bliebe Entscheidung über die eingesetzten Bewirtschaftungsformen alleine dem Waldbesit-

zer überlassen bestünde die Gefahr einer Übernutzung mit nachteiligen Auswirkungen auch 

auf benachbarte Waldstücke319 sowie die Fähigkeit der Wälder Ökosystemdienstleistungen 

zu erbringen. 

Während die Fällung hiebreifer Bäume sowohl durch Einzelstammentnahme als auch durch 

eher flächige Fällung320 wie den Großschirmschlag genehmigungsfrei ist, sind Kahlhiebe 

grundsätzlich verboten, können aber von der zuständigen Forstbehörde genehmigt wer-

den321. Dabei ist die Hiebreife der jeweiligen Baumart landesrechtlich vorgegeben322. Der 

grundsätzliche Verzicht auf Kahlschläge wird auch als zu verfolgendes Ziel von § 5 Abs. 3 

Satz 1 BNatschG vorgegeben. Diese Zielvorgabe hat aber kein striktes Kahlhiebsverbot zur 
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 Umweltbundesamt, Anpassungen an den Klimawandel – Forstwirtschaft, 2011, S. 2. 
314

 Am 18./19.01.2008 verursachte das Orkantief Kyrill den größten Sturmschaden der vergangen 30 Jahre, da 
es sich um ein Ereignis mit großen Luftdruckunterschied handelte, dessen Auswirkungen in weiten Teilen 
Deutschlands spürbar waren. Durch Windbruch wurden 37 Mio. m³ Stammholz aus rund 75 Mio. Bäumen vor-
zeitig aus dem Wachstum genommen, davon mehr als 40 % in NRW (A. Reiner, Der Orkan Kyrill, Schadenprisma 
1/2008, S. 4 ff.). 
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 Umweltbundesamt, Anpassungen an den Klimawandel – Forstwirtschaft, 2011, S. 4. 
316

 Etwa seit 2004 im Rahmen des bayerischen Projekts „Waldumbauprogramm Klimawandel im Staatswald 
(WUKS)“. 
317

 Der durch die industrielle Revolution stark gestiegene Holzbedarf ab dem 18. Jhd. wurde durch eine massive 
Ausweitung der Kahlschlagsbewirtschaftung gedeckt (K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 369). 
318

 K. Mantel, Wald und Forst in der Geschichte, S. 370.  
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 So galt ab 1811 in den preußischen Landen Rodefreiheit. Allerdings haben die eingetretenen Schäden die 
Wiedereinführung einer Forstpolizey erforderlich gemacht (K. Mantel, Wald und Fort in der Geschichte, S. 70 
ff.) 
320

 Vgl. § 24 Abs. 3 Satz 1 ThürWaldG: Als Kahlschlag gelten flächenhafte Nutzungen. 
321

 T. Franz, Forstrecht, S. 61. 
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 Etwa § 24 Thür WaldG, § 16 LWaldG-BW. 



Rechtliche Anforderungen an Anbau und Gewinnung von Biomasse  

39 

Würzburger Studien zum Umweltenergierecht 

 

Folge323. Insbesondere Sturmschadensereignisse rechtfertigen eine Kahlhiebsgenehmigung. 

Das Ziel Kahlhiebe zu vermeiden ist ausweislich seines Wortlauts im Ziel naturnahe Wälder 

zu erhalten begründet. Daher ist dieses Gebot bei naturfernen Wäldern nicht anzuwenden. 

Vielmehr kann hier durch einen Kahlhieb einer vorhandenen Monokultur die Anlage eines 

naturnahen Waldes gar ermöglicht werden. Fehlen entsprechende landesrechtliche Vorga-

ben, liegt im Einschlag in nichthiebreife Bestände aber ein Verstoß gegen das Gebot der ord-

nungsgemäßen Bewirtschaftung324. Vom Einschlag in nicht hiebreife Bestände zu unter-

scheiden sind Durchforstungsmaßnahmen325, bei denen Bäume entnommen werden um den 

verbleibenden mehr Raum zur Entfaltung zu bieten. Gerade solche Maßnahmen sind von der 

ordnungsgemäßen Bewirtschaftung erfasst326. 

e. Pflicht zur Wiederaufforstung 

Eine weitere Ausprägung des Grundsatzes der Walderhaltung stellt die Verpflichtung zur 

Wiederaufforstung dar. Dabei kann die Wiederaufforstung nötig werden, nachdem die be-

troffene Fläche für eine bestimmte Zeit in eine andere Nutzungsart umgewandelt wurde, § 9 

Abs. 2 BWaldG, wenn die betreffende Fläche kahlgeschlagen wurde, § 11 Satz 2 Nr. 1 

BWaldG oder die natürliche Wiederbestockung unvollständig bleibt, § 11 Satz 2 Nr. 2 

BWaldG. Allerdings ergeben sich die beiden letztgenannten Verpflichtungen für den Waldbe-

sitzer nicht direkt aus dem BWaldG, vielmehr bestimmt § 11 Satz 2 BWaldG, dass diese Ver-

pflichtungen als Mindestvorgaben für den Waldbesitzer durch die Landesgesetze zu regeln 

sind. Dem folgend bestimmt etwa Art. 15 Abs. 1 Satz 1 BayWaldG, dass Kahlgeschlagene o-

der infolge Schadenseintritts unbestockte Waldflächen wieder aufzuforsten sind327. Für 

Waldflächen, auf denen die Verjüngung unvollständig bleibt ergibt sich die Pflicht zur Ergän-

zungsaufforstung aus Art. 15 Abs. 1 Satz 2 BayWaldG.  Über die Verpflichtung zur Wiederauf-

forstung wird unabhängig davon, ob der verlorene Bewuchs durch menschlichen Eingriff 

oder natürlichen Schadenseintritt328 erfolgt sichergestellt, dass eine zukünftige Holzernte 

möglich bleibt, auch wenn, infolge der Langfristigkeit der forstwirtschaftlichen Produktion, 

der zur Aufforstung Verpflichtete in der Regel nicht selbst den Nutzen aus dem aufgeforste-

ten Bestand ziehen kann329. 
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 E. Endres, in: W. Frenz/H.-J. Müggenborg, BNatSchG, § 5 Rn. 15. 
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 T. Franz, Forstrecht, S. 61. 
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 Durchforstungsmaßnahmen sind seit Beginn des 19. Jhds. fester Teil der gezielten Bestandspflege (U. E. 
Schmidt, Entwicklungen in der Bodennutzung im mittleren und südlichen Schwarzwald seit 1780, S. 32). 
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 T. Franz, Forstrecht, 2. Aufl., S. 77. 
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 Inhaltsgleich auch § 23 Abs. 1 Satz 1 ThürWaldG; § 8 Abs. 1 LWaldG SH. 
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 Vgl. Art. 15 Abs. 1 BayWaldG, § 23 Abs. 1 1 ThürWaldG; § 8 Abs. 1 LWaldG SH. 
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 A. Zerle/W. Hein/D. Brinkmann/C. Foerst/H. Stöckel, Forstrecht in Bayern, Erl. zu Art. 15 BayWaldG, Rn. 1. 
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f. Pestizide und Düngemittel 

Im Unterschied zur Landwirtschaft soll im Wald grundsätzlich keine Düngung zur Ertragsstei-

gerung erfolgen, etwa § 6 Abs. 4 HessForstG. So fordert Art. 14 Abs. 1 Nr. 4 BayWaldG im 

Rahmen der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung auf die Anwendung von Düngemitteln zum 

Zweck der Ertragssteigerung zu verzichten. Diese Vorgabe stellt eine Präzisierung der in § 11 

Abs. 1 S. 1 BWaldG angelegten, ordnungsgemäßen Bewirtschaftung dar. Allerding kann fall-

weise eine Startdüngung von künstlich begründeten Forstkulturen erforderlich sein. Solche 

Startdüngungen verstoßen aber nichtgegen die ordnungsgemäße Bewirtschaftung, da bei 

ihnen nicht die Ertragssteigerung, sondern die Kultursicherung im Vordergrund steht330. So-

weit Düngungen erfolgen sind die Vorgaben des DüngG331, insbesondere die Vorgabe diese 

nach Art, Menge und Zeitpunkt der Anwendung am Bedarf der Pflanzen und des Bodens 

auszurichten, § 3 Abs. 2 DüngG, zu beachten. 

Da mit einer intensivierten Holznutzung ein verstärkter Nährstoffaustrag stattfindet, finden 

sich Stimmen in der Literatur, die entgegen der traditionellen Waldbewirtschaftung den Ein-

satz von Düngemittel - wie in der Landwirtschaft - fordern332. Ein erhöhter Entzug von Nähr-

stoffen aus dem Wald kann den Bedarf von Düngungen zur Wiederherstellung der Boden-

fruchtbarkeit schaffen. So wird etwa angeregt den Nährstoffbestand bei der energetischen 

Verwertung in einen Kreislauf zu überführen333. Damit verbunden wäre aber eine Abkehr 

von der Ausrichtung an einer naturnahen Waldbewirtschaftung. Vielmehr sollte ein festge-

stellter Nährstoffverlust Anlass geben von einer intensiveren Holzentnahme Abstand zu 

nehmen. 

Auch der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln soll sehr restriktiv erfolgen334. Insbesondere ist 

ein flächiger Einsatz von Herbiziden und Fungiziden nur in begründeten Ausnahmefällen zu-

lässig335. Vielmehr soll die naturnahe Waldausrichtung zu einem stabilen biologischen 

Gleichgewicht führen. Die Bekämpfung von Forstschädlichen soll dabei durch die Nutzung 

der Möglichkeiten des integrierten Forstschutzes336, also primär durch biologische337 und 

biotechnische Maßnahmen erfolgen338. 
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 A. Zerle/W. Hein/D. Brinkmann/C. Foerst/H. Stöckel, Forstrecht in Bayern, Erl. zu Art. 14 BayWaldG Rn. 14. 
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 Düngegesetz vom 9. Januar 2009 (BGBl. I S. 54, 136), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. März 
2012 (BGBl. I S. 481) geändert worden ist. 
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 § 19 Abs. 2 Nr. 9 ThürWaldG. 
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 § 14 Abs. 1 Nr. 5 LWaldG BW. 
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7. Erstaufforstung  

a. Genehmigungspflicht 

Um mehr Waldholz produzieren zu können ist es möglich bisher unbewaldete Flächen aufzu-

forsten. Während die Wiederaufforstung von aktuell nicht mit Forstpflanzen bestockten 

Waldflächen im Rahmen der ordnungsgemäßen Waldbewirtschaftung gem. § 11 Abs. 1 

BWaldG grundsätzlich geboten ist, bedarf die Erstaufforstung einer Fläche gem. § 10 Abs. 1 

Satz 1 BWaldG der Genehmigung. Dem Gesetzeszweck, den Wald erforderlichenfalls zu meh-

ren (§ 1 Nr. 1 BWaldG), wird Rechnung getragen, indem die Genehmigung nach § 10 Abs. 1 

Satz 1 BWaldG nur unter der Voraussetzung zu versagen ist, dass Erfordernisse der Raum-

ordnung oder Landesplanung „entgegenstehen“. Diese Formulierung entspricht der in § 35 

Abs. 1 BauGB339 für privilegierte Vorhaben. Dort wird „entgegenstehen“ als mehr als nur 

Beeinträchtigen der genannten Belange verstanden340. Vor dem Hintergrund des grundsätz-

lichen Anspruchs den Wald zu mehren, wird man diese Wertung auf das Forstrecht übertra-

gen können. Auch entgegenstehende Belange des Naturschutzrechts rechtfertigen eine Ver-

sagung341. Ob die Genehmigungspflicht dogmatisch als repressives Verbot oder präventives 

Verbot mit Erlaubnisvorbehalt einzustufen ist, ist umstritten342. Die Länder können die 

Reichweite der Genehmigungspflicht ausweiten. So unterliegen gem. Art. 16 Abs. 1 S. 2 

BayWaldG auch die Anlage von Kulturen zur Gewinnung von Christbäumen und Schmuckrei-

sig sowie Kurzumtriebskulturen dem Erlaubniserfordernis gem. Art. 16 Abs. 1 S. 1 BayWaldG. 

Dieses ist weiter als die bundesrechtliche Anforderung, da sie sich auch auf Nichtwaldflachen 

erstreckt. Durch Art. 2 Abs. 4 BayWaldG wurde von der Möglichkeit des § 2 Abs. 3 BWaldG 

Gebrauch gemacht und Kulturen zur Gewinnung von Christbäumen und Schmuckreisig vom 

Waldbegriff ausgenommen. KUP sind bereits gem. § 2 Abs. 2 Nr. 1 BWaldG nicht Wald. 

b. UVP 

Erstaufforstungen iSd. BWaldG sind gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 iVm. Anlage 1 Nr. 17.1.1 UVPG343 

UVP-pflichtig, wenn 50 ha oder mehr Wald betroffen sind. Ab einer betroffenen Fläche von 

20 ha bis 50 ha Wald ist gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 iVm. Anlage 1 Nr. 17.1.2 UVPG eine allgemei-

ne Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen, § 3c Satz 1 UVPG344. Bei einer betroffenen Flä-
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 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), das zuletzt 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509) geändert worden ist. 
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 M. Krautzberger, in U. Battis/ders./R.-P. Löhr (Hrsg.), BauGB, 11. Auflage, § 35 Rn. 6; W. Söfker, in 
W. Ernst/W. Zinkahn/W. Bielenberg/M. Krautzberger (Hrsg.), Baugesetzbuch, 102. EL, § 35 Rn. 60. 
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 T. Franz, Forstrecht, S. 79. 
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 M. Klopfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 277. 
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 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 
(BGBl. I S. 94), das durch Artikel 6 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 734) geändert worden ist. 
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 Abweichende Landesnorm: Schleswig-Holstein hat von der Möglichkeit des Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GG 
Gebrauch gemacht und in Anlage 1 Nr. 3.2.1 des Landesgesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (Lan-
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che von 2 ha bis weniger als 20 ha Wald ist gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 iVm. Anlage 1 Nr. 17.1.3 

UVPG eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls,§ 3c Satz 2 UVPG, nötig345. 

c. Rechtschutz Dritter gegen die Aufforstung 

Die Aufforstungsgenehmigung ergeht als VA. Gegen diesen kann sich ein Dritter nach allge-

meinen verwaltungsprozessualen Vorschriften wenden, soweit er gem. § 42 Abs. 2 VwGO346 

klagebefugt sind. Hierfür muss der Dritte geltend machen können in eigenen Rechten ver-

letzt zu sein. Zwar hat die Aufforstung regelmäßig Auswirkungen auf benachbarte Flächen, 

indem eine landwirtschaftliche Fläche, etwa durch Schattenwurf, nachteilig getroffen wird. 

Anerkannt ist dies für einen Bereich von 25 m angrenzend an die aufgeforstete Fläche, so-

weit diese südlich liegt347, doch grundsätzlich dienen die forstrechtlichen Instrumente allein 

öffentlichen Interessen und sind daher nicht drittschützend348. Allerdings normieren einige 

Landesgesetze ausdrücklich, dass die Genehmigung auch zu versagen ist, wenn erhebliche 

Nachteile für umliegende Grundstücke zu erwarten sind349 Diese landesrechtlichen Gebote 

sind drittschützend350. 

8. Rodung / Umwandlung 

Einer Bereitstellung von Waldholz läuft eine zeitweise oder dauerhafte Entfernung des 

Waldbewuchses entgegen, denn wegen der Langfristigkeit der Produktion bleibt es auch bei 

anschließender Wiederaufforstung oder Beforstung von Ausgleichflächen bei einem zumin-

dest zwischenzeitlichen Rückgang an erntefähigem Holz. Durch Umwandlung in Acker- oder 

Siedlungsland stand der Wald immer unter Druck351. Hinzugekommen ist die Nutzung für 

Industrie- und Infrastrukturanlagen352. 

                                                                                                                                                                      
des-UVP-Gesetz – LUVPG) vom 13. Mai 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 246), idF. d. Art. 1 Nr. 9 Buchst. e des Gesetzes 
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lung, von welcher der Landesgesetzgeber feststellt, sie habe sich bewährt, Schl.-H. Landtagsdrucksache 17/688 
S. 13. 
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zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21. Juli 2012 (BGBl. I S. 1577) geändert worden ist. 
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 BayVGH v. 01.02.2011 – Az. 19 ZB 10.1938 –.  
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 T. Franz, Forstrecht, S. 57. 
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 Etwa Art. 16 Abs. 2 a.E. BayWaldG; § 10 Abs.2 Nr. 4 SächsWaldG. 
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 T. Franz, Forstrecht, S. 81. 
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 Was nicht zuletzt zahlreiche Ortsnamen, die auf -rode, -roda oder dem diesen etymologisch verwandten  
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 Vgl. die Bannwaldaufhebung im Rahmen der Erweiterung des Flughafens Frankfurt/Main. 
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Die Umwandlung von Wald umfasst die Rodung, also das dauerhafte Entfernen des Baum-

bewuchses, sowie die Überführung in eine andere Nutzungsart, § 9 Abs. 1 BWaldG. Durch 

diese rahmenrechtliche Vorgabe sind die Länder nicht gehindert Umwandlungstatbestände 

unabhängig von Rodungsarbeiten zu bestimmen353. Neben einer Änderung der Bewuchs-

struktur kann sich die Umwandlung auch aus einer Änderung hinsichtlich einzelner Wald-

funktionen ergeben. So kann eine relevante Umwandlung bereits darin liegen, dass die Nut-

zung von Waldflächen, die bisher der Erholung der Allgemeinheit dienen sollten, derart ge-

ändert werden sollen, dass sie zukünftig allein der privaten Erholungsfunktion zu dienen be-

stimmt sein sollen354. 

Hingegen ist nicht jede bauliche Nutzung mit den Waldfunktionen unvereinbar, vielmehr 

ergibt sich aus § 2 Abs.1 BWaldG a.E., dass sie zulässig sind, wenn sie dem Wald dienen355. 

Eine bauliche Nutzung zu Wohnzwecken dient grundsätzlich nicht den Waldfunktionen und 

ist daher unzulässig356. 

a. Genehmigungspflicht 

Der Grundsatz der Walderhaltung schlägt sich in einer Genehmigungspflicht für Rodungen 

und andere Waldumwandlungen nieder. Dabei findet sich der hoheitliche Schutz vor Rodun-

gen bereits in den mittelalterlichen Bannwaldbestimmungen357 und frühen Forstordnun-

gen358. Ältere örtliche Waldordnungen hatten ebenfalls Regelungen der Walderhaltung und 

schonenden Waldbehandlung enthalten aber ihre Geltungskraft jeweils nur für ein konkretes 

Waldgebiet359. 

Im geltenden Recht handelt es sich bei der Genehmigungspflichtig der Waldrodung oder 

Umwandlung gem. § 9 Abs. 1 Satz 1 BWaldG um ein repressives Verbot mit Befreiungsvor-

behalt360, welches in der Umweltgesetzgebung verschiedentlich auftritt und strukturell etwa 

der wasserrechtlichen Erlaubnis gem. § 8 Abs. 1 WHG361 entspricht362. Das für den einzelnen 

Waldbesitzer verbindliche Verbot und das Verfahren für die Befreiung findet sich in den je-

weiligen Landesnormen363. Zwar weisen die Landesnormen unterschiedliche Formulierungen 
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auf, doch sind sie alle an der einheitlichen Grundlinie ausgerichtet.364. Schließlich sind allen 

Landesnormen die materiellen Anforderungen des § 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 BWaldG vorgege-

ben. Danach statuiert § 9 Abs. 1 Satz 2 BWaldG ein Abwägungsgebot365 mit dem Inhalt die 

Rechte, Pflichten und wirtschaftlichen Interessen des Waldbesitzers, sowie die Belange der 

Allgemeinheit gegeneinander und untereinander abzuwägen. Hierbei liefert § 9 Abs. 1 S. 3 

Halbsatz 1 BWaldG eine Gewichtungsregel366, nach welcher die Genehmigung versagt wer-

den soll, wenn die Erhaltung des Waldes überwiegend im öffentlichen Interesse liegt. An-

schließend nennt § 9 Abs. 1 S. 3 Halbs. 2 BWaldG mit der wesentlichen Bedeutung des Wal-

des für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts, die forstwirtschaftliche Erzeugung oder 

die Erholung der Bevölkerung Regelbeispiele367 für ein überwiegendes öffentliches Interesse. 

Zu den abwägungsrelevanten Belangen der Allgemeinheit gehören neben dem Waldschutz 

iSd. Walderhaltung auch etwa die Belange der Landwirtschaft und Energieversorgung368. Zu 

den relevanten privaten Belangen des Waldbesitzers können auch privatvertraglich begrün-

dete Verpflichtungen mit Dritten zählen369. Allerdings wird das wirtschaftliche Interesse da-

hingehend eingeengt, dass nicht allein die größere Gewinnaussicht einer anderen Nutzungs-

art ausreichend ist370, sondern die Nutzungsänderung von existenzieller Bedeutung sein 

soll371. Hinsichtlich der Größe der betroffenen Fläche gilt, dass eine, gemessen an der Ge-

samtgröße des zusammenhängenden Waldgebietes, kleine, zur Rodung vorgesehene Fläche 

für sich genommen keine Indizwirkung für die Zulässigkeit der Rodung entfaltet. Vielmehr 

bleibt zu betrachten, ob nicht verschiedene kleine Rodungen als Ergebnis einer fortgesetzten 

Rodung zu einer nachhaltigen Störung der Funktionsfähigkeit des betroffenen Waldes füh-

ren372. Die Entscheidung über die über die Umwandlungsgenehmigung ist gem. § 9 Abs. 1 

Satz 2 BWaldG eine Abwägungsentscheidung bei der die Gewichtungsregel des § 9 Abs. 1 

Satz 3 Halbsatz 1 BWaldG zu einer schwachen Bedeutung privater Belange führt373. Aller-

dings können die Landesgesetze374 die gebotene Abwägung bereits derartig abgestuft und 

differenziert vorgeben375, dass für den Waldbesitzer ein Rechtsanspruch auf Erteilung der 

Umwandlungsgenehmigung besteht376. Die Abwägungsentscheidung nach § 9 Abs. 1 BWaldG 

wird von der herrschenden Meinung377 als gerichtlich voll überprüfbare378, rechtlich gebun-
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dene Entscheidung angesehen379. Abweichende Betrachtungen knüpfen an der Einordnung 

von § 9 Abs. 1 BWaldG als präventives, nur formelles Verbot mit behördlicher Unbedenklich-

keitserklärung oder als materielles Verbot mit Befreiungsvorbehalt an380. Vor allem in wald-

armen Bundesländern bedarf es mit Blick auf die hohe Bedeutung der Walderhaltung 

schwerwiegender Interessen, um eine Umwandlung rechtfertigen zu können381. Klose/Orf 

sehen gar einen grundsätzlichen Vorrang der Walderhaltung382. 

Da KUP nicht Wald iSd. BWaldG sind stellt eine Neuanlage von KUP in Wäldern seit der 

BWaldG-Novelle eine genehmigungspflichtige Umwandlung darstellt. Dies war im Rahmen 

der Novellierung als wünschenswerte Folge erkannt worden383. 

b. UVP 

Rodungen von Wald iSd. BWaldG zum Zwecke der Umwandlung in eine andere Nutzungsart 

sind gem. Anhang Nr. 17.2.1 UVPG UVP-pflichtig wenn 10 ha oder mehr Wald betroffen sind. 

Die UVP-Plicht ergibt sich seit einer UVPG-Novelle384 unmittelbar aus dem Bundesrecht. So-

weit die Landeswaldgesetze noch Reglungen wie Art. 3a BayWaldG enthalten sind diese 

gem. Art. 31 GG nicht mehr anwendbar. Allerdings können die Länder gem. Art. 72 Abs. 3 

Nr. 2 GG neue abweichende Reglungen erlassen. Von dieser Möglichkeit ist bereits Gebrauch 

gemacht worden385. Wegen der nun nach Bundesrecht zu bestimmenden UVP-Pflicht ist bei 

forstlichen Vorhaben nicht mehr der Anwendungsbereich von Art. 78a ff. BayVwVfG eröff-

net. Vielmehr sind die Verfahrensvorschriften des UVPG anzuwenden386. Die besondere Be-

deutung, die der Gesetzgeber der Walderhaltung beimisst, wird deutlich, wenn man die 

fünffach größere Fläche betrachtet, bei deren Aufforstung die gleiche UVP-Verpflichtung 

besteht (s.o.). Während eine UVP-Pflicht für Aufforstungen erst ab einer betroffenen Fläche 

von 5 ha bis 10 ha Wald, § 3 Abs. 1 iVm. Anhang Nr. 17.2.2 UVPG, greift ist dies bei Rodun-

gen bereits bei einer betroffenen Fläche von 1 ha bis weniger als 5 ha Wald ,§ 3 Abs. 1 iVm 

gem. Anhang Nr. 17.2.3 UVPG , der Fall. 
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9. Sonstige verwaltungsrechtliche Vorgaben 

Insbesondere in Trockengebieten ist die Waldbrandverhütung von erheblicher Bedeutung. 

Waldbrandschutzmaßnahmen umfassen etwa die Anordnung eines erhöhten Laubbauman-

teils oder die Anordnung vegetationsloser Waldbrandschutzstreifen (so § 6 Waldbrand-

schutzverordnung LSA387). 

a. Naturschutzrecht und Forstrecht 

Zwischen Forst- und allgemeinem Naturschutzrecht besteht kein festes Vorrangverhältnis, 

vielmehr ist jeweils mit Blick auf konkurrierende Einzelvorschriften die spezielle Regelung 

durch Auslegung zu ermitteln388. Gebiete, in denen wegen eines absoluten Veränderungs-

verbotes dauerhaft keine forstwirtschaftliche Nutzung stattfinden kann, sind etwa vorrangig 

vom Naturschutzrecht erfasst389. Das BNatSchG kennt seit seiner ersten Fassung aus dem 

Jahr 1976390 ein Privileg für die Forstwirtschaft. So betonte § 1 Abs. 3 BNatSchG 1976 die 

zentrale Bedeutung der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft für die Erhaltung der Kultur- und 

Erholungslandschaft. Ferner bestimmte diese Vorschrift, dass die ordnungsgemäße Forst-

wirtschaft in der Regel den Zielen des BNatSchG dient. Dieser Grundgedanke findet sich auch 

im geltenden BNatSchG. So ergibt sich aus § 14 Abs. 2 BNatSchG, dass die forstwirtschaftli-

che Bodennutzung nicht als naturschutzrechtlicher Eingriff iSv. § 14 Abs. 1 BNatSchG anzu-

sehen ist und idR. nicht den Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege wider-

spricht. Mit der Einordnung als Nichteingriff entfällt zwar die Verpflichtung zu Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen, § 15 Abs. 2 BNatSchG, doch entfaltet die Wiederaufforstung und 

Ergänzungspflicht gem. § 11 Satz 2 BWaldG sogar eine stärker den Ausgangszustand erhal-

tende Wirkung391, da Maßnahmen direkt an der Stelle des „Eingriffs“ stattzufinden haben. 

Allerdings gilt die Privilegierung der forstwirtschaftlichen Nutzung nicht mehr bedingungslos. 

Seit der 4. BNatSchG-Novelle von 2002 gilt dies nur noch, soweit materielle Anforderungen 

die gute fachliche Praxis erfüllt sind392. So fordert § 5 Abs. 3 Satz 1 BNatSchG bei der forstli-

chen Waldnutzung naturnahe Wälder aufzubauen und ohne Kahlschläge zu wirtschaften. 

Darüber hinaus soll gem. § 5 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG ein hinreichender Anteil standortheimi-

scher Forstpflanzen eingehalten werden. Durch das BWaldG und die Landeswaldgesetze 

werden die Leitgedanken für die forstliche Nutzung gem. § 5 Abs. 3 BNatSchG teilweise kon-
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kretisiert393. So fordert § 5 Abs. 3 BNatSchG eine Ausrichtung an einem naturnahen Wald. Zu 

einem solchen naturnahen Wald gehört auch ein Mindestmaß an Totholz394. Gleichwohl 

schmälert eine Nichtentnahme von Holz die Einnahmen des Waldbauern und kann zudem 

mit erhöhten arbeitstechnischen Risiken für die Bewirtschaftung einhergehen395. Dadurch ist 

es regelmäßig nicht möglich eine vollständige Verwertung der Bestände durch Ernte zu er-

reichen. Soweit die Länder nicht durch eigene Gesetzgebung Gebrauch von der Abwei-

chungskompetenz gemacht haben, gilt das BNatSchG direkt396. 

Die Privilegierung gem. § 14 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG gilt nur, soweit die Ziele und Grundsätze 

des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt werden. Vor diesem Hinter-

grund bleibt der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 BNatschG normierte Nachhaltigkeitsgrundsatz eine reine 

abwägungsoffene Grundsatznorm und entfaltet als solche nur eine relativ geringe Steue-

rungswirkung397. Die Anforderungen an die fachliche Praxis ergeben sich im Übrigen aus dem 

Fachrecht398. Als Ausnahmevorschrift ist diese Privilegierung eng auszulegen und umfasst 

nur Maßnahmen, die direkt der Produktion von Forstprodukten dienen, nicht aber vorberei-

tende Maßnahmen399. Auch der Wechsel zu einer anderen nach § 14 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG 

privilegierten Nutzungsart ist nicht erfasst, sondern bleibt ein Eingriff iSv. § 14 Abs. 1 

BNatSchG400. Da es sich bei § 14 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG nur um eine Regelvermutung han-

delt, können Maßnahmen im Einzelfall einen Eingriff darstellen401. 

b. Bodenschutzrecht 

Gem. § 1 Satz 2 BBodSchG ist der Zweck des Bundesbodenschutzgesetzes schädliche Boden-

veränderungen abzuwehren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu 

treffen. Gerade auch die oberste Vegetationsschicht einschließlich der durchwurzelten Kru-

menschicht unterfällt dem Bodenbegriff, da dieser funktional bestimmt ist und die bewach-

sene obere Bodenzone u.a. eine wichtige Filterfunktion hat402. Allerdings bestimmt § 3 

Abs. 2 Nr. 6 BBodSchG, dass Bodenveränderungen soweit nicht erfasst sind, als die Vorschrif-

ten des Zweiten Kapitels des Bundeswaldgesetzes und der Forst- und Waldgesetze der Län-

der entsprechende Regelungen treffen. Für Bodenveränderungen im Rahmen der Produkti-

on von Biomasse zur energetischen Verwendung in Wäldern findet des BBodSchG daher kei-
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ne Anwendung403. Dass bei normaler forstlicher Bodennutzung allein das Forstrecht beacht-

lich ist wird auch durch § 7 Satz 5 a.E. BBodSchG deklaratorisch404 klargestellt, der bestimmt, 

dass sich die Erfüllung der Pflicht des Grundstückseigentümers oder Inhabers der tatsächli-

chen Gewalt über ein Grundstück Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenverände-

rungen zu treffen, nach dem Forstrecht richtet. 

c. Wasserrecht 

Die forstliche Bodennutzung kann wasserrechtlich relevant sein. Soweit die Wälder mit Ge-

wässern durchzogen sind, ist an deren Randstreifen § 38 WHG beachtlich. Darüber hinaus 

erlaubt es § 51 Abs. 1 S. 1 WHG den Landesregierungen durch Rechtsverordnung Wasser-

schutzgebiete auszuweisen. Regelmäßig eignen sich Waldgebiete, um diese zu Wasser-

schutzgebieten zu erklären405. In solchen Wasserschutzgebieten bilden die wasserrechtlichen 

Vorschriften die spezielleren Normen406. § 52 Abs. 1 S. 1 WHG ermöglicht es in Wasser-

schutzgebieten eine bestimmte Nutzung vorzuschreiben (§ 52 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 a) WHG) und 

Aufforstungen anzuordnen (§ 52 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 c) WHG). 

d. Flurbereinigung 

Besonders die Wälder in Privateigentum zeichnen sich durch eine häufig sehr kleine Flä-

chengröße aus, die eine Bewirtschaftung erschwert (s.o.). Die Flurbereinigung kann hier ein 

Mittel sein um wirtschaftliche Größen zu erreichen. Verglichen mit landwirtschaftlichen Flä-

chen ist ein realer Tausch mit erheblich größeren Schwierigkeiten verbunden, unterscheiden 

sich doch verschiedene Standorte nicht nur durch die Bodenqualität sondern vielfach auch 

durch die unterschiedliche Altersstruktur des Baumbestandes und damit dem wirtschaftli-

chen Wert407. Das Flurbereinigungsgesetz (FlurbG)408 bietet hier eine gesetzliche Grundlage, 

die  bei einer solchen Maßnahme mit Einfluss auf das betroffene Grundeigentum erforder-

lich ist. Während die Ausgestaltung des Verfahrens hier zu weit führen würde, bleibt darauf 

hinzuweisen, dass § 84 FlurbG ausdrücklich festschreibt, dass ländlicher Grundbesitz iSd. 

FlurbG auch Waldgrundstücke sind. Gleichwohl bestimmt § 85 FlurbG einzelne Sonderrege-

lungen für Waldgrundstücke. Da dem FlurbG eine eigene Walddefinition fehlt, die ausdrück-

liche Gleichstellung der Waldgrundstücke mit landwirtschaftlichem Grundbesitz aber erken-

nen lässt, dass auch im Rahmen des FlurbG von einer Unterscheidung Wald und Nichtwald-
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flächen ausgegangen wird, erscheint es sachgerecht unter Waldgrundstücken solche zu be-

trachten, die mit Wald isd. BWaldG bedeckt sind409. Im Einzelnen umfassen die Sonderrege-

lungen solche zur Wertermittlung des Holzbestandes, § 85 Nr. 4, 8, 9 FlurbG sowie zur Ab-

stimmung mit der zuständigen Forstbehörde, § 85 Nr. 2, 5, 6, 7 FlurbG. 

Während im Bereich der landwirtschaftlichen Flächen auf naturschutzgefährdende Folgen 

von Flurbereinigungsmaßnahmen hingewiesen und eine stärkere Ausrichtung des Flurberei-

nigungsrechts an Naturschutzbelangen statt an Ertragssteigerung gefordert wird410, kann in 

Kleinstwaldgebieten eine Ertragssteigerung weiterhin gleichermaßen von Umwelt- wie Kli-

maschutzinteressen flankiert sein. 

10. Zwischenfazit 

Für die Produktion von Waldholz bietet das BWaldG des Bundes im Zusammenspiel mit den 

Landeswaldgesetzen einen bewehrten Rechtsrahmen, welcher für die Bereitstellung holzar-

tiger Biomasse keine größeren Hemmnisse enthält. 

V. Kurzumtriebsplantagen (KUP), Agroforst und anderes Flurholz 

1. Begriffsbestimmung 

Flurholz, oder Agrarholz, bezeichnet holzartige Biomasse, welche auf Flächen entsteht, die 

nicht Wald iSd. Forstrechtes sind. Eine kombinierte Land- und Waldwirtschaft hat in Mittel-

europa lange Tradition411. Dabei wirkt sich regelmäßig die landwirtschaftliche Nutzung zwar 

negativ auf den Waldbestand aus412, aber die in frühneuzeitlichen Wäldern die Regelbewirt-

schaftung darstellende Vielfachnutzung ermöglichte eine Wertschöpfung, bei der die Erträge 

aus den Nebennutzungen vielfach die Holzerträge überstiegen413. Das 19. Jhd. brachte Ände-

rungen in der tatsächlichen Bewirtschaftung, die sich auch in einer rechtlichen Unterschei-

dung von Landwirtschaft und Forst auswirkten414. Auch um eine energetische Nutzung von 

holzartiger Biomasse besser zu ermöglichen, wurde 2010 die Holzproduktion in KUP durch 

§ 2 Abs. 2 Nr. 1 BWaldG vom Waldbegriff und damit verbunden forstrechtlichen Einschrän-

kungen ausgenommen. Daher gilt für den Anbau von diesem Flurholz der Rechtsrahmen der 
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nichtholzartigen Biomasse. KUP werden typischerweise mit schnellwachsenden Baumarten, 

deren Auswuchs alle drei bis 5 Jahre geerntet wird, betrieben. Nach etwa vier bis fünf Zyklen 

lässt die Auswuchsfähigkeit der Pflanzen erheblich nach, sodass eine Erneuerung der Be-

pflanzung nötig wird. Seit der Änderung des BWaldG ist eine Zunahme von KUP-Flächen zu 

verzeichnen. So vergrößerte sich die Fläche der KUP zwischen 2010 und 2011 von ca. 

3.500 ha auf ca. 5.100 ha415 . Im Jahr nach der BWaldG-Novelle konnte die größte Zunahme 

von KUP in den Bundesländern Sachsen-Anhalt, Brandenburg, Bayern und Baden-

Württemberg416  verzeichnet werden, wobei die Zunahme von ca. 1000 ha in Sachsen-

Anhalt417 und 430 ha in Brandenburg418 den überwiegenden Anteil ausgemacht haben. Bis 

Ende Ohne geänderte Förderung könnte bereits bei 30.000 ha die Kapazitätsgrenzen erreicht 

werden419. Insgesamt stammt damit aktuell nur ein sehr kleiner Holzanteil aus KUP. 

Als weitere Möglichkeit die Basis der Holzgewinnung zu vergrößern, wird die Nutzung von 

Fließgewässerrandstreifen vorgeschlagen420. Dabei gilt es zu beachten, dass in einem gem. 

§ 38 Abs. 3 WHG in der Regel 5 m breiten Streifen neben der Linie des mittleren Wasser-

standes gem. § 38 Abs. 4 Nr. 2 WHG eine Holzentnahme nur in den Grenzen der ordnungs-

gemäßen Forstwirtschaft zulässig ist. Der Bereich kann auch breiter sein, wenn eine Uferbö-

schung vorhanden ist, § 38 Abs. 2 WHG. Die ordnungsgemäße Forstwirtschaft ist jene der 

§§ 5 ff. BWaldG421. Nötig für die Anwendbarkeit des BWaldG ist aber, dass der Bewuchs des 

Ufers dem Wald zugerechnet werden kann, § 2 Abs. 1 BWaldG. Für Randbewuchs, der nicht 

Wald ist, bleibt es beim Entnahmeverbot gem. § 38 Abs. 4 Nr. 2 WHG422. Davon betroffen 

sind insbesondere Uferstreifen in agrarisch genutzten Bereichen.  

Zur flächenmäßigen Größe von agroforstlich, aber nicht durch KUP, genutzten Flächen liegen 

lagen der Bundesregierung Ende 2012 keine Informationen vor423. 

2. Pflanzenschutzrecht 

Das Forstvermehrungsgutgesetz424 (FoVG) gilt trotz der Ausnahme von KUP vom Waldbegriff 

des BWaldG für alle wichtigen Baumarten unabhängig vom Verwendungszweck425. Soweit es 
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BGBl I 1934. 
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sich bei den eingesetzten Pflanzen um Forstpflanzen handelt, ist das FoVG anwendbar. 

Forstpflanzen sind solche Pflanzen, die zu forstlichen Zwecken genutzt werden können, da 

sie Stämme ausbilden. Dabei bestimmt § 2 Nr. 1 FoVG, dass unter dem erfassten forstlichen 

Vermehrungsgut nur solche Baumarten und Hybriden, also Kreuzungen, die im Anhang zum 

FoVG oder in einer Rechtverordnung, zu der § 3 FoVG ermächtigt, genannt sind. Für KUP 

relevant und vom FoVG erfasst sind etwa Pappeln, § 2 Nr. 1 iVm. Anhang FoVG. Nicht erfasst 

sind etwa Weiden. Da etwa Pappeln anbaubedingt immer als Steckholz angebaut werden, 

also als genetische Klone einer Mutterpflanze, sind zum Schutz des Waldes vor Pilzbefall etc. 

gem. FoVG verschärfte Anforderungen zu erfüllen. Soweit es sich um Forstvermehrungsgut 

handelt, sind Zucht und Inverkehrbringung dahingehend eingeschränkt, dass die Produktion 

von forstlichen Vermehrungsgut einer Zulassung bedarf, § 4 Abs. 1 FoVG und die produzie-

renden Betriebe angemeldet sein müssen, § 7 Abs. 1 FoVG0 Weiterhin muss das Vermeh-

rungsgut bestimmte äußere Beschaffenheitsmerkmale besitzen, § 12 FoVG. Bevor neue 

schnellwachsende und daher für die Biomasseproduktion attraktive Sorten eingesetzt wer-

den können, ist daher die Zertifizierung durchzuführen. Dies hindert zwar eine besonders 

schnelle Einführung, sichert aber auch die Qualität für die Produktion. 

Eine Unkrautbekämpfung ist nur im ersten Jahr der KUP erforderlich, hier aber kaum zu er-

setzen426. Allerdings wäre eine solche Startdüngung selbst bei Anpflanzungen im Wald zuläs-

sig. 

3. Bodenschutz- und Düngerecht 

Beim Anbau von holzartiger Biomasse auf landwirtschaftlichen Flächen sind die Vorgaben 

des BBodSchG (dazu siehe unten S. 71) wie auch jene des Düngerechts (dazu siehe unten 

S. 76) einzuhalten. Da zur Holzproduktion mehrjährige Pflanzen verwendet werden ist die 

Bodenbedeckung besser ausgeprägt als beim Anbau von typischen Feldfrüchten. Auch der 

Bedarf an regelmäßiger Düngung ist deutlich geringer als bei klassischen Feldfrüchten. Die 

Vorgaben des Bodenschutz- und Düngerechts stellen für die Produktion holzartiger Biomasse 

keine Hemmnisse dar. 

4. Aufforstungsgenehmigung  

Wie oben gesehen, orientiert sich die Zuordnung von Flächen zum Forstrecht nicht aus-

schließlich an den natürlichen Gegebenheiten. Die tatsächlichen Gründe, die die Genehmi-

gungspflicht bei der Aufforstung von Wald iSd. BWaldG rechtfertigt, liegen aber auch bei 
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 R. Schrimer, in: LWF aktuell 61/2007 S. 28. 
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 H. Nietsch/B. Osterburg/C. v. Buttlar/H.-B. v. Buttlar, Aspekte des Gewässerschutzes und der Gewässernut-
zung beim Anbau von Energiepflanzen, S. 36. 
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sonstigen waldartigen Flächen vor. Weniger ausgeprägt bei der agroforstlichen Nutzung, 

deutlicher bei KUP. Die agroforstliche Nutzung kann zwar landschaftswirksame Auswirkun-

gen haben, doch zeichnet sie sich dadurch aus, dass kaum mehr als Baumstreifen entstehen, 

deren Einflüsse auf die unmittelbare Umgebung beschränkt bleiben. Dagegen können KUP 

zu einer flächigen Veränderung führen. Die Novelle des BWaldG zur Vereinfachung für KUP 

hatte zum Ziel solche „ausschließlich … auf bisher landwirtschaftlichen Flächen“427 zu schaf-

fen. Gerade vor dem Hintergrund der naturschutz- und landschaftsschutzrelevanten Auswir-

kungen, haben wenige Bundesländer die Anlage von KUP einer forstrechtlichen Genehmi-

gung unterstellt428, in bestimmten Fällen unterstellt429 oder zumindest  aber eine Anzeige 

der Anlage gefordert430. Allerdings haben zahlreiche Länder auch nach der Änderung des 

BWaldG keine Anzeige- oder Genehmigungspflicht für KUP normiert431. Nicht immer ist klar 

ob es sich dabei um eine bewusste gesetzgeberische § 10 SächsWaldG, der zwar eine Ge-

nehmigungspflicht für Weihnachtsbaum- und Schmuckreißigplantagen, nicht aber für KUP432 

vorsieht, kann sich damit erklären, dass das SächsWaldG433 seit der Änderung des BWaldG 

nicht novelliert wurde. Die vielfach nicht vorgesehene vorgelagerte behördliche Befassung 

mag im Interesse einer einfachen Schaffung vom KUP zweckmäßig sein, doch verbindet sich 

damit eine Unklarheit ob und wann die Aufforstungsgenehmigung nachzuholen ist, wenn 

von der die Nichtwaldeigenschaft begründende Absicht eine Umtriebszeit von höchstens 20 

Jahren nachträglich entfällt. Hier könnte eine konsequente Anzeigepflicht zumindest eine 

nachgelagerte Kontrolle besser durchführbar machen. 

a. Raumplanung 

Zu fragen ist, ob sich über Festlegungen in den Regionalplänen, § 8 ROG434, mittelbar435 Be-

dingungen für die Biomasseproduktion festlegen lassen436. So fordert § 9 ROG bei Planauf-

stellung eine Umweltprüfung um namentlich auch die voraussichtlichen Auswirkungen auf 

die biologische Vielfalt, § 9 Abs. 1 Nr. 1 ROG, sowie Boden Wasser und Landschaft, § 9 Abs. 1 

Nr. 2 ROG, zu ermitteln. Allerdings ist es über das Raumordnungsrecht nicht möglich über 

die landwirtschaftliche gute Praxis hinausgehende Vorgaben zur landwirtschaftlichen Nut-

                                                      
427

 BT-Drs. 17/1220, S. 1. 
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 So Art. 16 Abs. 1 Satz 2 BayWaldG. 
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 So § 25a Abs. 1 Satz 2 LWaldG-BW, wenn Umtriebszeit größer als 10 Jahre.  
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 § 25a Abs. 3 LWaldG-BW. 
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 Vgl. § 9 LWaldG Bbg, § 24 LwaldG M-V, § 9 NiedersWaldG, § 41 LFoG NRW. 
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 Durch § 2 Abs. 3 SächsWaldG hat Sachsen von der Ausnahmemöglichkeit gem. § 2 Abs.  BWaldG Gebrauch 
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 Zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.8.2009. 
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 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008, BGBl. I S. 2986, zuletzt geändert durch Art. 9 d. G. v-. 
31.07.2009, BGBl. I S. 2585. 
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 M. Kloepfer, Umweltrecht, § 10 Rn. 48. 
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 N. Gaasch/A. Starick/K. Klöckner/I. Möller/K. Müller/B. Matzdorf, Sicherung einer nachhaltigen Bioenergie-
bereitstellung, IzR 2011, 339 (343 f.). 
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zung und Fruchtfolge aufzustellen wie sie zur Steuerung der Biomasseproduktion nötig wä-

ren437. Möglicherweise ließe sich eine effektivere Bindung erreichen, wenn die Raumord-

nung mit der Landschaftsplanung, § 11 BNatSchG, abgestimmt ist438. Da allerdings gem. § 11 

Abs. 1 Satz 4 BNatSchG die Rechtverbindlichkeit der Landschaftspläne in den Ländern unter-

schiedlich ausgestaltet werden kann, bieten sie kein in bundesweit wirksames Instrument 

zur Steuerung der Biomasseproduktion439. Daher ist eine direkte Steuerung der Biomasse-

produktion oder gar der verwendeten Pflanzenarten ist nicht möglich. 

b. UVP 

Die Auswirkungen von insbesondere KUP unterscheiden sich grundlegend von denen übli-

cher landwirtschaftlicher Fruchtarten440. Da KUP vom Waldbegriff ausgenommen sind, greift 

auch nicht die UVP-Pflicht gem. § 3 Abs. 1 S. 1 iVm. Anhang Nr. 17.1.1 UVPG für Erstauffors-

tungen ab 50 ha, denn dieser erfasst ausdrücklich Erstaufforstungen im Sinne des BWaldG. 

Die UVP-Pflicht ist grundsätzlich nach den Tatbeständen der Anlage 1 zu bestimmen441. Da-

her ist seit der Änderung des § 2 Abs. 2 BWaldG im Jahr 2010 die Erstbepflanzung einer Flä-

che mit Forstpflanzen im Rahmen einer KUP nicht mehr UVP-pflichtig. Da sie nach wie vor 

faktisch dieselben Auswirkungen auf die Umwelt haben wie Erstaufforstungen, wird ange-

dacht eine analoge UVP-Pflicht anzunehmen442. Einer analogen Anwendung der UVP-Pflicht 

stehen aber verfassungsrechtliche Bedenken entgehen. So stellt ein vorgeschaltetes Ge-

nehmigungsverfahren immer einen Eingriff in Art. 12 GG dar, für dessen Rechtfertigung es 

einer gesetzlichen Grundlage bedarf. Eine Analogie ist daher nicht zulässig. Darüber hinaus 

ergeben sich auch verfahrensrechtliche Probleme. Die UVP ist kein selbständiges Prüfverfah-

ren sondern kommt nur zum Tragen, wenn ein geeignetes Trägerverfahren besteht443. Für 

die Erstaufforstung findet sich ein solches Verfahren in der Genehmigung gem. § 10 Abs. 1 

BWaldG. Dieses ist aber für KUP nicht mehr einschlägig. 

c. Grünlandschutz 

Grünland bezeichnet Flächen, die dauerhaft als Wiesen und Weiden genutzt werden444. Da-

bei reicht eine tatsächliche Bodenbedeckung alleine nicht aus, vielmehr muss die Fläche ak-
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tiv bewirtschaftet werden445, also etwa regelmäßig gemäht werden. Nicht alle Flächen, auf 

denen Bäume neu angepflanzt werden, waren zuvor unter intensiver landwirtschaftlicher 

Nutzung. Längerfristige Kulturen, insbesondere solche, die eine dauerhafte Bedeckung des 

Bodens sicherstellen, sind nicht nur aus Erosionsschutzgesichtspunkten sondern auch wegen 

ihrer positiven Wirkung auf die Biodiversität erhaltenswert. In dem Maß, in dem sich am 

Markt gute Preise für Agrarholz erzielen lassen, kann es betriebswirtschaftlich reizvoll wer-

den bestehende Dauerkulturen umzubrechen. Um einen solchen Umbruch einzuschränken, 

setzen verschiedene Regelungen Schranken. 

So ist gem. § 5 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG als gute fachliche Praxis zu beachten, dass auf erosi-

onsgefährdeten Hängen und anderen besonders sensiblen Standorten ein Grünlandumbruch 

zu unterlassen ist. Neben einem solchen Grünlanderhaltungsgebot für besondere Standorte 

bestehen auch allgemeine Verpflichtungen. Die EU Agrarbeihilfen sind seit der Reform 2003 

insofern an bestimmte Umweltschutzanforderungen gekoppelt, als Verstöße gegen diese 

sogenannte Cross-Compliance die Möglichkeit eröffnen, die Beihilfesumme zu kürzen. Aller-

dings wird hierbei nur die Einhaltung bestehender Verpflichtungen eingefordert. Die die Di-

rektzahlungen regelnde Verordnung (EG) Nr. 73/2009446 fordert in Art. 6 Abs. 1, dass die 

Mitgliedstaaten auf nationaler oder regionaler Ebene Mindestanforderungen für den guten 

landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand einer Fläche festlegen. Für Dauergrünland 

verpflichtet Art. 6 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 die Mitgliedstaaten Dauergrün-

land zu erhalten, soweit dies im Jahr 2003447 als Dauergrünland bestand. Deutschland ist 

dieser Verpflichtung durch § 3 DirektZahlVerpflG448 nachgekommen. Gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 

DirektZahlVerpflG tragen die Länder Sorge, dass auf ihrem Gebiet der Anteil des Dauergrün-

landes an der gesamten landwirtschaftlichen Fläche des Landes bezogen auf das Referenz-

jahr 2003 nicht erheblich abnimmt.  

Die meisten449 Bundesländer haben Verordnungen zum Grünlandschutz erlassen. Deren Ge-

nehmigungserfordernisse greifen aber regelmäßig erst, wenn die Überschreitung amtlich 

festgestellt wird. Dies ist etwa in Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vorpommern, Nieder-

sachsen und Nordrhein-Westfalen geschehen. Eine klarere Regelung findet sich in Baden-
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Württemberg. Dort bestimmt § 27a Lw/KultG BW450, und damit direkt das Gesetz, die unmit-

telbare Geltung des Umbruchverbotes. Allen Regelungen gemein ist, dass die zuständige 

Behörde Ausnahmen zulassen kann. Gemein ist ihnen aber auch, dass ein Verstoß gegen die 

Genehmigungspflicht lediglich zu einem Wegfall der Beihilfefähigkeit der betroffenen Fläche 

führt, nicht aber eine eigenständige Sanktionen, etwa in Form eines Bußgeldes, an sie ge-

knüpft ist. 

5. Zwischenfazit 

Anpflanzungen zur Gewinnung von holzartiger Biomasse auf Nichtwaldflächen unterliegen 

nicht den Bewirtschaftungspflichten des BWaldG. Gleichzeitig sind sie von den land- und 

forstwirtschaftlichen Privilegierungen wichtiger Umweltschutznormen erfasst. Hinsichtlich 

einer räumlichen Standortsteuerung der Anpflanzungen bestehen keine effektiven Instru-

mente. 

VI. Förderrecht 

Während die ordnungsrechtlichen Vorgaben zwingenden Charakter haben und eine man-

gelnde Befolgung mit Sanktionen geahndet werden kann, sollen im Folgenden solche Nor-

men untersucht werden, deren Nichtbefolgung keine negativen Folgen hat, deren Befolgen 

aber positive Effekte haben kann. Neben direkten Subventionen handelt es sich hier um Be-

ratungs- und Betreuungsleistungen sowie Rechtsgrundlagen für Entschädigungszahlungen. 

Solche Unterstützungsleistungen können an die konkrete Verwendung oder unmittelbar an 

die Bereitstellung der Rohbiomasse anknüpfen. Im Folgenden sollen allein solche betrachtet 

werden, die die direkte Erzeugung der Rohbiomasse vor der ersten Verarbeitungsstufe be-

treffen. In diesem Teil sollen insbesondere solche Regelungen, die direkt an der energeti-

schen Verwertung der Biomasse ansetzen nur bezüglich ihrer grundsätzlichen mittelbaren 

Auswirkungen (erhöhte Wirtschaftlichkeit der Produktion durch gesteigerte Nachfrage) an-

gesprochen werden. Der Fördersystematik in der Wertschöpfungsstufe der energetischen 

Biomassenutzung zur Strom – und/oder Wärmeerzeugung wird sich in Arbeitspaket 3 ge-

widmet. 

1.  Forstförderung 

Die Förderung der forstlichen Wirtschaft ist sowohl national wie auch auf europäischer Ebe-

ne durch verschiedene Programme normunterlegt. Eine quantitative Steigerung bzw. quali-
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tative Verbesserung der bereitgestellten Biomasse kann ebenso Förderziel sein, wie eine 

Ausrichtung primär an Interessen des Naturschutzes. 

a. Union 

(1) Agrarbeihilfen 

Die GAP ist seit 1957 ein wesentlicher Teil der EG/EU. 2010 entfiel 41 Prozent des EU Haus-

halts auf den Agrarsektor. Trotz verschiedener Reformen sind die Grundziele Steigerung der 

landwirtschaftlichen Produktion, Einkommenssicherung der ländlichen Bevölkerung und 

Versorgungssicherheit geblieben.  

1992 wurden Direktzahlungen als Hauptsteuerungsmittel eingeführt und 2003 von der Pro-

duktion entkoppelt. Von einer gezielten Stützung von Energiepflanzen wie sie in Verordnung 

(EG) Nr. 1782/2003451 eingeführt worden war, hat der europäische Gesetzgeber mit Blick auf 

die verbesserten Absatzmöglichkeiten bei der Agrarbeihilfenreform 2009 bewusst Abstand 

genommen452. Auf diese Weise wird eine Durchbrechung des Grundsatzes der entkoppelten, 

also von der konkreten Produktion unabhängigen, Beihilfeleistung verhindert. Gekoppelte 

Beihilfen sind gem. Art. 6 iVm Anhang des WTO-Landwirtschaftsabkommen regelmäßig nicht 

zulässig. (Im Weiteren siehe unten) 

(2) Forstbeihilfen 

Anders als in der Landwirtschaft besitzt die Union keinen ausdrücklichen Kompetenztitel. 

Waldförderung erfolgt daher immer als Annex zu anderen Zielen. So schützt die Verordnung 

(EWG) Nr. 3528/86453 den Wald speziell vor Luftverschmutzung. Die Ausgangsverordnung 

ordnete eine gemeinschaftliche Aktion zum Schutz der Wälder an, um  „damit auch zum 

Schutz des landwirtschaftlichen Produktionspotentials beizutragen“, Art. 1 VO 3528/86. Die 

Aktion umfasste Waldbeobachtung- und Dokumentation (Art. 2),  eine Berichtspflicht an die 

Kommission (Art. 3) und Förderung von Feldversuchen, Pilot- und Demonstrationsvorhaben 

(Art. 4). Dabei konnte die Finanzierung der Maßnahmen nach Artt. 2 und 4 gem. Art. 12 bis 

zu 50 Prozent durch die Gemeinschaft erfolgen.  

Eingebunden in die europäische Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums hat der 

Rat gestützt auf Artt. 36 und 37 EGV (heute Artt. 42 und 43 AEUV) in der Verordnung (EG) 
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Nr. 1698/2005454 auch forstwirtschaftliche Regelungen getroffen. Zwar fehlt der Union eine 

Kompetenz für Holz und Holzprodukte, doch stelle die Forstwirtschaft einen integralen Be-

standteil der Entwicklung des ländlichen Raumes dar und daher seien marktneutrale För-

dermaßnahmen für die Forstwirtschaft in die Entwicklung des ländlichen Raumes einzube-

ziehen455. Dieser Erkenntnis folgend bestimmte Art. 2 der Vorgänger-Verordnung456, dass 

Beihilfen für Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums im Zusammenhang mit 

landwirtschaftlichen Tätigkeiten auch die nachhaltige Entwicklung der Wälder betreffen 

können. Art. 4 Abs. 1 lit. a) der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 nennt nun Steigerung der 

Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft gleichberechtigt als Ziele 

der Förderung der Entwicklung des ländlichen Raumes. Zu den verfolgten Zielen gehört ins-

besondere auch die Erweiterung der Waldfläche457. Die konkret förderfähigen Maßnahmen 

umfassen u.a. solche der Berufsausbildung, insbesondere die Waldbesitzer und forstlich 

handelnden Personen mit Methoden zur Verbesserung der Waldfunktionen vertraut zu ma-

chen458. Als konkrete Maßnahmen finden sich in Titel IV Kapitel 1 der ELER-VO459 u.a. Beihil-

fen zur Ersteinrichtung von Agrarforst-Systemen auf landwirtschaftlichen Flächen460, die Er-

schließung neuer Möglichkeiten für die Nutzung und Vermarktung forstwirtschaftlicher Er-

zeugnisse461, aber auch für Vorhaben zur Erschließung forstwirtschaftlicher Flächen, zur 

Flurbereinigung und -verbesserung462. Für einzelne Maßnahmen ist der Kreis der Förderfähi-

gen auf private Waldeigentümer und Gemeinden bzw. Zusammenschlüsse, an denen nur 

Private und Gemeinden beteiligt sind, so etwa gem. Art. 27 Abs. 1 ELER-VO bei Investitions-

beihilfen zur Verbesserung des wirtschaftlichen Wertes des Waldes. Diese Einschränkung 

des Kreises der Förderfähigen gilt gem. Art. 42 Abs. 1 ELER-VO für den gesamten Unterab-

schnitt 2, der Maßnahmen zur Förderung der nachhaltigen Bewirtschaftung bewaldeter Flä-

chen behandelt. Beihilfen zur Erstaufforstung landwirtschaftlicher Flächen können nicht von 

Landwirten463 in Anspruch genommen werden, die bereits Vorruhestandsbeihilfen in An-

                                                      
454

 Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20.09.2005 über die Förderung der Entwicklung des ländli-
chen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER), 
ABl. L 277 vom 21.10.2005, S. 1, zuletzt geändert durch Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1231/2011 der 
Kommission vom 23.11.2011. 
455

 Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 Erwägungsgrund Nr. 32. 
456

 Verordnung (EG) Nr. 1257/1999. 
457

 Art. 30 Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (Fn. 454). 
458

 Art. 20 lit. a) i) ELER-Verordnung. 
459

 Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER), ABl. Nr. L 277 vom 21.10.2005, S. 1–40 
460

 Art. 36 lit. b) ii) ELER-Verordnung. 
461

 Art. 28 I lit. b) ELER-Verordnung. 
462

 Art. 30 ELER-Verordnung. 
463

 Landwirt iSv. von Artikel 43 Abs. 1 lit. c der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 ist eine Person, die nach von den 
Mitgliedstaaten festzulegenden Kriterien einen wesentlichen Teil ihrer Arbeitszeit landwirtschaftlichen Tätig-
keiten widmet und einen erheblichen Teil ihres Einkommens hieraus bezieht, Art. 31 Abs. 3 Verordnung (EG) 
Nr. 1974/2006. 
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spruch nehmen, Art. 43 Abs. 3 lit. a) ELER-VO. Dass es sich bei der beihilfefähigen Auffors-

tung schwerpunktmäßig um eine Förderung für Landwirte handelt, wird beim Blick auf die 

Beihilfehöchstgrenzen gem. Art. 44 Abs. 4 iVm. Anhang ELER-VO deutlich. Denn der jährliche 

Höchstbetrag zum Ausgleich aufforstungsbedingter Einkommenseinbußen beträgt 700 €/ha 

für Landwirte oder deren Vereinigung aber nur 150 €/ha für sonstige natürliche Personen 

des Privatrechts. 

Beihilfefähige Maßnahmen zur Errichtung von Agroforstsystemen auf landwirtschaftlichen 

Flächen umfassen nur Landnutzungssysteme, bei denen eine Fläche von Bäumen bewachsen 

ist und gleichzeitig landwirtschaftlich genutzt wird, Art. 44 Abs. 2 ELER-VO. Ausdrücklich 

nicht erfasst sind neben Weihnachtsbaumkulturen solche von schnell wachsenden Arten mit 

kurzer Umtriebszeit, Art. 44 Abs. 3 ELER-VO. Was unter einer kurzen Umtriebszeit zu verste-

hen ist, wird durch Art. 31 Abs. IV VO 1974/2006 dahingehend konkretisiert, dass die Spanne 

zwischen zwei Erntehieben am selben Ort weniger als 15 Jahre beträgt. Dadurch sind die 

meisten KUP mit ihren Umtriebszeiten von 3-10 Jahren förderfähig.  

 Die Beihilfezahlungen für Aufforstungen sind gem. Art. 31 Abs. 1 der VO an die Vorausset-

zung gebunden, dass die Anpflanzungen den örtlichen Gegebenheiten angepasst und um-

weltverträglich sind. Die landwirtschaftliche Ausrichtung der Maßnahmen wird deutlich, 

wenn man die Höchstbeträge der Zahlungen zum Ausgleich von Einkommensverlusten be-

trachtet. Gem. Art. 31 Abs. 4 iVm. Anhang der Verordnung betragen diese 725 € pro ha und 

Jahr für Landwirte, aber lediglich 185 € pro ha und Jahr für sonstige Personen.  

1992 wurde zunächst mit dem Ziel der landwirtschaftlichen Marktkonsolidierung durch Ver-

ringerung der Anbauflächen durch die Verordnung (EWG) Nr. 2080/1992464 ein gemein-

schaftsrechtlicher Rahmen für Beihilfen zur Aufforstung in der Landwirtschaft geschaffen. 

Die Legalausnahme vom Waldbegriff gem. § 2 Abs. 2 Nr. 3 BWaldG trägt u.a. dieser Förder-

möglichkeit Rechnung, indem es infolge subventionierter Aufforstung bewaldete Flächen 

weiter als landwirtschaftlich eingeordnet belässt und so eine wesentliche Beihilfevorausset-

zung für eine andauernde Förderung bestehen bleibt. Ob eine solche Förderung vor dem 

Hintergrund einer grundsätzlich Gewinnchancen bietenden Holzwirtschaft und weiter stei-

gender Preise für holzartige Biomasse wirtschaftlich sinnvoll ist muss nicht unbedingt positiv 

beantwortet werden. 

                                                      
464

 ABl. EU. Nr. L 215 vom 30.7.1992, S. 96. 
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b. National 

Auf nationaler Ebene gebietet § 41 Abs. 1 BWaldG die öffentliche Förderung der Forstwirt-

schaft. Dazu beteiligt sich der Bund gem. § 41 Abs. 4 BWaldG an der Forstförderung nach 

dem GAKG465.  

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe werden bei Verbesserung der Agrarstruktur466 auch 

forstliche Belange adressiert, wobei § 1 Abs. 1 GAKG467 klarstellt, dass gleichermaßen Land- 

und Forstwirtschaft betreffende Maßnahmen erfasst sind. Als Förderinstrumente stehen die 

Gewährung von Zuschüssen, Darlehen, Zinszuschüssen und Bürgschaften zur Verfügung (§ 3 

GAKG). Die Gemeinschaftsaufgabe wird auf Grundlage eines jährlich zu überprüfenden468 

gemeinsamen Rahmenplans erfüllt (§ 4 Abs. 1 GAKG). Das Zusammenwirken von Bund und 

Ländern geschieht derart, dass die Durchführung des Rahmenplans den Ländern obliegt (§ 9 

Abs. 1 GAKG) und der Bund, vorbehaltlich der Art. 91a Abs. 4 S. 4 GG, 60  Prozent der Ausga-

ben für die Maßnahmen erstattet, § 10 Abs. 1 Nr. 1 GAKG. Obwohl das GAKG zuletzt 2010 

geändert wurde, geht der Verweis auf Art. 91a Abs. 4 S. 4 GG in Leere, da seit einer GG-

Änderung469 im Jahr 2006 der Art. 91a GG nur noch drei Absätze umfasst. In dieser Änderung 

wurde der Art. 91a Abs. 3 a.F. ersatzlos gestrichen470 und Art. 91a Abs. 4 a.F. unverändert als 

Abs. 3 ersetzt471. Da der Verweis auf Art. 91a Abs. 4 S. 4 GG wortgleich seit der Ursprungsfas-

sung von 1988 besteht, ist von einem Redaktionsversehen auszugehen. Die Erstattung des 

Bundes steht also unter dem Vorbehalt der in den Haushaltsplänen des Bundes und der Län-

der getroffenen Feststellungen, Art. 91 Abs. 3 S. 4 GG. 

Förderfähig sind forstwirtschaftliche Zusammenschlüsse iSd. BWaldG sowie natürliche und 

juristische Personen472 als Besitzer von land- und forstwirtschaftlichen Flächen. Zu den ge-

förderten Maßnahmen zählen die Vorarbeiten in Form von u.a. Standortgutachten und Un-

tersuchungen, der Einsatz von umweltverträglichen Holzernteverfahren, etwa der Einsatz 

von Rückepferden, und der Umbau von Monokulturen in stabile Mischbestände (Erhöhung 

des Laubbaumanteils) und anderer auf eine naturnahe Waldbewirtschaftung gerichtete 

Maßnahmen. Erstaufforstungsmaßnahmen werden unterstützt, indem sowohl die Kultur-

vorbereitung und Pflanzung als auch die Kulturpflege der ersten fünf Jahre gefördert wird 

und zudem in einem Zeitraum von bis zu 15 Jahren ein Ausgleich für aufforstungsbedingte 

                                                      
465

 Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK-
Gesetz - GAKG), Neugefasst durch Bek. v. 21.7.1988 BGBl. I S. 1055; zuletzt geändert durch Art. 9 G v. 9.12.2010 
BGBl. I S. 1934. 
466

 Eine gem. Art. 91a GG zulässige Zusammenwirkung von Bund und den Ländern. 
467

 GAK-Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Juli 1988 (BGBl. I S. 1055), das zuletzt durch Artikel 
9 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1934) geändert worden ist. 
468

 § 4 Abs. 2 Satz 2 GAKG. 
469

 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.08.2006, BGBl. I S. 2034. 
470

 Art.  1 Nr. 12 c) des Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.08.2006, BGBl. I S. 2034. 
471

 Art.  1 Nr. 12 d) des Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.08.2006, BGBl. I S. 2034. 
472

 Sowohl im privaten als auch öffentlichen Recht, allerdings nicht der Bund und die Länder. 
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Einkommensverluste geleistet werden kann. Für die erhöhte Bereitstellung von Biomasse zur 

energetischen Verwertung stimulierend wirkt auch die Mobilitätsprämie für Holz, hier wird 

die überbetriebliche Vermarktung von Holz gefördert. Die Förderung aller genannten Maß-

nahmen geschieht in Form von Zuschüssen bis zu 90 Prozent der zuwendungsfähigen Ausga-

ben, wobei die Länder für bestimmte Maßnahmen Pauschalen festlegen können. Für die 

Förderung nach GAKG ist der aktuelle473 Rahmenplan sowie die ihm zugrundeliegende vo-

rangegangene474 Planung maßgeblich.  

Auch das nationale Steuersystem trägt bereits zu einer indirekten Unterstützung bei475, in-

dem etwa bei Erhebung der Grundsteuer gem. § 2 Nr. 1 GrStG476 Grundbesitz von Betrieben 

der Land- und Forstwirtschaft von dem Grundbesitz sonstiger Gewerbetreibender unter-

schieden wird, § 14 GrStG eine eigene Steuermesszahl für Betriebe der Land- und Forstwirt-

schaft festschreibt und § 33 GrStG einen gesetzlichen Erlassanspruch bei wesentlicher Er-

tragsminderung (Missernten, Sturmschäden) gewährt. Auch das Einkommensteuerrecht be-

günstigt Einnahme durch die Verwertung von Sturmschäden über einen reduzierten Steuer-

satz, § 34b Abs. 3 EStG477. Ferner Bilden die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft eine 

eigene Einkunftsart, § 2 Abs. 1 Nr. 1 EStG. Dabei können Steuerpflichtige, die insb. nicht 

mehr als 20 ha Wald bewirtschaften478 von den vereinfachten Gewinnermittlungsvorschrif-

ten des § 13a EStG Gebrauch machen. Der typischerweise periodischen Nutzung der forstli-

chen Bestände trägt die Begünstigung nicht entnommener Gewinne gem. § 34a EStG Rech-

nung. Um die verschiedenen steuerlichen Vorteile der Einkunftsart nutzen darf die Tätigkeit 

nicht in den Bereich der Liebhaberei oder gewerblichen Tätigkeit fallen. Die Tätigkeit muss 

daher von Gewinnerzielungsabsicht getragen sein479. Zwar umfasst die forstwirtschaftliche 

Tätigkeit auch etwa den Verkauf von selbst erzeugten Produkten wie Brennholz480, doch darf 

im Rahmen der Verkaufstätigkeit nicht mehr als 30 Prozent des Umsatzes durch zugekaufte 

Produkte entstehen ohne die Einordnung als gewerbliche Einkünfte nach sich zu ziehen481. 

                                                      
473

 Abrufbar unter: http://berichte.bmelv-statistik.de/DFB-0200200-2012.pdf (27.04.2013). 
474

 Etwa: http://berichte.bmelv-statistik.de/DFB-0200200-2010.pdf (27.04.2013).  
475

 Dem Gebot von § 41 Abs. 2 BWaldG folgend. 
476

 Grundsteuergesetz vom 7. August 1973, BGBl. I S. 965. 
477

 Einkommensteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Oktober 2009 (BGBl. I S. 3366, 3862), 
das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 21. März 2013 (BGBl. I S. 556) geändert worden ist. 
478

 § 13a Abs. 1 Nr. 2 EStG. 
479

 BFH, Urteil v. 28.6.1982, BStBl. 1984 II, S. 751. 
480

 BFH, Urteil v. 25.3.2009, BStBl. 2010 II, S. 113. 
481

 H.-J. Hartmann, in: M. Dombert/K. Witt (Hrsg.), Agrarrecht, § 25 Rn. 52 ff. 

http://berichte.bmelv-statistik.de/DFB-0200200-2010.pdf
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2. Forstschädenausgleichsgesetz  

Die Grundsätze einer ordentlichen Waldbewirtschaftung erfordern wie oben beschrieben, 

dass nicht deutlich mehr Holz entnommen wird als nachwächst und dass die Totalverwer-

tung einer Fläche, sprich eine Vollernte, unterbleibt. 

Nun führen etwa Windbruchereignisse, wie durch den Orkan Kyrill, zu z.T. flächendeckenden 

Waldzerstörungen. Solche Flächen sind für einen nachfolgenden Borkenkäferbefall über-

durchschnittlich gefährdet. Daher ist in solchen Fällen regelmäßig eine zeitnahe Beräumung 

der Flächen angezeigt, dies führt zu einer erheblichen Holzmenge, die außerplanmäßig auf 

den Markt gelangt und zu entsprechenden Preisverzerrungen führen könnte. Um diesen 

Verzerrungen zu entgegnen bietet das ForstSchAusglG482 Rechtsgrundlagen für Eingriffe in 

den Holzmarkt sowie zur Stützung einzelner betroffener Waldeigentümer. So erlaubt § 4 

ForstSchAusglG, dass bei der Verwertung von Kalamitätsholz bis zu 90  Prozent der Einnah-

men als pauschalierte Betriebsausgaben abgezogen werden können, dass also im Ergebnis 

die Einnahmen aus diesen außerplanmäßigen Holznutzung erheblich geringer besteuert 

werden. Voraussetzung für die Anwendbarkeit von § 4 ForstSchAusglG ist, dass das BMELV 

durch Rechtsverordnung gem. § 1 ForstSchAusglG eine Beschränkung des ordentlichen Holz-

einschlags anordnet. Für den Erlass einer solchen Verordnung stellt § 1 ForstSchAusglG ver-

schiedene materielle Voraussetzungen auf. 

3. Wald-Klima-Fond 

Mit Beginn des Jahres 2013 wird ein Wald-Klima-Fond Mittel zur Verfügung stehen. Der Fond 

soll als Teil des Sondervermögens Energie- und Klimafond483 entstehen. Die finanzielle Basis 

für diesen Fond bilden insbesondere die Erlöse von Zertifikaten im Rahmen des Emissions-

handels, § 4 Abs. I Nr. 1 EKFG, die durch die Speicherung von CO2 im Wald generiert wer-

den484. Da die Preise für CO2-Zertifikate in den vergangen Jahren niedriger als erwartet aus-

gefallen sind, erscheinen die zunächst485 vom BMELV eingeplanten Erlöse von jährlich 35 

Mio. € aus Zertifikateinnahmen als recht hoch angesetzt. Hierbei wird von einen Preis von 

10 € pro CO2-Zertifikat486 ausgegangen. Vor dem Hintergrund, dass im Jahr 2012 der Preis 

nur selten mehr als 8 € pro Zertifikat487 betrug ist eher mit nur 28 Mio. €488 zu rechnen489. Im 

                                                      
482

 Gesetz zum Ausgleich von Auswirkungen besonderer Schadensereignisse in der Forstwirtschaft, in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. August 1985 (BGBl. I S. 1756), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes 
vom 1. November 2011 (BGBl. I S. 2131) geändert worden ist. 
483

 Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ (EKGF) vom 08.12.2010, BGBl. I 
S. 1807, zuletzt geändert durch G v. 29.07.11, BGBl. I S. 1702. 
484

 A. Heider, BDF-aktuell 4/2012, S. 9. 
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 BMELV, Pressemitteilung Nr. 138 vom 06.07.2011. 
486

 BT-Drs. 17/12973, S. 7. 
487

 Quelle: http://www.eex.com/de/Marktdaten/Handelsdaten/Emissionsrechte (18.04.2013). 
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Ergebnis konnte der Energie- und Klimafonds im Jahr 2012 mit 316,9 Mio. € statt 

451,2 Mio. € nur 70 Prozent der prognostizierten Einnahmen erzielen490. Um die Finanzie-

rung des Fond strukturell abzusichern und unabhängiger von den schwankenden Erlösen des 

Emissionshandels zu machen, sollen im Jahr 2013 für Teile der Maßnahmen die Ausgaben 

allein durch die KfW übernommen und ab dem Haushaltsjahr 2014 entsprechende Titel in 

den Bundeshaushalt aufgenommen werden491. Mit den Mitteln des Fonds sollen Maßnah-

men, die der Anpassung der Wälder an den Klimawandel sowie zur CO2- Bindung im Kohlen-

stoffspeicher Holz dienen, gefördert werden. Dabei soll Erhalt, Sicherung und Neuausrich-

tung von naturnahen, arten- und strukturreichen Wäldern erreicht werden492.  

Die konkreten Zuwendungsvoraussetzungen liegen bisher nicht vor493. Allerdings werden nur 

Maßnahmen zur Anpassung von Wäldern iSd. BWaldG, also etwa nicht die Neuanlage von 

KUP, gefördert494. 

4. Wettbewerbsrecht 

Die oft kleingliedrige Struktur des Waldbesitzes macht regelmäßig die Koordination mehre-

rer Waldeigentümer zum Zweck der gemeinsamen Bewirtschaftung und Vermarkung erfor-

derlich. Solche Zusammenschlüsse können wegen ihrer wettbewerbsbeschränkenden Wir-

kung gem. § 1 GWB495 verboten sein. Allerdings gewährt § 40 Abs. 1 BWaldG den forstwirt-

schaftlichen Zusammenschlüssen eine Befreiung von § 1 GWB in Bezug auf Beschlüsse, so-

weit sie die forstwirtschaftliche Erzeugung und den Absatz von Forsterzeugnissen betreffen. 

Im Übrigen bleiben die wettbewerbsrechtlichen Vorschriften zu beachten, wie § 40 Abs. 3 

BWaldG ausdrücklich klarstellt. 

Durch die BWaldG-Novelle im Jahr 2010 wurde § 37 Abs. 2 um eine neue Nr. 4 erweitert, 

durch welche forstwirtschaftliche Vereinigungen nunmehr auch Maßnahmen zur Vermark-

tung der Erzeugnisse der Mitglieder zur Aufgabe haben dürfen. Gleichzeitig wurden die 

forstwirtschaftlichen Vereinigungen in den Kreis der durch § 40 Abs. 1 Satz 1 BWaldG Privile-

                                                                                                                                                                      
488

 So nun auch BMELV: http://www.bmelv.de/SharedDocs/Standardartikel/Landwirtschaft/Wald-Jagd/Wald-
klimafonds.html (23-10-2012). 
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 Im ersten Quartal 2013 sind die Preise auf unter 5 € pro tCO2 gefallen (https://www.eex.com/de/Markt-
daten/Handelsdaten/Emissionsrechte [18.04.2013]). 
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 BT-Drs. 17/12973, S. 2. 
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 BMU, Pressemitteilung Nr. 035/13 v. 17.04.2013. 
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  BMEL V-533-65404/0049,BMU-N II 4-78500/4, BMELV-/BMU-Entwurf zu einer künftigen Förderrichtlinie 
zum Erhalt und Ausbau des CO2-Minderungspotentials von Wald und Holz sowie zur Anpassung der Wälder an 
den Klimawandel, S. 2. 
493

  BMEL V-533-65404/0049,BMU-N II 4-78500/4, BMELV-/BMU-Entwurf zu einer künftigen Förderrichtlinie 
zum Erhalt und Ausbau des CO2-Minderungspotentials von Wald und Holz sowie zur Anpassung der Wälder an 
den Klimawandel, S. 1. 
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 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 
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gierten aufgenommen. Dadurch sollte die Stellung der forstlichen Vereinigungen nicht nur 

gegenüber der Abnehmerseite, sondern auch ihre Selbständigkeit von den Staatsforsten 

gestärkt werden496. Zuvor hatten gerade Besitzer kleiner Waldstücke die Vermarktung durch 

die Landesforste genutzt. Das Bundeskartellamt hatte im Jahr 2009 in der Sache identische 

Verpflichtungserklärungen der Bundesländer Rheinland-Pfalz497, NRW498 und Thüringen499 

gem. § 32b Abs. 1 S. 1 GWB für verbindlich erklärt. Dadurch werden die jeweiligen Landes-

forstverwaltungen verpflichtet, sich nicht länger an Holzvermarktungskooperativen oder 

Kooperationen von Forstunternehmen zu beteiligen, wenn einer solchen Kooperation ein 

Beteiligter angehörte, der min. 3.000 ha oder die Gesamtkooperation min. 8.000 ha bewirt-

schaftet500. Trotz dieser generellen Verpflichtung sind ausdrücklich einzelfallbezogene Aus-

nahmen möglich, soweit die konkrete Nachfrage eines Abnehmers aus tatsächlichen Grün-

den nicht wirtschaftlich zweckmäßig befriedigt werden kann. Gem. Ziffer 2 b) der Verpflich-

tung ist dies regelmäßig der Fall, wenn ein bestimmter Abnehmer eine Liefermenge von 

mehr als 100.000 Erntefestmetern nachfragt.  

Da forstwirtschaftliche Betriebe nicht Erzeugnisse nach Anhang I zum AEUV produzieren gel-

ten für die die Sonderregelungen der Artt. 38 ff. AEUV nicht501. 

5. Zwischenfazit 

Die Bereitstellung von holzartiger Biomasse zur energetischen Verwendung wird mittelbar 

durch vielfältige Förderungen der Forstwirtschaft stimuliert. 

VII. Fazit B (Gesamtbetrachtung) 

Für den mengenmäßig größten Teil der holzartigen Biomasse ist das Waldrecht der wesentli-

che Rechtsrahmen. Dieser zeichnet sich durch bundesrechtliche Mindestvorgaben und De-

tailgestaltungen der Länder aus. Spezielle Vorgaben für Biomasse zur energetischen Verwer-

tung bestehen nicht, allerdings sind die den Wald betreffenden ordnungs- und förderrechtli-

chen Bestimmungen von der Tatsache geprägt, dass traditionell ein großer Teil der holzarti-

gen Biomasse energetisch verwertet wird. 
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 BT-Drs. 17/2184, S. 10. 
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 BKartellA B 2 – 90/01- 3. 
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 BKartellA B 2 – 90/01- 2. 
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 BKartellA B 2 – 90/01- 1. 
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 BKartellA B 2 – 90/01- 1, II. 1. 
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 EuGH, C-346/03 u. C-529/03, Rn. 43. 
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C. Rechtliche Anforderungen an den Anbau nichtholzartiger 

BM 

I. Einführung 

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche umfasst rund die Hälfte der Gesamtfläche Deutsch-

lands502, daher wird schnell deutlich, dass die Landwirtschaft erheblichen Einfluss auf die 

Umwelt hat und Umweltschutzbestimmungen, welche nicht auch die Landwirtschaft erfas-

sen, erheblich in ihrer Effektivität eingeschränkt sind. Landwirtschaftlich nutzbare Fläche tritt 

als Ackerland und Grünland auf503, von dieser wird ein zunehmender Teil für die Produktion 

von Energiepflanzen genutzt504. Seit langem wird kritisch betrachtet, dass das rechtliche Zu-

sammenspiel von Landwirtschaft und Umwelt mit Schwierigkeiten verbunden ist, die in der 

Heterogenität der einschlägigen Rechtsnormen ihren Ursprung findet505. 

II. Bestimmung der wichtigsten Energieträger 

Während der Bereich der holzartigen Biomasse hinsichtlich der produzierten Energieträger 

weitgehend homogene Produkte liefert, umfassen die nichtholzartigen Biomasseprodukte 

verschiedene Pflanzenarten, von denen unterschiedliche Teile genutzt werden. Eine grobe 

Unterteilung kann dahingehend gemacht werden, ob Pflanzenteile oder die gesamte Pflanze 

genutzt werden. Eine Vollpflanzennutzung führt zu einem erheblich höheren Verlust von 

Kohlenstoff und Nährstoffen im Boden, daher können die Umweltauswirkungen und der 

Düngebedarf höher ausfallen. Die resultierenden Probleme ähneln jenen bei der Vollbaum-

nutzung, verglichen mit einer Stammholznutzung. 

                                                      
502

 BMELV, Charta für Landwirtschaft und Verbraucher, S. 28. 
503

 Vgl. § 2 Abs. 1 Gesetz zur Schätzung des landwirtschaftlichen Kulturbodens (Bodenschätzungsgesetz - 
BodSchätzG), BGBl. 2007 I 3150, 3176. 
504

 Zwischen 2000 und 2011 wuchs die zur Produktion von Energiepflanzen genutzte Fläche von 359 400 ha auf 
1 966 000 ha (Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe e.V). 
505

 U. Di Fabio, Rechtliche Instrumente zum Schutz von Boden, Wasser und Luft vor landwirtschaftlichen Um-
weltbelastungen, NuR 1995, 123 (123). 
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III. Ordnungsrecht 

1. Überblick Rechtsrahmen 

Die Erzeugung von nicht holzartiger Biomasse erfolgt im Wesentlichen in der Landwirt-

schaft506. Für die Landwirtschaft gibt es keinen einheitlichen Kompetenztitel des Bundes. 

Vielmehr beruht seine Kompetenz auf einem Bündel von Einzeltiteln, so ergibt sich eine kon-

kurrierende Bundeskompetenz zur Förderung landwirtschaftlicher Erzeugnisse, der Siche-

rung der Ernährung aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 17 GG, die Kompetenz für bodenrechtliche Rege-

lungen aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG, die Kompetenz für den Pflanzenschutz aus Art. 74 Abs. 1 

Nr. 20 GG. 

Jenseits ordnungsrechtlicher Vorschriften ermöglicht Art. 91a Abs. 2 GG ein Mitwirken des 

Bundes an der Erfüllung von Länderaufgaben im Bereich der Verbesserung der regionalen 

Wirtschaftsstruktur sowie der Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes. Die 

genaue Ausgestaltung regelt gem. Art. 91a Abs. 1 Nr. 2 GG ein Bundesgesetz, insbesondere 

das GAKG. 

a. EU 

Wenn man über deutsches Landwirtschaftsrecht spricht, muss man wissen, dass dieses in 

hohem Maß von einer europäischen Harmonisierung geprägt ist. Die Landwirtschaftspolitik 

war und ist ein Kernstück der EU, was sich am erheblichen Anteil am EU-Haushalt, aber auch 

der Regelungsfülle niederschlägt. Die entsprechenden primärrechtlichen Regelungen finden 

sich in den Art. 38 ff. AEUV. Weiterhin gibt es eine Vielzahl von sekundärrechtlichen Best-

immungen. Für welche Erzeugnisse die Art. 39-44 AEUV gelten, ist in Anhang I des AEUV ge-

regelt, vgl. Art. 38 Abs. 3 AEUV. Alle Stoffe, die dort nicht aufgeführt sind, können nur auf-

grund von Art. 352 AEUV (Kompetenzergänzungsklausel) gefördert werden. 

Im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) liegt die Grundzuständigkeit bei der Union 

(Art. 43 AEUV). Für das Verhältnis der Rechtsetzungskompetenz der Union und der Mitglied-

staaten gelten dabei die allgemeinen Regeln, Art. 43 Abs. 2 AEUV und Art. 40 AEUV. Nach 

Art. 4 Abs. 2 lit. d AEUV gibt es eine geteilte Zuständigkeit zwischen Union und Mitgliedstaa-

ten: Die Mitgliedstaaten sind auf dem Gebiet der Agrarpolitik für die Rechtsetzung zuständig, 

soweit die Union von ihrer eigenen Regelungskompetenz noch nicht (erschöpfend) Gebrauch 

gemacht hat. Hieraus folgt eine umfassende Handlungskompetenz der Union für den gesam-

ten Bereich der Landwirtschaft, so wie er in Art. 38 AEUV legaldefiniert wird. Im Bereich der 

                                                      
506

 Biomassegewinnung aus Algen oder durch urban farming, also durch landwirtschaftliche Produktion abseits 
von landwirtschaftlicher Bodennutzung, findet bisher in vernachlässigbarem Umfang statt und wird wohl auch 
mittelfristig keine Relevanz entfalten. 
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Marktordnungsregelungen hat die Union sogar eine weitgehende ausschließliche Zuständig-

keit erlangt. 

Art. 39 Abs. 1 AEUV nennt die Ziele, die mit der gemeinsamen Agrarpolitik erreicht werden 

sollen: 

1) Steigerung der Produktivität  

2) Gewährleistung einer angemessenen Lebenshaltung für die landwirtschaftliche Be-

völkerung (=Schwerpunkt der GAP) 

3) Stabilisierung der Märkte (= Schaffung eines langfristigen Gleichgewichts von Ange-

bot und Nachfrage sowie Ausgleich kurzzeitiger Über- und Unterversorgung mit den 

daraus resultierenden Preisbewegungen) 

4) Sicherstellung der Versorgung 

5) Gewährleistung angemessener Verbraucherpreise = Art. 39 Abs. 1 AEUV. 

Wegen der umfassenden Zuständigkeit der Union im Agrarbereich und der hohen Rege-

lungsintensität dieses Wirtschaftssektors stellt Art. 43 AEUV eine der wohl wichtigsten Kom-

petenzgrundlagen des Unionsrechts dar. 

Die Abgrenzung des Art. 43 AEUV, der die bereichsspezifischen Ziele des Art. 39 Abs. 1 AEUV 

verfolgt, zu den allgemeinen Kompetenzen im Rahmen der sogenannten Querschnittsaufga-

ben, erfolgt gemäß dem Schwerpunkt des Reglungsgegenstands. Liegt dieser im Agrarrecht, 

so ist es laut EuGH unerheblich, dass die Unionsregelung auch nicht spezifischen agrarpoliti-

schen Zielen (z.B. Umweltschutz) Rechnung trägt. Die Tatsache, dass beispielsweise mit einer 

Verordnung auch umweltfreundliche Produktionsformen gefördert werden sollen, kann als 

solche nicht rechtfertigen, neben Art. 42 und 43 AEUV auch Art. 192 AEUV als Rechtsgrund-

lage für diese heranzuziehen. Art. 43 AEUV geht im Agrarbereich den Art. 114, 115 AEUV 

(Rechtsangleichung im Binnenmarkt) vor. Dasselbe gilt für spezifische landwirtschaftliche 

Angaben ggü. Art. 113 AEUV. 

Die Kompetenzergänzungsklausel (Art. 352 AEUV) greift demgegenüber ein, soweit eine  

Regelung für die „Nicht-Anhang-I-Erzeugnisse“ getroffen werden soll und andere Kompe-

tenznormen nicht zur Verfügung stehen. Art. 42 AEUV und einige Verordnungen enthalten 

Regelungen bzgl. Beihilfen. Art. 3 der Verordnung zur Anwendung bestimmter Wettbe-

werbsregeln auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse und den Handel mit diesen 

Erzeugnissen (Verordnung (EG) Nr. 1184/2006) erklärt nur bestimmte verfassungsrechtliche 

Aspekte des Beihilferechts umfassend für den Agrarsektor anwendbar. Für anwendbar er-

klärt werden Art. 108 Abs. 1 und Abs. 2 AEUV, nicht aber die grundsätzliche Verbotsnorm 

des Art. 107 AEUV als solche. Eine weitgehende Anwendungserstreckung des gesamten Bei-

hilferechts erfolgt aber durch Art. 180 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007, wonach die 

Art. 107-109 AEUV, vorbehaltlich sehr spezifischer Sonderregelungen, grds. uneingeschränkt 

für alle Produkte mit einer gemeinsamen Marktordnung Anwendung finden (ausgenommen 
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aber Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und Gemüse sowie Wein). Diese Regelungen gehen 

als lex specialis den allgemeinen beihilferechtlichen Bestimmungen vor.  

Um die Ziele des Art. 39 Abs. 1 AEUV auch finanzieren zu können, können ein oder mehrere 

Ausrichtungs- oder Garantiefonds für die Landwirtschaft geschaffen werden, so Art. 40 

Abs. 3 AEUV. Aktuell gibt es den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) 

und den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (E-

LER). 

Aus dem EGFL werden Direktzahlungen an Landwirte und Maßnahmen zur Regelung der 

Agrarmärkte finanziert, wie Investitionsmaßnahmen und Ausfuhrerstattungen. 

Die Verwaltung der Fonds erfolgt durch die Kommission, die hierbei durch den aus Vertre-

tern der Mitgliedstaaten und der Kommission zusammengesetzten Ausschuss für die Agrar-

fonds unterstützt wird. 

b. Bund 

Auf nationaler Ebene gibt es das Landwirtschaftsgesetzdes Bundes (LwG507), das jedoch nur 

neun Paragraphen enthält und sich in erster Linie mit administrativen Aspekten zur Beurtei-

lung der wirtschaftlichen Situation des Landwirtschaftssektors befasst.  Von entscheidender 

Ausstrahlungswirkung ist das in § 1 Satz 1 LwG enthaltene Gebot mit den Mitteln der allge-

meinen Wirtschafts- und Agrarpolitik - insbesondere der Handels-, Steuer-, Kredit- und 

Preispolitik – Nachteile gegenüber anderen Wirtschaftsbereichen auszugleichen und die 

Produktivität zu steigern, also die Landwirtschaft zu fördern. Seit einer Novelle des LwG im 

Jahr 2007508 wird nur noch alle vier Jahre ein Bericht über die Lage der Landwirtschaft er-

stellt, § 4 Satz 1 LwG. Dieser enthält neben Angaben zur wirtschaftlichen Situation der Land-

wirte (§ 4 Satz 2 LwG) eine Äußerung der Bundesregierung welche Maßnahmen zur Verbes-

serung der Landwirtschaft509 getroffen wurden und wie effektiv die getroffenen Maßnahmen 

waren. Der aktuellste Bericht510 stammt aus dem Jahr 2011. Regeln mit Bezug auf die Be-

wirtschaftung finden sich insb. im BNatSchG und im BBodSchG. 

Die neuere Rechtsentwicklung in diesem Bereich hat eine erhebliche Ökologisierung mit sich 

gebracht. Dies zeigt sich bspw. in der ökologischen Anreicherung der Landwirtschaftsklau-

seln (§ 5 Abs. 2 BNatSchG, § 17 BBodSchG) mit ihrer Bezugnahme auf die gute fachliche Pra-

                                                      
507

 Landwirtschaftsgesetz (LwG) vom 05.09.1955, BGBl. III Gliederungsnummer 780-1, zuletzt geändert durch 
Gesetz v. 13.12.2007, BGBl. I S. 2936. 
508

 Art. 1 G v. 13.12.2007 BGBl. I S. 2936. 
509

 Im Hinblick auf die in § 1 LwG genannten Ziele, also die Teilnahme der Landwirtschaft an der fortschreiten-
den Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft und um der Bevölkerung die bestmögliche Versorgung mit 
Ernährungsgütern zu sichern, insbesondere durch Ausgleich naturbedingter Nachteile und Steigerung der Pro-
duktivität sowie der Verbesserung der sozialen Lage der in der Landwirtschaft tätigen Menschen. 
510

 BT-Drs. 17/5810. 
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xis. Durch die Landwirtschaftsklauseln werden keine Ge- und Verbote vorgegeben, sondern 

lediglich (nicht abschließende) Grundsätze formuliert, denen der guten fachlichen Praxis 

entsprechend Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft aus Sicht des Naturschutzes genügen 

sollte. Dies sind:  

1) Standortangepasste Bewirtschaftung, nachhaltige Fruchtfolge und Gewährleistung 

langfristiger Nutzung 

2) Vermeidung vermeidbarer Beeinträchtigungen von Biotopen 

3) „Ausgewogenes Verhältnis von Tierzucht und Pflanzenbaum zur Vermeidung nachtei-

liger Umweltauswirkungen“ 

4) Unterlassen von Grünlandumbruch auf besonders sensiblen Gebieten 

5) Keine unverhältnismäßige Ausbeutung der Ressourcen 

6) Dokumentation des Einsatzes von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln 

Allerdings werden diese Grundsätze der guten fachlichen Praxis erst durch die Nachhaltig-

keitsverordnung an eine konkrete für die Landwirte relevante Rechtsfolge gekoppelt. Dem 

BNatSchG fehlt eine Befugnisnorm, nach der konkrete Betreiberpflichten festgelegt und 

auch durchgesetzt werden können. 

Die wohl bedeutendste spezielle Privilegierung der Landwirtschaft findet sich in § 18 Abs. 2 

BNatSchG. Hiernach ist land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung nicht als Ein-

griff anzusehen, soweit dabei die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege berücksichtigt werden. 

Im BBodSchG findet sich eine deutliche Ausprägung der Privilegierung der Landwirtschaft. 

Die §§ 7 Satz 5, 17 Abs. 1 Satz 1 BBodSchG bestimmen, dass die Vorsorgepflichten des Ge-

setzes im Bereich der Landwirtschaft durch die Beachtung der Grundsätze der guten fachli-

chen Praxis erfüllt werden. Allerdings sieht auch das BBodSchG keine Sanktionen vor. Die 

Nichteinhaltung der guten fachlichen Praxis stellt nicht einmal eine Ordnungswidrigkeit iSd. 

§ 26 BBodSchG dar. 

§ 17 Abs. 1 und Abs. 2 BBodSchG stellen die allgemeinen Grundsätze der guten fachlichen 

Praxis auf. Eine Konkretisierung hierfür findet sich in den Grundsätzen und Handlungsemp-

fehlungen zur guten fachlichen Praxis in der landwirtschaftlichen Bodennutzung. 

Grundsätzlich kommen die Regelungen des BBodSchG nur ergänzend zur Anwendung, so-

weit die anderen Fachgesetze keine Bestimmungen über die Gefahrenabwehr vorsehen, 

sowie bei Regelungslücken. 
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2. Naturschutzrecht und Agrarecht  

Eingriffe in Natur und Landschaft, worunter gem. § 14 Abs. 1 BNatSchG Veränderungen der 

Gestalt oder Nutzung von Grundstücken oder Veränderung des mit der belebten Boden-

schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktionsfä-

higkeit des Naturhaushalts oder das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigen können zu 

verstehen sind, sind soweit sie vermeidbar sind, gem. § 15 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG zu unter-

lassen. Soweit sie unvermeidbar sind besteht eine Verpflichtung zu Ausgleichs- oder Ersatz-

maßnahmen, § 15 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG. Legt man den Eingriffsbegriff des § 14 Abs. 1 

BNatSchG zugrunde sind Maßnahmen der landwirtschaftlichen Bodennutzung nahezu immer 

erfasst. Auf gut 52 Prozent der deutschen Landfläche wird aktuell Landwirtschaft betrie-

ben511. Für den Bereich der landwirtschaftlichen Bodennutzung gilt es Besonderheiten zu 

beachten. 

Seit seiner ersten Fassung aus dem Jahr 1976512 kennt das BNatSchG das sogenannte Ag-

rarprivileg513. So betonte § 1 Abs. 3 BNatSchG 1976 die zentrale Bedeutung der ordnungs-

gemäßen Landwirtschaft für die Erhaltung der Kultur- und Erholungslandschaft. Ferner be-

stimmte diese Vorschrift, dass die ordnungsgemäße Landwirtschaft in der Regel den Zielen 

des BNatSchG dient. 

Dieser Grundgedanke findet sich auch im geltenden BNatSchG. So ergibt sich aus § 14 Abs. 2 

BNatSchG, dass die landwirtschaftliche Bodennutzung nicht als naturschutzrechtlicher Ein-

griff iSv. § 14 Abs. 1 BNatSchG anzusehen ist und idR. nicht den Zielen des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege widerspricht. Allerdings gilt dies nicht mehr bedingungslos. Seit der 

4. BNatSchG-Novelle von 2002 gilt dies nur noch, soweit materielle Anforderungen der guten 

fachlichen Praxis erfüllt sind514. So fordert § 5 Abs. 2 BNatSchG neben der Beachtung der 

Anforderungen aus § 17 Abs. 2 BBodSchG, dass die Grundsätze der fachlichen Praxis „insbe-

sondere“ zu berücksichtigen sind. Darunter fällt etwa das Gebot einer standortangepassten 

Bewirtschaftung, § 5 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG und § 17 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 BBodSchG, und die 

Sicherung der nachhaltigen Bodenfruchtbarkeit, § 5 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG und § 17 Abs. 2 

Satz 1 BBodSchG. Bodenfruchtbarkeit wird in BNatSchG und BBodSchG inhaltsgleich ver-

standen515, nämlich als die Fähigkeit des Bodens auf Grund der Gesamtheit seiner physikali-

schen, chemischen und biologischen Eigenschaften Pflanzen als Standort zu dienen und die 
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 BMELV, Agrarpolitischer Bericht der Bundesregierung 2011, S. 36. 
512

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege - Bundesnaturschutzgesetz, v. 20. Dezember 1976, BGBl.  I 
S. 3574. 
513

 M. Klopfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 380. 
514

 M. Klopfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 48. 
515

 E.  Endres, in: W. Frenz/H.-J. Müggenborg (Hrsg.), BNatSchG, § 5 Rn. 9 mit ausdrücklichem Verweis auf 
V. Nies, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, § 17 BBodSchG Rn. 13. 
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für einen hohen Ertrag notwendigen Wachstumsbedingungen zu gewährleisten516. Da eine 

gute Nährstoffausstattung bei naturbelassenen Böden mit dessen Tongehalt korreliert517, ist 

der Tongehalt für den Schätzrahmen bei der Festsetzung der einheitlichen Bewertungs-

grundlage gem. § 3 iVm. Anhang 1 und 2 BodSchätzG518 eine maßgebliche Größe. 

Darüber hinaus gilt die Privilegierung gem. § 14 Abs. 2 S. 1 BNatSchG nur soweit die Ziele 

und Grundsätze des Naturschutzes und der Landschaftspflege berücksichtigt werden. Als 

Ausnahmevorschrift ist diese Privilegierung eng auszulegen und umfasst nur Maßnahmen 

die direkt der Produktion von Forstprodukten dienen nicht aber vorbereitende Maßnahmen, 

wie Grünlandumbruch519. Auch der Wechsel zu einer anderen nach § 14 Abs. 2 S Satz 1 

BNatSchG privilegierten Nutzungsart, etwa die Aufforstung bisher landwirtschaftlich genutz-

ter Flächen, ist nicht erfasst, sondern dieser bleibt ein Eingriff iSv. § 14 Abs. 1 BNatSchG520. 

Die Anforderungen an die fachliche Praxis ergeben sich im Übrigen aus dem Fachrecht521.  

3. Gewässerschutz 

Soweit die Biomassegewinnung durch intensivierte Landwirtschaft erfolgt, sind negative Ein-

flüsse auf Oberflächen- und Grundwasser möglich. Die negativen Auswirkungen von über-

höhter oder fehlerhafter Stickstoffdüngung war seit Mitte der 1980er Jahre erkannt worden 

und Ausgangspunkt für den Erlass der Nitratrichtlinie522. Seither wird betont, dass der Schutz 

und die nachhaltige Bewirtschaftung von Gewässern stärker in die Landwirtschaftspolitik 

integriert werden muss523. Gem. Art. 4 Abs. 1 lit. a) der Richtlinie 91/676/EWG524 Regeln für 

die gute fachliche Praxis in der Landwirtschaft aufzustellen, deren Anwendung soll durch die 

Landwirte auf freiwilliger Basis erfordern. Auch weiterhin ist die Landwirtschaft, nicht nur in 

Deutschland525, die Hauptquelle für Nitrateinträge im Grundwasser526. Diesen Einträgen ent-

gegen zu wirken wurde etwa das Düngerecht (siehe unten 8.) angepasst. Jenseits ordnungs-

rechtlicher Vorgaben wird als direkt in der Richtlinie eingeforderte Maßnahme eine verbes-
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 BT-Drs. 10/3613, Tz. 32. 
517

 BT-Drs. 10/3613, Tz. 35. 
518

 Bodenschätzungsgesetz vom 20. Dezember 2007 (BGBl. I S. 3150, 3176). 
519

 M. Gellermann in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BNatSchG § 14 Rn. 20. 
520

 M. Gellermann in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BNatSchG § 14 Rn. 20. 
521

 M. Gellermann in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BNatSchG § 14 Rn. 20. 
522

 Richtlinie 81/676/EWG, Zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen 
Quellen, 12.12.1991. 
523

 Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtline), Erwägungsgrund 16. 
524

 Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewässer vor Verunreinigung 
durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen, Abl. EU L 375 vom 31.12.1991, S. 1. 
525

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Kapitel 7 S. 447. 
526

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Kapitel 7 S. 444. 
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serte Beratung der Landwirte angeboten. Solche Beratungen haben sich als wirksames Mittel 

zur Reduzierung der ausgebrachten Nährstoffmenge gezeigt527. 

Unter besonderem Schutz stehen Flächen in gem. § 51 Abs. 1 Satz 1 WHG zu Wasserschutz-

gebieten erklärten Gebieten sowie Gewässerrandstreifen, § 38 WHG. Unter Gewässerrand-

streifen sind gem. § 38 Abs. 1 Satz 1 WHG das Ufer und der Bereich, der sich an das Gewäs-

ser landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt erfasst. Dieser Streifen ist im Au-

ßenbereich grundsätzlich 5 m breit, § 38 Abs. 3 Satz 1 WHG wobei sich der Beginn an der 

Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante an der 

Böschungsoberkante bemisst, § 38 Abs. 2 Satz 2 WHG. Innerhalb der Gewässerrandstreifen 

ist verboten Grünland in Ackerland umzuwandeln (§ 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 WHG), standort-

gerechte Bäume und Sträucher zu entfernen (§ 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 2 WHG) und mit wasser-

gefährdenden Stoffen umzugehen (§ 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 WHG). Ausdrücklich vom Verbot 

des Umgangs mit wassergefährdenden Stoffen ausgenommen ist die Anwendung von Pflan-

zenschutz- und Düngemitteln, § 38 Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 WHG. Allerdings können die Länder 

etwas anderes bestimmen528. Gerade auch um den Eintrag von Pflanzenschutz- und Dünge-

mitteln zu vermeiden, können Wasserschutzgebiete festgesetzt werden, § 51 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 WHG. Der Schutzzweck bildet den Rahmen für zulässigerweise durch die Rechtsverord-

nung festsetzbaren Handlungsbeschränkungen und Verbote, § 52 Abs. 1 Satz 1 WHG. Soweit 

erhöhte Anforderungen festgesetzt werden, die die ordnungsgemäße land- und forstwirt-

schaftliche Nutzung eines Grundstücks einschränken, sind die dadurch verursachten wirt-

schaftlichen Nachteile gem. § 52 Abs. 5 WHG angemessen auszugleichen. Wasserrechtliche 

Erlaubnisse sind bei der landwirtschaftlichen Produktion nicht erforderlich, da weder die 

Düngung noch die Pflanzenbehandlung mit Pestiziden Benutzungsvorgänge im Sinne des § 9 

Abs. 2 Nr. 2 WHG sind529. 

4. Bodenschutzrecht 

Unter Bodenschutzrecht versteht man solche Normen, die dem Schutz und der Erhaltung der 

Bodenstruktur und -fruchtbarkeit dienen. Hintergrund ist, dass Wasser- und Winderosion 

aber auch der Eintrag schädlicher Substanzen sowie Bodenverdichtung zu einer Schädigung 

des Bodens führen kann, der nur unter erheblichem Ressourceneinsatz wieder zu beheben 

ist530. Dabei definiert § 2 Abs. 1 BBodSchG Boden als die obere Schicht der Erdkruste, soweit 

sie Träger der in Absatz 2 genannten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüssigen Be-

                                                      
527

 Sachverständigenrat für Umweltfragen, Umweltgutachten 2008, Kapitel 7 S. 461. 
528

 So etwa § 90a Abs. 2 LWG NRW; Art. 21 BayWG; § 50 Abs. 3 Nr. 1 SächsWG. 
529

 W. Köck, Wasserwirtschaft und Gewässerschutz in Deutschland: Rechtsgrundlagen – Institutionen – Organi-
sation ZUR 2012, 140 (148). 
530

 S.  Möckel, Klimaschutz und Anpassung bei landwirtschaftlichen Böden – rechtliche Berücksichtigung und 
Instrumente, DVBl. 2012, 408 (408). 
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standteile (Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser 

und Gewässerbetten. Von den genannten Bodenfunktionen ist für die Biomasseproduktion 

insbesondere die Nutzenfunktion gem. § 2 Abs. 2 Nr. 3 c) BBodSchG wichtig. Sie bleibt aber 

eingebunden in die grundlegenden natürlichen Funktionen als Lebensraum und Teil des Na-

turhaushaltes gem. § 2 Abs. Nr. 1  BBodSchG. Die natürlichen Funktionen gilt es angemessen 

zu erhalten, da eine nachhaltige Schädigung der natürlichen Bodenfunktion auch die Eignung 

zu land- und forstwirtschaftlicher Nutzung in Frage stellen kann531. 

Anders als in anderen umweltschutzrechtlichen Bereichen findet sich im Bodenschutzrecht 

keine europäische Vorgabe. Die Bodenrahmenrichtlinie ist nicht über den Entwurf532 aus 

dem Jahre 2006 hinausgekommen533. Neben den Regeln des BBodSchG wird der Boden-

schutz auch mit den Mitteln des Strafrechts betrieben. § 327a StGB534 stellt Verunreinigun-

gen und sonstige nachteilige Veränderungen auch für den fahrlässigen Täter unter Strafe. 

Dabei umfasst der relevante Tatbestand ausdrücklich eine Bodenschädigung unter Verlet-

zung verwaltungsrechtlicher Verpflichtungen. Allerdings werden die verletzten Normen zu-

mindest mittelbar oder als Nebenzweck dem Schutz der Bodenqualität zu dienen haben535. 

Erfasst sind neben den Pflichten aus dem BBodSchG insbesondere solche des WHG und des 

DüngG. 

Wie sich schon aus dem ausdrücklichen Verweis in § 5 Abs. 2 BNatSchG ergibt, hat die land-

wirtschaftliche Nutzung regelmäßig Einfluss auf den Boden und fällt daher in den möglichen 

Anwendungsbereich des BBodSchG, da dieses gem. § 1 BBodSchG u.a. den Zweck hat, Vor-

sorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Allerdings bestimmt § 3 

Abs. 1 BBodSchG, dass das BBodSchG nur subsidiär Anwendung findet. So werden die für die 

Landwirtschaft relevanten Bodenveränderungen durch Düngemittel gem. § 3 Abs. 1 Nr. 1 

BBodSchG nicht erfasst, soweit bereits das KrWG536 die Verwendung als Düngemittel iSv. § 2 

DüngG regelt. Dabei erfasst die weite Legaldefinition von § 2 Nr. 1 DüngG als Düngemittel 

sämtliche Stoffe, außer Wasser und Kohlendioxid, die dazu bestimmt sind positiv auf Nutz-

pflanzen, § 2 Nr. 1 lit. a) DüngG, oder die Bodenfruchtbarkeit, § 2 Nr. 1 b) DüngG, einzuwir-

ken. Allerdings wird durch § 2 Abs. 2 Nr. 4 KrWG der Anwendungsbereich des KrWG derart 

beschränkt, dass Fäkalien und andere natürliche nicht gefährliche land- oder forstwirtschaft-

                                                      
531

 BT-Drs. 13/6701, S. 29. 
532

 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates zur Schaffung eines Ordnungs-
rahmens für den Bodenschutz und zur Änderung der Richtlinie 2004/35/EG, KOM(2006) 232 endg. 
533

 Zwar fanden Anhörungen u.a. des Rates der Regionen statt und das Europäische Parlament hatte am 
14.11.2007 gar zugestimmt, doch verhinderte die Ablehnung einer 5er Gruppe um Deutschland eine Zustim-
mung des Rates und so das Wirksamwerden der Bodenrahmenrichtlinie. 
534

 Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt 
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 8. April 2013 (BGBl. I S. 734) geändert worden ist. 
535

 M. Kloepfer, Umweltrecht, 3. Aufl., §  7 Rn. 46. 
536

 Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung der umweltverträglichen Bewirtschaftung von 
Abfällen (Kreislaufwirtschaftsgesetz - KrWG), vom 24. Februar 2012, BGBl. I S. 212. 
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liche Materialien, die in der Land- oder Forstwirtschaft verwendet werden nicht im KrWG 

erfasst sind. Folglich könnten für derartige Stoffe die Regelungen des BBodSchG anwendbar 

sein. Dem steht aber die weitere Ausnahme gem. § 3 Abs. 1 Nr. 4 BBodSchG entgegen. Da-

nach sind auch solche Bodenveränderungen nicht geregelt, die den Vorschriften des Dün-

ge537- und Pflanzenschutzrechts538 unterliegen. 

Soweit das BBodSchG anwendbar ist, besteht gem. § 4 Abs. 1 BBodSchG die Verpflichtung 

schädliche Bodenveränderung als Folge von Einwirkungen auf den Boden zu verhindern (Ge-

fahrenabwehr). Dabei sind schädliche Bodenveränderung gem. § 2 Abs. 3 BBodSchG Beein-

trächtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder 

erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. Insbe-

sondere den Grundstückseigentümer trifft dabei die Verpflichtung Abwehrmaßnahmen ge-

gen drohende schädliche Bodenveränderungen zu ergreifen, § 4 Abs. 2 BBodSchG, und ein-

getretene schädliche Bodenveränderungen zu sanieren, § 4 Abs. 3 S. 1 BBodSchG. Neben 

diesen akuten Maßnahmen ist das Bodenschutzrecht geprägt vom für das Umweltrecht typi-

schen Vorsorgegedanken539. Dieser findet seine Normierung in § 7 S. 1 BBodSchG und ver-

pflichtet den Grundstückseigentümer, den Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grund-

stück und denjenigen, der Verrichtungen auf einem Grundstück durchführt oder durchfüh-

ren lässt, die zu Veränderungen der Bodenbeschaffenheit führen können, zur Vorsorge ge-

gen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen , die durch ihre Nutzung auf dem 

Grundstück oder in dessen Einwirkungsbereich hervorgerufen werden können. Für die land-

wirtschaftliche Bodennutzung regelt § 7 S. 5 BBodSchG, dass die Erfüllung dieser Vorsorge-

pflicht nach § 17 Abs. 1 und 2 BBodSchG bestimmt. Diese abweichende Regelung bestimmt 

abschließend die Vorsorgeanforderungen bei landwirtschaftlicher Bodennutzung und ver-

hindert so einen auch nur nachrangigen Rückgriff auf § 7 BBodSchG540. Ebenso wird auf diese 

Weise der Rückgriff auf landesrechtliche Bestimmungen zur fachlichen Praxis verhindert541. 

Da § 8 Abs. 2 BBodSchG eine Verordnungsermächtigung zum Erlass einer Rechtsverordnung 

zur Erfüllung der sich aus § 7 BBodSchG ergebenden Pflichten enthält, diese Pflichten durch 

§ 7 S. 5 BBodSchG für die landwirtschaftliche Bodennutzung aber abschließend geregelt sind, 

läuft die Ermächtigung in diesem Fall leer. Auf § 8 Abs. 2 BBodSchG können daher keine die 

Landwirtschaft regelnden Rechtsvorschriften gestützt werden542. Anders ist dies bei der Ver-

ordnungsermächtigung gem. § 6 BBodSchG. Hier besteht keine Sonderregelung für die land-

wirtschaftliche Bodennutzung, daher gelten auf die Ermächtigung gestützt Beschränkungen 
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 Siehe unten. 
538

 Siehe unten. 
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 V. Nies, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BBodSchG, § 7 Rn. 1. 
540

 V. Nies, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BBodSchG, § 7Rn. 24. 
541

 I. Heuser, in: BeckOK BBodSchG, § 17 Rn. 2. 
542

 V. Nies, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, § 7 BBodSchG Rn. 24. 
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zum Auf- und Einbringen von Materialen auf oder in den Boden ohne Abweichung. Alledings 

gilt es die Vorrangregel des § 3 Abs. 1 Nr.1 BBodSchG zu beachten. 

Im Rahmend der guten fachlichen Praxis, deren wichtigsten Aspekte die Aufzählung in § 17 

Abs. 2 BBodSchG enthält, gelten keine für Biomasse zur energetischen Verwertung besonde-

ren Anforderungen. Allerdings können faktische Unterschiede bestehen. Als ökologisch be-

sonders problematisch wird die Auswaschung von Nitrat empfunden, die bei Kulturen, die in 

der vegetationslosen Zeit im Winter den Boden nicht bedecken, besonders ausgeprägt ist543. 

Zu solchen Kulturen zählen mit Mais, Sommergetreide und Rüben besonders gute Substrat-

lieferanten für Biogasanlagen. Der Anbau solcher Kulturen muss in einer Art und Weise er-

folgen, die den erosionsbedingten Verlust von Boden möglichst vermeidet, § 17 Abs. 2 S. 2 

Nr. 4 BBodSchG. Als erosionsmindernde Maßnahme hat sich die Verwendung von Zwischen-

früchten bewährt544. 

Für besonders gravierende Einwirkungen auf den Boden enthält § 26 BBodSchG die Einstu-

fung von Handlungen als Ordnungswidrigkeiten, die gem. § 26 Abs. 2 BBodSchG mit Bußgeld 

von bis zu 50.000 € geahndet werden können. Verstöße gegen § 17 BBodSchG sind nicht 

erfasst545. Die Erfüllung der Gefahrenabwehr- und Vorsorgepflichten kann gem. § 10 Abs. 2 

S. 1 BBodSchG soweit notwendig durch Mahnahmen der zuständigen Behörde546 sicherge-

stellt werden. Bestehen die Maßnahmen zur  Erfüllung der Gefahrenabwehrpflicht gem. § 4 

BBodSchG in einer behördlichen Anordnung, durch welche die land- oder forstwirtschaftli-

che Bodennutzung eingeschränkt wird, begründet § 10 Abs. 2 BBodSchG einen Ausgleichsan-

spruch.  

5. Grünlandschutz 

Als besondere Ausprägung ließe sich auch ein verbindlicher Grünlandschutz betrachten. 

Grünland bezeichnet dabei verkürzt Dauergrünland, also solche Flächen, die über einen län-

geren Zeitraum, von zumindest fünf Jahren nicht Bestandteil der Furchtfolge des landwirt-

schaftlichen Betriebes sind547. Dabei ist der Boden durchgehend mit Gras oder anderen 

Grünfütterpflanzen bedeckt ist548. 

Dazu könnten die Bestimmungen der guten fachlichen Praxis gem. § 17 BBodSchG ergänzt 

werden. Dazu könnte § 17 Abs. 2 Nr. 5 BBodSchG um Dauergrünland ergänzt werden, um 

eine direkte ordnungsrechtliche Vorgabe zu statuieren. Als Reaktion auf massive Grünland-
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 V. Nies, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BBodSchG, § 17 Rn. 46. 
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 V. Nies, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, BBodSchG, § 17  Rn. 90. 
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 I. Heuser, in: BeckOK, BBodSchG, § 17 Rn. 2. 
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 Regelmäßig die Kreisverwaltungsbehörde als untere Bodenschutzbehörde, vgl. Art. 10 Abs. 2 Satz 1 Bay-
BodSchG, § 13 Abs. 1 SächsABG, § 12 Abs. 1 Satz 2 LBodSchG-SH. 
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 Art. 2 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 796/2004. 
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 Art. 2 Abs. 2a Verordnung (EG) Nr. 796/2004. 
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verluste in den vergangen Jahren549 und in Umsetzung der europarechtlichen Verpflichtun-

gen gem. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Verordnung (EG) Nr. 73/2009 haben die meisten Bundesländer 

Verordnungen zur Vermeidung von Grünlandumbruch, also der Entfernung des bodenbede-

ckenden Bewuchses, erlassen. Allerdings entfalten diese keinen absoluten Schutz, sondern 

führen lediglich zu einem Verlust der Beihilfefähigkeit der betroffenen Fläche (dazu siehe 

unten). Die Bindung von Beihilfezahlungen an die Erfüllung von Umweltschutzbestimmungen 

wird als Cross-Complience bezeichnet. Soweit die Landesnormen den Umbruch verbieten 

bzw. unter ein Genehmigungserfordernis stellen, bietet das Agrarbeihilfenregime zusätzliche 

Sanktionsmöglichkeiten sowie einen Ansatz, dem erkannten Vollzugsdefizit bei bestehenden 

ordnungsrechtlichen Vorgaben zu begegnen.  

Durch den sehr schwach ausgeprägten ordnungsrechtlichen Schutz von Grünland vor Um-

bruch bietet die Gestaltung insbesondere von Vergütungsvorschriften von Biogassubstraten 

einen wesentlichen Ansatz, um die wirtschaftlichen Grundlagen des Grünlandumbruchs zu 

adressieren. Denn Fördermaßnahmen für Grünlanderhaltung werden momentan durch at-

traktivere Vergütungen für Biogassubstrate in ihrer Wirksamkeit behindert550. Ein möglicher 

Ansatz zum Grünlandschutz wäre daher Schnittgut im Rahmen der EEG-

Vergütungsvorschriften statt Einsatzstoffklasse 1, Anlage 2 der BiomasseV in der besser ver-

güteten Klasse 2 einzuordnen, da mit steigendem wirtschaftlichen Nutzen der Anreiz zum 

Umbruch entfällt551. 

6. Pflanzenschutz 

Da bei Biomasse für die energetische Verwertung die Menge, weniger die Sortenreinheit, 

maßgeblich ist, sind Unkrautanteile in einem höheren Maße tolerierbar552. Daher ist ein ge-

ringer Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und einhergehend eine geringere Umweltbelastung 

möglich. Neben der Bekämpfung von konkurrierenden Pflanzen hat der Einsatz von Pflan-

zenschutzmitteln aber auch den Schutz vor nachteiligen Einwirkungen durch andere Orga-

nismen wie Insekten oder Bakterien. 

Die zentralen Anforderungen an den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln sind im Pflanzen-

schutzgesetz (PflSchG) normiert. Dieses regelt, wie neue Substanzen als Pflanzenschutzmittel 

zugelassen werden können (§ 33 PflSchG), das Inverkehrbringen zugelassener Pflanzen-
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 Zwischen 1990 und 2009 gingen in Deutschland 875 000 ha Grünland verloren. Dabei war einer der wichtigs-
ten Umbruchsgründe eine erhebliche Ausweitung der Maisanbauflächen (Pressemitteilung BfN vom 
16.01.2012) 
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 K. Holm-Müller, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60 S. 13. 
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 A.  Vetter, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60 S. 24. 
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 A.  Vetter, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60 S. 9. 
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schutzmittel (§ 28 PflSchG) aber auch die bei der konkreten Anwendung zu berücksichtigen-

den Maßnahmen (§ 12 ff PflSchG). Zentrale Verpflichtung ist die Ausrichtung des Pflanzen-

schutzmitteleinsatzes an der guten fachlichen Praxis, § 3 Abs. 1 S. 1 PflSchG. Zur Unterstüt-

zung der dynamischen Ausrichtung an die fachliche Praxis wird das BELV ermächtigt, 

Grundsätze der fachlichen Praxis zu erstellen. Solch eine Zusammenstellung erlaubt eine 

bessere Handhabung der Bußgeldvorschriften gem. § 68 PflSchG. 

7. Saatgutschutz 

Das SaatG553 dient als Umsetzung von Richtlinien, die den Saatgutverkehr einzelner Fruchtar-

ten regeln. Insbesondere die Richtlinie 2002/53/EG554 über einen gemeinsamen Sortenkata-

log für landwirtschaftliche Pflanzenarten enthält in Art. 3 Abs. 1 die Verpflichtung, dass die 

Mitgliedstaaten Kataloge über die amtlich zugelassenen Sorten aufstellen.  

8. Düngerecht 

Landwirtschaftlicher Ackerbau ist ohne Nährstoffzuführung nicht dauerhaft ertragreich zu 

betreiben, da bei ständigem Stoffentzug durch Ernte regelmäßig die Regenerationsfähigkeit 

des Biotops nicht ausreicht, den Kohlen- und Nährstoffverlust zu kompensieren555. Eine seit 

der Frühzeit des Ackerbaus genutzte Möglichkeit556 Nährstoffe zuzuführen, besteht im Dün-

gemitteleinsatz. Gerade in Gebieten mit verstärkter Gärbiomasseproduktion lässt sich ein 

ansteigender Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatz beobachten557. Grundsätzlich bietet 

der Einsatz von Wirtschaftsdünger die Möglichkeit einen innerbetrieblichen Nährstoffkreis-

lauf zu erhalten558. Der Einsatz von Düngemitteln wird durch das Düngegesetz (DüngG) und 

die Bestimmungen der Düngeverordnung (DüV559) beschränkt. Nachdem das Düngerecht 

ursprünglich stark an der Ertragssteigerung der landwirtschaftlichen Produktion ausgerichtet 

war trägt es heute deutlicher umweltschützenden Belangen Rechnung und bildet eine 

Schnittstelle zwischen Boden- und Gewässerschutz und Kreislaufwirtschaftsrecht560. Diese 
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 Saatgutverkehrsgesetz, Neugefasst durch Bek. v. 16.7.2004 BGBl. I 1673, zuletzt geändert durch Art. 2 G v. 
15.3.2012 BGBl. I 481. 
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 Richtlinie 2002/53/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über einen gemeinsamen Sortenkatalog für landwirt-
schaftliche Pflanzenarten, ABl. EU Nr. L 193 vom 20.7.2002, S. 1. 
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 BT-Drs. 10/3613, Tz. 22 - SRU Sondergutachten Umweltprobleme der Landwirtschaft. 
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 BT-Drs. 10/3613, Tz. 36 - SRU Sondergutachten Umweltprobleme der Landwirtschaft. 
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 K. Ammermann/A. Mengel, Energetischer Biomasseanbau im Kontext von Naturschutz, Biodiversität und 
Kulturlandschaftsentwicklung, IzR 2011,327. 
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 C. Köpl, in: M. Dombert/K. Witt, Agrarrecht, § 19 Rn. 201. 
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 Verordnung über die Anwendung von Düngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfs-
mitteln nach den Grundsätzen der guten fachlichen Praxis beim Düngen, v. 27.2.2007, zuletzt geändert durch 
Art. 18 G v. 31.7.2009 BGBl. I 2585. 
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 C. Köpl, in: M. Dombert/K. Witt, Agrarrecht, § 19 Rn. 135 ff. 
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regelt die gute fachliche Praxis der Anwendung von Düngemitteln (§ 1 Nr. 1 DüV) und dient 

der Verminderung von stofflichen Risiken bei dieser Anwendung (§ 1 Nr. 1 DüV). Grundsätz-

lich ist vor dem Düngen der Düngebedarf festzustellen, § 3 DüV. Zeitpunkt und Menge der 

Dünge sind an der angebauten Kultur auszurichten, § 3 Abs. 4 DüV. 

Als Düngemittel dürfen gem. § 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 DüngG nur solche Stoffe eingesetzt wer-

den, die ein ordentliches Zulassungsverfahren durchlaufen haben. Allerdings sind gem. § 3 

Abs. 1 S. 2 DüngG im eigenen Betrieb anfallende Wirtschaftsdünger vom Zulassungserfor-

dernis ausgenommen. Was unter Wirtschaftsdünger zu fassen ist, bestimmt sich nach § 2 

Nr. 2 DüngG. Danach sind Wirtschaftsdünger solche Düngemittel, die als tierische Ausschei-

dung, § 2 Nr. 2 a DüngG, oder pflanzliche Stoffe im Rahmen der pflanzlichen Erzeugung oder 

in der Landwirtschaft, § 2 Nr. 2 b DüngG, anfallen oder erzeugt werden. Zulässig ist aus-

drücklich auch eine Mischung von tierischen Ausscheidungen und pflanzlichem Material so-

wie deren Produkte aus aerober und anaerober Behandlung Im Winterhalbjahr wird die 

Ausbringung eingeschränkt561, da ein Düngen auf gefrorenem Boden nicht erfolgen darf, § 3 

Abs. 5 DüV. Darüber wird die Gesamtausbringung begrenzt, da § 4 Abs. 3 DüV eine Gesamt-

ausbringung von nicht mehr als 170 kg Stickstoff p.a. erlaubt562. Darüber hinaus kann gem. 

§ 4 Abs. 4 S. 1 DüV von der nach Landesrecht zuständigen Stelle eine Genehmigung erteilt 

werden, die es erlaubt bis zu 230 kg Stickstoff pro ha und Jahr auszubringen563. Eine solche 

Genehmigung ist gem. § 4 Abs. 4 S. 2 DüV nach jeweils einem Jahr erneut zu beantragen. 

Allerdings lassen sich bereits bei einer Gesamtdüngung von 100 kg pro Jahr und ha erhöhte 

Stickstoffwerte im Sickerwasser feststellen564. Gefordert wird eine stärkere Begrenzung der 

Stickstoffüberschüsse565 und eine Ausweitung der ausbringfreien Zeit auf dann 15. Septem-

ber bis Ende Februar566. Ein weiteres Problem ist die schwierige Kontrolle567, da die Zuord-

nung von Nitratkonzentrationen im Gewässer auf den einzelnen Landwirt praktisch nicht 

möglich ist. 

Gülle i.S.d. Düngemittelrechts ist gem. § 2 Abs. 1 Nr. 4 DüngG: Wirtschaftsdünger aus tieri-

schen Ausscheidungen, auch mit Einstreu, insbesondere Stroh, Sägemehl, Torf oder anderes 

pflanzliches Material, das im Rahmen der Tierhaltung zugefügt worden ist, oder mit Futter-

resten vermischt, dessen Trockensubstanzgehalt 15 vom Hundert übersteigt. Wirtschafts-

dünger wird in § 2 Abs. 1 Nr. 2 DüngG als tierische Ausscheidungen mit oder ohne pflanzliche 

Beimischung, die in der Landwirtschaft anfallen, definiert. Übersteigt der Trockensub-
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 Auf Ackerland dürfen Düngemittel mit wesentlichem Gehalt an Stickstoff vom 1.11. bis 31.1. (§ 3 V 1 Nr. 1 
DüV), auf Grünland vom 15.11. bis 31.1. (§ 3 V 1 Nr. 2 DüV) nicht aufgebracht werden. 
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 Entspricht den Vorgaben gem. Art. 5 Abs. 4 lit. a iVm. Anhang 3 Nr. 2 Satz 2 der Nitratrichtlinie 91/676/EWG. 
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 Solche Ausnahmegenehmigungen wurden in ca. 700 Fallen erteilt (BT-Drs. 17/10115, S. 1), 
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 T. Gaul, Biogasjournal 1_2012, S. 20 (20). 
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 Begrenzung der Stickstoffüberschüsse in § 6 Abs. 2 DüV auf 50 kg/ha und Jahr (BT-Drs. 17/10115, S. 2). 
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 T. Gaul, Biogasjournal 1_2012, S. 20 (21). 
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 W. Köck, ZUR 2012, S. 140 (147). 
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stanzanteil 15 Prozent, handelt es sich um Festmist gem. § 2 Abs. 1 Nr. 3 DüngG. Besonders 

in Veredelungsregionen übersteigt der Viehbesatz das regional verfügbare Futterpotential. 

Der zur Mast nötige Futtermitteltransport in diese Regionen geht mit einer signifikanten 

Zufuhr von Nährstoffen wie Phosphat und Stickstoff einher568.  

Bisher gilt die fixe Ausbringungsobergrenze nicht für Gärreste. Die Gleichsetzung aller orga-

nischen Stickstoffdünger iSd. DüV würde zur Anwendbarkeit der Beschränkung auf 170 kg 

N/ha und Jahr führen569, und damit die Gesamtausbringungsmenge beschränken. Genau auf 

eine solche Gleichstellung zielt eine Bundesratsinitiative der Länder NRW und Schleswig-

Holstein570.  

Unabhängig von der absoluten Ausbringungsobergrenze darf gem. § 3 Abs. 2 S. 1 DüngG nur 

nach der guten fachlichen Praxis erfolgen. Allerdings enthält § 3 Abs. 2 DüngG nur wenige 

Konkretisierungen der fachlichen Praxis. Diese beschränken sich auf die Zielvorgaben, die 

Bodenfruchtbarkeit zu erhalten, um die Versorgung mit qualitativ hochwertigen und preis-

werten Lebensmitteln zu sichern, § 3 Abs. 2 S. 2 DüngG, und hinsichtlich der Durchführung, 

dass Art, Menge und Zeitpunkt der Anwendung am Bedarf der Pflanzen und des Bodens aus-

zurichten sind, § 3 Abs. 2 S. 3 DüngG. Aus der fachlichen Praxis iSd. DüngG lässt sich keine 

Verpflichtung zur Vermeidung des Düngebedarfs durch bessere Fruchtfolge oder ähnliche 

Maßnahmen ableiten. 

9.  Gentechnikrecht 

Das Gentechnikgesetz erfordert gem. § 14 Abs. 1 Nr. 1 GentTG571 für jede Freisetzung von 

gentechnisch veränderten Organismen eine behördliche Genehmigung. Dabei ist eine vor-

sätzliche Handlung nicht nötig. Vielmehr erlaubt die reine Feststellung, dass betroffenes 

Saatgut in Spuren gentechnisch verändertes Material enthält, das Inverkehrbringen des ge-

samten betroffenen Saatgutes zu untersagen und die Vernichtung betroffener Aussaaten 

anzuordnen572. Dabei regelt die GenTPfEV573 zwar die Grundsätze der guten fachlichen Praxis 

bei der Erzeugung gentechnisch veränderter Pflanzen, dadurch wird aber der Rechtsrahmen 

für die Koexistenz mit der Herstellung von Imkereiprodukten nicht abschließend gezogen574. 

Die Auswirkungen des Einsatzes gentechnisch veränderter Pflanzen auf die Imkerei können 

                                                      
568

 A. Vetter, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60 S. 9. 
569

 A. Vetter, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60 S. 28. 
570

 http://www.agrarheute.com/duengerecht-546455 (30.04.2013). 
571

 Gesetz zur Regelung der Gentechnik (Gentechnikgesetz – GenTG) vom 16.10.1993, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 9.12.2010 BGBl. I S. 1934. 
572

 BVerwG v. 29.02.2012 – Az. 7 C 8. 11 –. 
573

 Gentechnik-Pflanzenerzeugungsverordnung vom 7. April 2008 (BGBl. I S. 655). 
574

 BayVGH v. 27.03.2012 – Az. 22 BV 11.2175 –. 
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beachtlich sein, da der im Honig enthaltene Pollen eine Zutat im Sinne von Art. 2 Nr. 13 der 

Verordnung Nr. 1829/2003/EG575 darstellt576 und daher bereits geringe Verunreinigungen zu 

einer Unverkäuflichkeit des Honigs führt. 

10. Lebensmittel- und Futtermittelrecht 

Die Normen des Lebensmittel- und Futtermittelrechts dienen dem Gesundheits- und Ver-

braucherschutz577. Lebensmittel iSd. LFGB578 sind gem. § 2 Abs. 2 LFBG solche iSd. Artikels 2 

der Verordnung (EG) Nr. 178/2002579. Gem. Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 sind 

Lebensmittel alle Stoffe oder Erzeugnisse, die dazu bestimmt sind oder von denen nach ver-

nünftigem Ermessen erwartet werden kann, dass sie in verarbeitetem, teilweise verarbeite-

tem oder unverarbeitetem Zustand von Menschen aufgenommen werden. Bei der Bestim-

mung von Futtermitteln verweist § 2 Abs. 4 LFGB auf die Definition in Artikel 3 Nummer 4 

der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. Erfasst sind solche Stoffe oder Erzeugnisse, auch Zusatz-

stoffe, verarbeitet, teilweise verarbeitet oder unverarbeitet, die zur oralen Tierfütterung be-

stimmt sind. Beiden Bestimmungen liegt also der geplante spätere Einsatz zugrunde. Wenn 

diese in einer gezielten energetischen Verwendung und damit nicht in einem Kontakt mit 

Mensch oder Tier liegt, liegen keine Lebens- oder Futtermittel vor. Daher sind für die Her-

stellung von nur energetisch verwerteter Biomasse die lebens- und futtermittelrechtlichen 

Bestimmungen nicht anzuwenden. 

11. Planungsrecht 

Eine mit der forstlichen Fachplanung vergleichbare Beplanung der landwirtschaftlich genutz-

ten Gebiete findet nicht statt. Der Forderung, die Energiepflanzenproduktion durch Raum-

planung zu steuern, wird entgegengehalten, dass dies zwar für Biomasseverwertungsanlagen 

eine gute Option darstellt, bei der Biomasseproduktion die Wirksamkeit aber eingeschränkt 

sei580. 
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 Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 Des Europäischen Parlamentd und des Rates vom 22. September 2003 über 
genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel, ABl. EU Nr. L 268 vom 18.10.2003, S. 1. 
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 EuGH v. 06.09.2011 – Az. C- 442/09 Rn. 79 –. 
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 M. Kloepfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 374. 
578

 Lebensmittel-, Bedarfsgegenstände- und Futtermittelgesetzbuch (Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuch 
- LFGB), v. 22.8.2011, BGBl. I 1770. 
579

 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Festle-
gung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit, Abl. EU Nr. L 
31/1 vom 01.02.2002. 
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 K. Einig, IzR 2011, 370. 
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Weiterhin können sich aus Bauleitplänen Einschränkungen hinsichtlich der konkreten Nut-

zungen ergeben.  

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB können in einem Bebauungsplan, soweit städtebauliche Grün-

de bestehen, Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind, und ihre Nutzung festgesetzt 

werden. § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB erlaubt es in einem Bebauungsplan Flächen für die Land-

wirtschaft festzusetzen. Weiter kann ein sonstiges Sondergebiet festgelegt werden, § 11 

Abs. 1 BauNVO581, also eines Gebietes, welches sich von den Baugebieten nach §§ 2 bis 10 

BauNVO wesentlich unterscheidet. Für diese sonstigen Sondergebiete ist neben der Zweck-

bestimmung die Art der Nutzung festzulegen, § 11 Abs. 2 S. 1 BauNVO. Die Zweckbestim-

mung gibt dabei den Rahmen für die Festsetzung der Art der Nutzung582 vor. So ist es auch 

möglich ein Sondergebiet für landwirtschaftliche Betriebe festzusetzen583. Allerdings bleibt 

die Ausrichtung der Bauleitplanung an der baulichen Nutzung eines Grundstücks. Daher ist 

auch für Festsetzungen zu sonstigen Nutzungen iSv. § 1 Abs. 1 BauGB ein Zusammenhang 

mit der baulichen Nutzung nötig584. Die Festsetzung kann daher nur bestimmen, ob eine Flä-

che landwirtschaftlich genutzt ist, nicht aber unter welcher Fruchtfolge oder mit welchen 

Pflanzen585. Dadurch ist eine Steuerung des Biomasseanbaus gerade nicht möglich. 

12. Zwischenfazit 

Der Rechtsrahmen für die Produktion von Biomasse zur energetischen Verwertung umfasst 

im Wesentlichen jenen für die Landwirtschaft. Trotz seiner großen Flächenwirksamkeit durch 

die Belegung der halben Landesfläche mit landwirtschaftlicher Bodennutzung, sind die bin-

denden naturschutzrechtlichen Vorgaben, bedingt durch großzügige Landwirtschaftsprivile-

ge, schwach ausgeprägt. Verstärke Nachfrage nach nachwachsenden Rohstoffen durch ver-

stärkten Einsatz zur Energiebereitstellung aus Biomasse kann zumindest regional bestehen-

de nachteilige Auswirkungen der Landwirtschaft weiter verstärken.  

Besondere ordnungsrechtliche Vorgaben für Biomasse zur energetischen Verwertung lassen 

sich im Bereich der Produktion nicht feststellen. 

                                                      
581

 Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), die durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBl. I S. 466) geändert worden ist. 
582

 W. Söfker, in W. Ernst/W. Zinkahn/W. Bielenberg/M. Krautzberger (Hrsg.), BauGB, BauNVO, § 11 Rn. 27. 
583

 BVerwG, NVwZ 2002, S. 1114. 
584

 M. Krautzberger in U. Battis/M. Krautzberger/R.-P. Löhr, BauGB, § 1 Rn. 12. 
585

 W. Spannowsky in ders./M. Uechtritz (Hrsg.), BeckOK Baurecht, BauGB, § 9 Rn. 76.1. 
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IV. Förderrecht 

Zu den rechtlichen Rahmenbedingungen, die eine Entscheidung bezüglich des Ob und Wie 

von Anbau von Biomasse zur energetischen Verwertung beeinflussen, zählen auch Förderin-

strumente, die mittelbar586 oder unmittelbar an der Produktion ansetzen. Im Folgenden sol-

len die Zweitgenannten betrachtet werden587. Hierbei sind die angesichts der oben festge-

stellten schwachen ordnungsrechtlichen Vorgaben vielfältigen Agrarförderinstrumenten, die 

insbesondere durch die EU zur Verfügung gestellt werden, wichtig. Für die meisten landwirt-

schaftlichen Betriebe sind diese Beihilfen überlebensnotwendig588. Daher soll auch zunächst 

ein Blick auf die unionsrechtlichen Regelungen geworfen werden (dazu unten 1., S. 81), be-

vor die nationale Ebene betrachtet wird (dazu unten 2., S. 89). In beiden Bereichen soll zu-

nächst der allgemeine Rahmen beleuchtet werden bevor aufgezeigt wird, inwiefern spezielle 

Reglungen zur Förderung der Produktion von Biomasse zur energetischen Nutzung beste-

hen. 

1. Unionsrechtlich geprägter Rahmen 

Die für die Landwirtschaft und damit für die Produktion von Biomasse geschieht erfolgt eine 

Förderung in beiden Säulen der GAP. Zum einen bestehen Reglungen, die marktbezogene 

Maßnahmen und Direktzahlungen ermöglichen. Neben dieser ersten Säule werden im Rah-

men der zweiten Säule mehrjährige Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums ge-

regelt.  

War noch zu Beginn der europäischen Landwirtschaftspolitik die Verhinderung von Nah-

rungsmittelknappheit im Zentrum zentraler Regelungsgrund, so galt es ab Mitte des vergan-

genen Jahrhunderts die Überproduktion zu bekämpfen. Die Sonderstellung der Landwirt-

schaft ist bis heute in Art. 42 AEUV zu erkennen. Dieser bestimmt, dass die unionsrechtlichen 

Wettbewerbsregeln auf die Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse nur insoweit An-

wendung finden, als dies gesondert bestimmt wird. Insbesondere können Beihilfen gewährt 

werden, die strukturelle oder naturgegebene Nachteile für Betriebe ausgleichen (Art. 42 

UAbs. 2 a) AEUV) oder im Rahmen wirtschaftlicher Entwicklungsprogramme erfolgen (Art. 42 

UAbs. 2 b) AEUV). 
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 Etwa Vergütungsregelungen und Zuordnung verschiedener Einsatzstoffe in Vergütungsklassen des EEG. 
587

 Mittelbare Auswirkungen durch Förderinstrumente, bei denen die energetische Nutzung unterstützt wird 
werden in AP 3 untersucht. 
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 C. Grimm, Agrarrecht, Rn. 373. 
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Der aktuelle Unionsrechtsrahmen zur Landwirtschaft und GAP umfasst 1602 Rechtsakte589. 

Zu den wichtigsten zählen die Verordnungen (EG) Nr. 73/2009 des Rates (Direktzahlun-

gen)590, (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (Marktinstrumente)591, (EG) Nr. 1698/2005 des Rates 

(Entwicklung des ländlichen Raums)592 und (EG) Nr. 1290/2005593 des Rates (Finanzie-

rung)594. Neben den Direktzahlungen nach Verordnung (EG) Nr. 73/2009 (dazu unten b, 

S. 83) ist im Bereich der Biomasseproduktion zur energetischen Verwertung der Schwer-

punkt 1 der ELER-Verordnung „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 

Forstwirtschaft“ (dazu unten c, S. 86) relevant. Wesentliche Durchführungsbestimmungen 

hierfür finden sich in Verordnung (EU) Nr. 1122/2009. 

Die durch die erste Säule der GAP errichtete Agrarmarktordnung umfasst im engeren Sinne 

Marktstützungsregelungen und im weiteren Sinne auch die Regelungen zu den Direktzahlun-

gen595. 

a. Gemeinsame Marktordnung 

Lange Zeit hat die EU als ein wichtiges Mittel besondere Marktordnungen für einzelne Pro-

dukte vorgehalten. Ein Beispiel für aktuell noch gültige direkte Absatzförderungen bestimm-

ter Produkte ist die Zuckermarktordnung596. Diese weist mit den WTO-Verpflichtungen der 

EU nicht zu vereinbarende Regelung auf. So hatte ein WTO-Schiedsgericht mit Urteil von 

2004, WTO DS 266597, festgestellt, dass der durch die Verordnung Nr. 1260/2001 als „nicht-

subventioniert“ bezeichneter Zucker der Kategorie C wegen Quersubventionierung durch 

sehr hohe Exportsubventionen für den restlichen Zucker als subventionierter Zucker anzuse-

hen ist und die EU daher ihre Verpflichtung aus der Uruguay-Runde, nicht mehr als 1 Mio. t 

Zucker p.a. zu exportieren, um das Dreifache überstiegen hatte. In einer bindenden Arbitra-
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 http://eur-lex.europa.eu/de/legis/latest/chap03.htm (30.04.2013); In der Summe sind weitere 1844 Rechts-
akte zu Rechtsangleichung und Tierseuchenschutz nicht inbegriffen. 
590

 Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates vom 19. Januar 2009 mit gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen 
im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirt-
schaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1290/2005, (EG) Nr. 247/2006, (EG) Nr. 
378/2007 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003. 
591

 Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die 
einheitliche GMO). 
592

 Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 2005 über die Förderung der Entwicklung des 
ländlichen Raums durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER). 
593

 Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 des Rates vom 21. Juni 2005 über die Finanzierung der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik. 
594

 Die Grundstruktur sowohl des geschaffenen Kontrollsystems als auch des in die GAP integrierten umwelt-
schützenden Maßnahmen soll auch für die Finanzierungsperiode 20014 bis 2020 erhalten bleiben (KOM)2011 
625 endg. S. 3. 
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 I. Härtel, Agrarrecht, in M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 127. 
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 Insb. Verordnung (EG) Nr. 320/2006. 
597

 http://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/cases_e/ds265_e.htm (25.04.2013). 
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tion war die EG verpflichtet, bis Mai 2006 ihr Zuckerregime zu überarbeiten. Als Reaktion auf 

diese Entscheidung wurden die Verordnungen Nr. 318-320/2006 erlassen. Gem. Art. 46 Ver-

ordnung (EG) Nr. 318/2006598 laufen die Zuckermarktregelungen mit dem Wirtschaftsjahr 

2014/15 aus. 

Inzwischen bildet die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 über die einheitliche Gemeinsame 

Marktordnung den zentralen Basisrechtsakt599 der Gemeinsamen Marktordnung. Durch die-

se Verordnung wurde das auf mehr als 50 Verordnungen zersplitterte Marktordnungsrecht 

zusammengefasst600. In ihrem Kapitel VI enthält die Verordnung produktionsgekoppelte Bei-

hilferegelungen. Diese sind sowohl hinsichtlich ihrer finanziellen wie auch ihrer Bedeutung 

für die Bereitstellung von Biomasse zu energetischen Verwendung von geringem Umfang. 

b. Direktzahlung 

Nachdem direkte Unterstützungen einzelner Produkte an Bedeutung verloren haben und 

auch in der Zukunft nicht wieder entscheidende Bedeutung entfalten werden, gilt es das 

wichtigste Förderinstrument der EU zu betrachten. Unter Direktzahlungen versteht man di-

rekte Einkommensbeihilfen für Landwirte. Diese bilden mittlerweile das zentrale Stützungs-

instrument der GAP601. Der finanziell bedeutsamste Teil der europäischen Agrarförderung 

ist, sowohl gemessen an seinem Anteil am EU-Haushalt602 als auch dem Anteil am durch-

schnittlichen Einkommen603, die direkte Subvention landwirtschaftlicher Betriebe über die 

einheitliche Betriebsprämie. Als Konsequenz WTO-rechtlicher Verpflichtungen wurden die 

Zahlungen bewusst von der konkreten aktuellen Nutzung entkoppelt und die Höhe der Zah-

lungen durch Anknüpfung an einen historischen Zeitraum bemessen. Die Entkopplung der 

Beihilfe ist eine Voraussetzung um der Green Box604 zu unterliegen. Damit verbunden ist ein 

Verlust an Steuerungsmöglichkeiten. Allerding ist eine Koppelung von Beihilfen in Ausnah-

mefällen zulässig, wenn innerhalb klar definierter Betragsgrenzen für bestimmte Produkte 

bzw. bestimmte Regionen eine solche Zahlung gewährt wird. Für Energiepflanzen werden 

keine gekoppelten Prämien mehr gewährt605. 
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 Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom 20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker, Abl. EU Nr.  L58/1, vom 28. Februar 2006. 
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 I. Härtel, Agrarrecht, in: M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 127. 
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 I. Härtel, Agrarrecht, in: M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 129. 
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 I. Härtel, Agrarrecht, in: M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 141. 
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 Europäische Kommission, Haushaltsgesamtplan 2013. 
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 Europäische Kommission, EU Farm Economics Overview FADN 2008, 2012, S. 2. 
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 Art. 6 IV und V Übereinkommen über die Landwirtschaft v. 15.4.1994. 
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 Entsprechende Prämienvorschriften wurden durch Art. 146 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 73/2009 aufgeho-
ben. 
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(1) Beihilfeanspruch 

Die Direktzahlungen zur Unterstützung landwirtschaftlicher Akteure erfolgen als einheitliche 

Betriebsprämie oder einheitliche Flächenprämie. Deren zentrale Anspruchsvoraussetzungen 

ergeben sich aus Art. 33 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 73/2009. Danach muss der Betriebsin-

haber Zahlungsansprüche durch die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003606 oder solche später 

erhalten haben607. Somit wird ein WTO-konformer historischer Anknüpfungspunkt sicherge-

stellt. 

(2) Zahlungsanspruch 

Da Art. 33 Verordnung (EG) Nr. 73/2009 die Inhaberschaft von Zahlungsansprüchen als Vo-

raussetzung für die Zahlung von Betriebsprämien nennt, gilt es nach der Natur dieser Zah-

lungsansprüche zu fragen. Zahlungsansprüche sind gem. Art. 43 Abs. 1 Verordnung (EG) 

Nr. 1782/2003 ein Maß für vor Einführung der einheitlichen Betriebsprämie 2003 bestehen-

de Beihilfeansprüche. Bei zugeteilten Zahlungsansprüchen handelt es sich um ein handelba-

res608 subjektives-öffentliches Recht609. 

(3) Beihilfefähige Fläche 

Der Zahlungsanspruch ist zwar ein subjektives öffentliches Recht, doch kann aus einem Zah-

lungsanspruch gem. Art. 34 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 73/2009 nur zusammen mit einem 

Hektar beihilfefähiger Fläche ein Anspruch auf Zahlung des mit dem Zahlungsanspruch fest-

gesetzten Betrags erwachsen. Sie sind handel- und übertragbar. Die zentrale Bestimmung, 

was unter beihilfefähiger Fläche zu verstehen ist, findet sich in Art. 34 Abs. 2 Verordnung 

(EG) Nr. 73/2009. Danach ist jede landwirtschaftliche Fläche des Betriebs, die als Ackerland 

oder Dauergrünland genutzt wird, ausgenommen die für Dauerkulturen, Wälder oder nicht 

landwirtschaftliche Tätigkeiten genutzten Flächen, eine beihilfefähige Fläche. Problematisch 

kann dies sein, wenn die Tätigkeit nicht eindeutig eine landwirtschaftliche ist oder auf einer 

Fläche mehrere Nutzungen stattfinden. In solchen Fällen ist nach dem Schwerpunkt der Nut-

zung zu unterscheiden. Soweit neben einer eindeutig landwirtschaftlichen Tätigkeit solche 

der Landschaftspflege und des Naturschutzes ausgeführt werden, sind die zweitgenannten 

selbst dann nicht notwendigerweise schädlich, wenn sie die Überwiegenden sind610. 

Die Bestimmung der beihilfefähigen Fläche war nicht von Beginn derart deutlich mit der ak-

tiven landwirtschaftlichen Tätigkeit verbunden. So begnügte sich Art. 44 Abs. 2 Verordnung 
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 Art. 33 I lit. a Verordnung (EG) Nr. 73/2009. 
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 Art. 33 I lit. b Verordnung (EG) Nr. 73/2009. 
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 C. Grimm, GAP-Reform 2003 – Rechtsnatur und Rechtsschutz der Zahlungsansprüche nach deutschem 
Recht, in: R. Norer (Hrsg.), Agrarrecht im Lichte des öffentlichen Rechts, S. 238. 
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 C. Grimm, GAP-Reform 2003 – Rechtsnatur und Rechtsschutz der Zahlungsansprüche nach deutschem 
Recht, in: R. Norer (Hrsg.), Agrarrecht im Lichte des öffentlichen Rechts, S. 239. 
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 EuGH C-61/2009. 
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(EG) Nr. 1782/2003 mit der kurzen Definition, eine „beihilfefähige Fläche“ sei jede landwirt-

schaftliche Fläche des Betriebs, die als Ackerland oder Dauergrünland genutzt würde, ausge-

nommen die für Dauerkulturen, Wälder oder nicht landwirtschaftliche Tätigkeiten genutzten 

Flächen. Hier war strittig, wann eine nicht landwirtschaftliche Tätigkeit vorlag. Dazu urteilte 

EuGH, dass auch eine überwiegend einem anderen als dem landwirtschaftlichen Zweck die-

nende Nutzung nicht zu einer nicht landwirtschaftlichen Tätigkeit iSv. Art. 44 Abs. 2 Verord-

nung (EG) Nr. 1782/2003 führe, da die Bestimmung dahingehend auszulegen sei, dass allein 

die tatsächliche Nutzung der Fläche als Ackerland oder Dauergrünland entscheidend611, der 

mit dieser tatsächlichen Nutzung erstrebte Zweck aber unbeachtlich sei612. In der Folge wa-

ren etwa die Sicherheitsflächen von Flughäfen als erfasst anzusehen613. Die Problematik, 

dass durch diese Auslegung „eine Einkommensstützung (…) an Begünstigte gewährt wurde, 

deren landwirtschaftliche Tätigkeiten nur einen unwesentlichen Teil ihrer gesamten wirt-

schaftlichen Tätigkeiten ausmachten oder deren Geschäftszweck nicht oder nur marginal 

darin bestand, eine landwirtschaftliche Tätigkeit auszuüben“614 wurde bei Erlass der aktuel-

len Regelung beachtet. Nunmehr definiert Art. 34 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 

die beihilfefähige Hektarfläche615 als jede landwirtschaftliche Fläche des Betriebs und jede 

Fläche mit Niederwald mit Kurzumtrieb, die für eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt 

wird, oder, wenn die Fläche auch für nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten genutzt wird, 

hauptsächlich für eine landwirtschaftliche Tätigkeit genutzt wird, und lässt bestimmte weite-

re Flächen als beihilfefähige Fläche gelten, die für die im Jahr 2008 Anspruch auf Zahlungen 

im Rahmen der Betriebsprämienregelung oder der Regelung für die einheitliche Flächenzah-

lung bestand616. 

(4) Aktivierung 

Zahlungsanprüche müssen aktiviert werden. Dazu müssen sie innerhalb von maximal 2 Jah-

ren erstmals mit beihilfefähigen Flächen unterlegt werden, d.h. der Landwirt muss entspre-

chende beihilfefähige Flächen nachweisen. Anderenfalls werden die Zahlungsansprüche 

gem. Art. 42 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 der nationalen Reserve zugeschlagen617. Aus 

                                                      
611

 EuGH v. 14.10.2010 – Az. C-61/09 Rn. 37 –. 
612

 EuGH v. 14.10.2010 – Az. C-61/09 Rn. 38 –. 
613

 OVG Lüneburg v. 20.11.2011 – Az. 10 LC 174/09 –. 
614

 Erwägungsgrund 23 zu Verordnung (EG) Nr. 73/2009. 
615

 Die geänderte Bezeichnung beihilfefähiger Hektarfläche ist inhaltlich gleich mit  der beihilfefähigen Fläche 
iSd. Vorgängernorm. Der neue Ausdruck bringt deutlicher zum Ausdruck, dass die Berechnungseinheit grund-
sätzlich volle Hektar sind. Dass es sich bei den unterschiedlichen Begriffen nicht um einen inhaltlichen Unter-
schied handeln soll zeigt auch ein Blick in andere Sprachversionen. Die englische Fassung benutzt sowohl in 
Art. 44 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 als auch in Art. 34 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 73/2009 den Be-
griff „eligible hectare“. Gleichlautend auch die niederländische Versionen(„subsidiabele hectare“). 
616

 Im Einzelnen Art. 34 Abs. 2 lit. b Verordnung (EG) Nr. 73/2009. 
617

 Es bestehen Ausnahmen für Nichtnutzung in Fällen höherer Gewalt oder außergewöhnlicher Umstände vor. 
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dieser nationalen Reserve können neue Landwirte618 bzw. solche, die ihre bewirtschaftete 

Fläche vergrößern möchten, mit zusätzlichen Zahlungsansprüchen versorgt werden. 

(5) Cross-Compliance 

Unter Cross-Compliance619 wird die Verbindung von der Gewährung von Betriebsbeihilfen 

mit dem Vollzug bestehender naturschutzrechtlicher Bestimmungen verstanden. Dadurch 

werden Grundanforderungen an die Betriebsführung hinsichtlich Umwelt und Gesundheit 

von Menschen, Tieren und Pflanzen zur Voraussetzung der Betriebsprämiengewährung. Die 

unionsrechtliche Grundlage findet sich in Art. 6 iVm. Anhang 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 73/2009. Gem. § 1 Abs. 1 S. 2 DirektzahlverpflG ist die der Betriebsprämie zugrunde lie-

gende Verordnung (EG) 73/2009 nur maßgeblich620, soweit sie die genannten Umwelt-

schutzbestimmungen voraussetzt. Die Verwaltung und Kontrolle der Cross-Compliance-

Verpflichtungen erfolgt dabei über das InVeKoS621. Ein Verstoß gegen die Cross-Compliance-

Verpflichtungen kann zur Kürzung oder vollständigen Streichung der Direktzahlungen füh-

ren622. 

Für die Produktion von Energiepflanzen bestehen keine besonderen Bestimmungen623.  

(6) Grünlandschutz 

Grünlandschutz ist ein wichtiger Beitrag zum Bodenschutz, sind doch die Erosionseinflüsse 

auf dauerhaft bedeckten Flächen erheblich geringer als auf gewöhnlichen Ackerflächen624. 

Das durch Cross Compliance geforderte Grünlandumbruchverbot kann in der Praxis unter-

laufen werden in dem auf naturschutzfachlich minderwertigen Flächen die gleich ha Anzahl 

umgebrochenes Land ersetzt wird. 

c. ELER-Maßnahmen 

Die Förderung des ländlichen Raums bildet die zweite Säule der GAP625. Über den ELER626 

wird die Finanzierung der Programme der Mitgliedstaaten zur Entwicklung des ländlichen 

                                                      
618

 Art. 41 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009. 
619

 Eingeführt mit der GAP-Reform 2003 (C. Grimm, GAP-Reform 2003 – Rechtsnatur und Rechtsschutz der 
Zahlungsansprüche nach deutschem Recht, in: R. Norer (Hrsg.), Agrarrecht im Lichte des öffentlichen Rechts, 
S. 237). 
620

 Art. 5 f. Verordnung (EG) 73/2009 bindet Direktzahlungen an die Einhaltung der Grundanforderungen an die 
Betriebsführung und mitgliedsstaatlicher Mindestanforderungen an guten landwirtschaftlichen und ökologi-
schen Zustand. 
621

 I. Härtel, Agrarrecht, in: M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 174. 
622

 Art. 23, 24 der Verordnung (EG) Nr. 73/2009. 
623

 R. Steinhäußer, Aktuelle Änderungen im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) und die geplante Reform der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP): Konsequenzen für die umweltgerechte Bereitstellung Bioenergie, 
NuR 2012, 441 (445). 
624

 S. Möckel, Klimaschutz und Anpassung bei landwirtschaftlichen Böden – rechtliche Berücksichtigung und 
Instrumente, DVBl. 2012, 408 (408).  
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Raums abgewickelt. Die Kernbestandteile der gemeinsamen Agrarpolitik (im Rahmendes 

EGFL insb. Erstattung, Investitionen, Direktzahlungen sowie alle Ausgaben des ELER) erfolgen 

im Wege einer zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission geteilten Mittelverwal-

tung; die zentrale Mittelverwaltung beschränkt sich demgegenüber auf insgesamt weniger 

bedeutsame Ausgaben des EGFL. Nicht mit eigener Rechtspersönlichkeit ausgestattet sind 

die Fonds als Teil des Gesamthaushaltsplans der EU. Die finanziellen Obergrenzen werden 

gemäß Art. 12 der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 von der Kommission festgelegt und be-

trugen 2010 für den ELER 2,4 Mrd. Euro (stark steigende Tendenz) und für den EGFL knapp 

45 Mrd. Euro (mit gleichbleibender Tendenz bis 2013). Für welche Ausgaben im Einzelnen 

die Fonds zuständig sind, wird durch Art. 3 und 4 Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 spezifi-

ziert. 

Im Rahmen der „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirtschaft“ 

können gem. Art. 31 Abs. 1 iVm. Art. 20 b) lit. i ELER-Verordnung Beihilfen gewährt werden, 

die erhöhte Kosten bei mitgliedsstaatlicher Einführung unionsrechtlich vorgegebener Um-

weltschutznormen ausgleichen. Als Folge hiervon kann Biomasse in Form von Landschafts-

pflegematerial anfallen, welches einer energetischen Verwertung offen steht627. 

d. GAP bis 2020 

Im Anschluss an die aktuelle Finanzperiode bis 2013 wird die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

mit verschiedenen Änderungen versehen werden. Als vorrangige Aufgabe der GAP wird wei-

terhin die Erzeugung von Nahrungsmitteln zum täglichen Bedarf betrachtet, allerdings soll 

ausdrücklich zunehmend die Rolle der Erzeugung von Energie aufgewertet werden628. Die 

Kommission hat einen Verordnungsvorschlag629 für die Vorschriften über Direktzahlungen 

vorgelegt, deren tragende Überlegungen Gegenstand einer Mitteilung waren630. Dass es 

auch im Zeitraum von 2014-2020 eine Agrarförderung in zwei Säulen geben wird, entspricht 

einer vielfach geäußerten Auffassung631. Die Kommission belässt es in ihrem Verordnungs-

entwurf bei vier grundlegenden Instrumenten der GAP632. 

                                                                                                                                                                      
625

 I. Härtel, Agrarrecht, in: M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 154. 
626

 Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 er die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums durch den Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER). 
627

 Steinhäußer, NuR 2012, S. 441 (445). 
628

 Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (EWSA) zu der „Mitteilung der Kom-
mission an den Rat, das Europäische Parlament, den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen – Die GAP bis 2020 Nahrungsmittel, natürliche Ressourcen und ländliche Gebiete – die 
künftige Herausforderungen“, ABlEU. 2011  C 132/63 (63). 
629

 KOM(2011) 625 endg. 
630

 KOM(2010) 672 endg.  
631

 KOM(2010) 672 endg. S. 2; EWSA, ABlEU. 2011 C132/63 (68); Stellungnahme der Bundesregierung zur Mit-
teilung der europäischen Kommission „Die GAP bis 2020“ vom 28.01.2011, S. 2; StMELF aktuell November 
2011, S. 2. 
632

 KOM(2011) 625 endg., S. 8. 
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(1) Greening 

Im Rahmen der Entwicklung des Rechtsrahmens für die GAP nach 2013 wird unter dem 

Schlagwort „Greening“ eine weitere Ökologisierung der Direktzahlungen angestrebt. Zuletzt 

hatte aber das Europäische Parlament Es wird gefordert, die Durchsetzung der Cross-

Compliance zu vereinfachen, indem das Kontrollsystem und das Verfahren zur Kürzung der 

Direktzahlungen rationalisiert werden633. Die Kommission schlägt dazu vor, eine erhöhte 

Flächenzahlung für solche Landwirte zu gewähren, die sich zu über die im Rahmen der Cross-

Compliance zu erfüllenden Umweltschutzstandards verpflichten634. Die Kommission beab-

sichtigt die Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie als Teil der Cross-Compliance-

Verpflichtungen auszugestalten635. Um die Einbeziehung von Umweltschutzanforderungen 

zu intensivieren, werden künftig 30 Prozent der Direktzahlungen an die Durchführung be-

sonderer umweltschützender Maßnahmen geknüpft636. Ob über diese Koppelung eine Ver-

pflichtung der Landwirte zum Greening entsteht, ist vor Abschluss der parlamentarischen 

Verhandlung nicht sicher. So hat der Agrarausschuss des EU-Parlamentes am 25.01.2013 

einen Änderungsvorschlag zu den Kommissionsvorschlägen beschlossen, der auf eine 

Schwächung des Greenings abzielt. Diese Entscheidung sieht sich naturschutzfachlicher Kritik 

ausgesetzt637. Zuletzt hat sich das Europäische Parlament am 13.03.2013 gegen eine Grün-

landerhaltungspflicht auf Betriebsebene und eine obligatorische Ökologisierungskomponen-

te ausgesprochen638 wie sie im Kommissionsvorschlag enthalten sind639. 

Ein wichtiger Aspekt wird sein, ob und in welchem Umfang die Bereitstellung von ökologi-

scher Vorrangfläche verpflichtend wird. Ökologische Vorrangflächen stehen einer landwirt-

schaftlichen Nutzung grundsätzlich nicht entgegen, entscheidend ist eine Ausrichtung an 

Zielen, etwa der Förderung der Biodiversität640. 

(2) Aktiver Landwirt 

Die Zahlungen sollen in der Finanzierungsperiode bis 2020 auf aktive Landwirte beschränkt 

werden641. Der Begriff aktiver Landwirt ist auch eine Reaktion auf Subventionszahlungen an 

Chemieanlagenbetreiber und Golfclubs, welche Anlass für Kritik boten642. Im Rahmen der 

Gesetzgebung für die Periode nach 2013 wurde eine einheitliche Definition durch den Uni-
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 EWSA, ABlEU. 2011 C 132/63 (67). 
634

 KOM(2011) 625 endg., S. 3. 
635

 KOM(2011) 625 endg., S. 3. 
636

 KOM(2011) 625 endg., S. 3. 
637

 Vgl. Pressemitteilung des BfN v. 26.02.2013. 
638

 EUParl vom 13.03.2013 - P7_TA-PROV(2013)0084 . 
639

 KOM(2011) 625 endg., S. 19. 
640

 Pressemitteilung des BfN v. 26.02.2013. 
641

 EWSA, ABlEU. 2011 C 132/63 (63). 
642

 Das Bauerngeld ernten andere, FAZ vom 17.10.2009; EU fördert Großkonzerne statt kleine Bauern, SZ vom 
16.06.2009; Wer noch Geld bekommen hat, ZEIT online vom 17.06.2009. 
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onsgesetzgeber gefordert643. Aktive Landwirte sind solche Landwirte, die tatsächlich eine 

landwirtschaftliche Tätigkeit ausüben644. Auch weiterhin sollen Tätigkeiten im Rahmen des 

Vertragsnaturschutzes645 erfasst bleiben. 

(3) Deckelung 

Es finden sich Forderungen eine Obergrenze der pro Betrieb zulässigen Direktzahlung einzu-

führen, welche mit der Zahl der beschäftigten Arbeitskräfte variabel sein kann646. Hier gilt zu 

beachteten, dass die Entwicklung zu immer weniger Betrieben, welche im Gegenzug eine 

immer größere durchschnittliche Betriebsfläche bewirtschaften, seit Mitte des 20. Jhd. un-

gebrochen ist647. Zuletzt hat sich das Europäische Parlament gegen eine Deckelung der Bei-

hilfezahlungen ausgesprochen648. 

2. Nationaler Rechtsrahmen 

Zum nationalen Rechtsrahmen gehören sowohl solche Vorschriften, die der Umsetzung ge-

nuin europäischer Förderbestimmungen dienen, als auch eigenständige nationale Program-

me. Die meisten Unterstützungsleistungen sind zwar unionsrechtlich ausgestaltet, allerdings 

erfolgt der Vollzug durch die nationalen Behörden. Damit ist nationales Verfahrensrecht an-

zuwenden. Zudem gilt es zu prüfen, inwiefern von Umsetzungsspielräumen Gebrauch ge-

macht wurde. 

a. Absatzförderung 

Lange Zeit wurde ein durch Beiträge finanzierter Fonds zu Absatzförderung der deutschen 

Land-und Ernährungswirtschaft unterhalten. In einem älteren Urteil hatte das BVerfG die 

Beiträge der Landwirtschaft zum Absatzfonds als gerechtfertigt angesehen und dies insbe-

sondere auf den zu erwartenden verschärften Wettbewerb im Binnenmarkt gestützt649.  

Bereits im Jahr 1990 hatte das BVerfG650 festgestellt, dass es sich bei den Beiträgen zum Ab-

satzfonds um eine Sonderabgabe handele651, eine Einbeziehung der Forstwirtschaft daher 

unzulässig sei, weil Land- und Forstwirtschaft keine homogene Gruppe darstelle652. Dies sei 
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 EWSA, ABlEU. 2011 C 132/63 (64). 
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 KOM(2011) 625 endg., S. 9. 
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 EuGH C-61/2009. 
646

 EWSA, ABlEU. 2011 C 132/63 (65), KOM(2011) 625 endg., S. 9. 
647

 M. Kloepfer, Umweltrecht, § 11 Rn. 383. 
648

 EUParl P7_TA-PROV(2013)0084. 
649

 BVerfGE 82, S. 59 (183). 
650

 BVerfGE 82, S. 159. 
651

 BVerfGE 82, S. 159 (177). 
652

 BVerfGE 82, S. 159 (177). 
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vor allem in einer grundsätzlichen Verschiedenheit der jeweiligen Produktions- und Markt-

bedingungen begründet653. 

b. Vollzug der europäischen Agrarbeihilfen 

Die Durchführung der einheitlichen Betriebsprämie sowie die Kontrolle der Voraussetzungen 

geschieht auf Grundlage der InVeKoSV, des Marktorganisationsgesetz654, des Betriebsprä-

miendurchführungsgesetz655 ( und den auf diesen gestützten Verordnungen656. Dabei zielt 

das integrierte Verwaltungs- und Kontrollsystem auf eine Identifizierung von Flächen und 

Tieren um sicherzustellen, dass die den Beihilfezahlungen zugrundeliegenden Angaben auch 

tatsächlich existieren657. Zu diesem Zweck erhält jeder Betriebsinhaber eine Betriebsnum-

mer, § 6a InVeKoSV. Neben Regelungen zur Antragstellung, § 7 InVeKoSV, und Antragsfris-

ten, § 14 InVeKoSV, enthält die Verordnung insbesondere auch die Durchführung von Vor-

Ort-Kontrollen unterstützend Duldungs- und Mitwirkungspflichten der Betriebsinhaber, § 29 

InVeKoSV. 

Sonderbestimmungen für die Produktion von Biomasse zur energetischen Verwertung be-

stehen nicht.  

c. GAKG 

Im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe werden bei der Verbesserung der Agrarstruktur658 

auch forstliche Belange adressiert, wobei § 1 Abs. 1 GAKG klarstellt, dass gleichermaßen 

Land- und Forstwirtschaft betreffende Maßnahmen erfasst sind. Als Förderinstrumente ste-

hen die Gewährung von Zuschüssen, Darlehen, Zinszuschüssen und Bürgschaften zu Verfü-

gung (§ 3 GAKG). Die Gemeinschaftsaufgabe wird auf Grundlage eines jährlich zu überprü-

fenden659 gemeinsamen Rahmenplans erfüllt (§ 4 Abs. 1 GAKG). Das Zusammenwirken von 

Bund und Ländern geschieht derart, dass die Durchführung des Rahmenplans den Ländern 

obliegt (§ 9 Abs. 1 GAKG) und der Bund vorbehaltlich der Art. 91a Abs. 4 S. 4 GG 60 Prozent 

der Ausgaben für die Maßnahmen erstattet, § 10 Abs. 1 Nr. 1 GAKG. Obwohl das GAKG zu-
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 BVerfGE 82, S. 159 (188). 
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 Gesetz zur Durchführung der gemeinsamen Marktorganisationen und der Direktzahlungen (Marktorganisa-
tionsgesetz - MOG) vom 4. Juni 2005, BGBl. I S. 1847, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 95 d. G. v. 22. Dezem-
ber 2011, BGBl. I S. 3044. 
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 Gesetz zur Durchführung der einheitlichen Betriebsprämie (Betriebsprämiendurchführungsgesetz -
BetrPrämDurchfG) vom 26. November 2010, BGBl. I S. 1720, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 102 d. G. v. 22. 
Dezember 2011, BGBl. I S. 3044. 
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 Insb. Verordnung zur Durchführung der einheitlichen Betriebsprämie (Betriebsprämiendurchführungsver-
ordnung - BetrPrämDurchfV) vom 26. Oktober 2006, BGBl. I S. 2376, zuletzt geändert durch Art. 2 Abs. 103 d. G. 
v. 22. Dezember 2011, BGBl. I S. 3044. 
worden ist 
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 G. Thiele in C. Callies/M. Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV, Art. 40 AEUV Rn. 52. 
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 Eine gem. Art. 91a GG zulässige Zusammenwirkung von Bund und den Ländern. 
659

 § 4 Abs. 2 Satz 2 GAKG. 
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letzt 2010 geändert wurde, geht der Verweis auf Art. 91a Abs. 4 S. 4 GG in Leere, da seit ei-

ner GG-Änderung660 im Jahr 2006 der Art. 91a GG nur noch drei Absätze umfasst. In dieser 

Änderung wurde der Art. 91a Abs. 3 a.F. ersatzlos gestrichen661 und Art. 91a Abs. 4 a.F. un-

verändert als Abs. 3 ersetzt662. Da der Verweis auf Art. 91a Abs. 4 S. 4 GG wortgleich seit der 

Ursprungsfassung von 1988 besteht, ist von einem Redaktionsversehen auszugehen. Die 

Erstattung des Bundes steht also unter dem Vorbehalt der in den Haushaltsplänen des Bun-

des und der Länder getroffenen Feststellungen, Art. 91 Abs. 3 S. 4 GG. Für die Förderung 

nach GAKG ist der aktuelle Rahmenplan663 sowie die ihm zugrundeliegende vorangegangene 

Planung maßgeblich.  

Ähnlich den forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen nach dem BWaldG können auch 

landwirtschaftliche Produzenten zum Zweck der gemeinsamen Erzeugung und des Absatzes 

sog. Erzeugergemeinschaften gründen, § 1 Abs. 1 MarktStrG664. Die Gründung und Tätigkeit 

solcher Zusammenschlüsse kann in den ersten fünf Jahren gefördert werden, § 5 Abs. 1 S. 1 

MarktStrG665.  

3. Zwischenfazit 

Sowohl national als auch auf Ebene der EU bestehen vielfältige Förderungen der landwirt-

schaftlichen Produktion. Eine angestrebte energetische Nutzung wird nicht schwerpunktmä-

ßig gefördert. 

V. Fazit  C (Gesamtbetrachtung) 

Der Rechtsrahmen für die Produktion von nicht holzartiger Biomasse betrachtet im Wesent-

lichen nicht die angestrebte Verwendung. Ein besonderer Rechtsrahmen für energetisch 

genutzte Biomasse lässt sich nicht feststellen. 
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 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.08.2006, BGBl. I S. 2034. 
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 Art. 1 Nr. 12 c) des Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.08.2006, BGBl. I S. 2034. 
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 Art. 1 Nr. 12 d) des Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 28.08.2006, BGBl. I S. 2034. 
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 BMELV, Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
für den Zeitraum 2012 – 2015. 
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 Gesetz zur Anpassung der landwirtschaftlichen Erzeugung an die Erfordernisse des Marktes (Marktstruktur-
gesetz – MarktStrG), vom 16.05.1969, idF. v. 26.09.1990, BGBl. I S. 2134, zuletzt geändert durch G v. 9.12.2010, 
BGBl. I S. 1934. 
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 Dabei sinkt die anteilige Maximalförderung jedes Jahr, § 5 Abs. 1 MarktStrG. Für anerkannte Erzeugerge-
meinschaften finden gem. § 11 Abs. 1 MarktStrG. 
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D. Rechtliche Anforderungen von Rest- und Abfallstoffen  

Eine Untersuchung der für die energetische Verwendung zur Verfügung stehenden Biomasse 

hat sich auch mit solcher zu befassen, im Rahmen von Produktionsprozessen als Rückstand  

oder als Abfall anfällt. Diese abfallartigen Stoffe können sich hinsichtlich ihrer Materialeigen-

schaften, wie auch der ihnen innewohnenden Umweltgefährlichkeit von sonstigen Produk-

ten, unterscheiden. Grundsätzlich gibt es zum einen Stoffe, die von der energetischen Ver-

wertung komplett ausgenommen sind, zum anderen welche, die im Wege einer Kaskaden-

nutzung schließlich auch energetisch verwertet werden. Gerade die energetische Verwer-

tung kann zu einer Substitution von fossilen Energieträgern beitragen. Abfallbiomasse um-

fasst den organischen Teil des Hausmülls, Altöle (insb. Altspeiseöle), Klärschlamm und bio-

gene Industrieabfälle. In Deutschland hat sich das Aufkommen an Bio-/ Grünabfällen auf 

einem Niveau zwischen 8 und 9 Mio. Mg/a eingependelt666, wobei sich das Aufkommen in 

den verschiedenen Bundesländern erheblich unterscheidet667. 

I. Einführung 

Dass das Ziel der abfallrechtlichen Regelungen durch die Verwertung von Abfällen natürliche 

Rohstoffe zu ersetzen und so die natürlichen Ressourcen zu schonen668, entspricht nationa-

lem und europäischem Konsens669. Diese Akzentuierung prägt das Recht noch nicht allzu 

lange. Ressourcenschutz wurde erst 1996 mit dem KrW-/AbfG ausdrücklich Teil des deut-

schen Abfallrechts670. Mit der die AbfRRL671 umsetzenden Novelle 2012 ist nun die Schonung 

der natürlichen Ressourcen der wichtigste Zweck der Abfallbewirtschaftung, § 1 KrWG. Die 

Betrachtung der abfallrechtlichen Vorgaben wird durch eine Bestimmung wesentlicher Be-

griffe eingeleitet. Nach der Vorstellung der Verpflichtungen von Abfallbesitzern und –

verwertern werden die wichtigsten Stoffgruppen genauer betrachtet. Anders als in den vor-

herigen Kapiteln besteht im Bereich der Abfallnutzung selbstverständlich kein auf zusätzliche 

Erzeugung gerichtetes Förderrecht. 
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 K. Fassbender, AbfallR 2011, S. 165 (165). 
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1. Begriffsbestimmungen 

Das Verständnis der einschlägigen Regelungen wird durch Kenntnis der verwendeten Begrif-

fe672 erleichtert. Diese sollen im Folgenden deshalb kurz vorgestellt werden.  

a. Reststoffe 

Reststoffe sind Stoffe die im Rahmen eines Prozesses als Rest, also als „meist kleiner, gerin-

gerer Teil, der von etw. übrig geblieben ist“673. Ohne eine abstrakte Definition vorzunehmen 

findet sich der Begriff Reststoffe auch etwa in § 7 der 36. BImSchV. In dessen Absatz 4 wird 

enumerativ festgestellt, dass Rohglycerin, Tallölpech, Gülle und Stallmist, Stroh sowie Alt-

speisefette und –öle Reststoffe sind674.Das AbfG 1986 hatte unter Reststoffen solche ver-

standen, die zwar kein Abfall iSd. AbfG 1986 waren, für die aber gleichwohl bestimmte ab-

fallrechtliche Vorschriften anwendbar erklärt wurden675. Es wurde von einem verhältnis der 

Alternativität zwischen Reststoffen und Abfällen ausgegangen676. Die Reststoffe grenzten 

sich von Abfällen durch ihre Bestimmung zur weiteren Verwendung ab677 und haben hatten 

insofern eine inhaltliche Nähe zu den Nebenprodukten gem. § 4 KrWG.  

Gerade im Holzbereich ist die Bezeichnung Restholz für verschiedene Bereitstellungpfade 

(Waldrestholz, Industrierestholz) etabliert.678 

b. Abfall 

Da Ziel der Untersuchung ein umfassender Blick auf die zur energetischen Nutzung geeigne-

ten Biomasse ist, soll auch bezüglich des Abfalls ein weites Verständnis angelegt werden. 

Abfall lässt sich definieren als „Reste, die bei der Zubereitung oder Herstellung von etwas 

übrig bleiben und nicht mehr weiter zu verwerten sind“679. Abfall wird also durch zwei Kom-

ponenten bestimmt. Einerseits durch Anfall bei einer Tätigkeit, die nicht gezielt auf Gewin-

nung des Abfalls gerichtet ist und andererseits durch die fehlende weitere Verwendungs-

möglichkeit i.S. einer direkten sinnvollen Verwendung durch denjenigen, bei dem der Abfall 
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 Die wichtigsten Begriffe des Abfallrechts werden in der AbfRRL klargestellt, dabei entsprechen die dort ge-
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anfällt. Der EuGH beschreibt Abfall als das, „was zu Boden fällt, wenn ein Material oder ein 

Gegenstand bearbeitet wird, und nicht das mit dem Herstellungsverfahren unmittelbar an-

gestrebte Ergebnis“680. Ein solcher subjektiv-objektiver Abfallbegriff681 liegt auch dem KrWG 

zugrunde. Hier wird unter Abfall jeder Stoff oder Gegenstand verstanden, dessen sich der 

Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss, § 3 Abs. 1 KrWG682. Das vom Ge-

setzgeber und der Rechtsprechung definierte Grundverständnis von Abfall ist derart weit, 

dass sie als Ausgangspunkt auch für diese Beurteilung genutzt werden kann. 

Interessant sind an dieser Stelle jedoch vorrangig die Abfälle aus Biomasse, die zur energeti-

schen Verwertung geeignet sind, die daher auch im Fokus der Ausführungen stehen werden. 

c. Nebenprodukte 

Die im grundsätzlich weiten Abfallverständnis angelegte Vermutung, dass Stoffe, die bei 

Verarbeitungsprozessen anfallen, ohne, dass ihr Anfall Hauptzweck des Verfahrens ist, kei-

ner wirtschaftlichen Verwertung offen stehen, entspricht vielfach nicht der Praxis. So sind 

Sägereste etwa seit langem als Ausgangsstoff für die Sperrholzindustrie, als Räuchergrund-

stoff und für den energetischen Einsatz etabliert. Bei einem derart gut funktionierenden 

Markt für Reststoffe bedarf es keiner detailreichen Reglungen, wie sie das Abfallrechtsre-

gime fordert, um eine umweltverträgliche Weiternutzung zu stimulieren. Daher bestand 

lange ein Streit, ob und welche Nichthauptprodukte vom Abfallbegriff auszunehmen sind683. 

Diese Nichthauptprodukte außerhalb des Abfallbegriffs werden als Nebenprodukte bezeich-

net. 

Was unter Nebenprodukten zu verstehen ist, regelt § 4 KrWG684. Diese Regelung zur Aner-

kennung von Nebenprodukten stellt eine wichtige Präzisierung des Abfallbegriffs dar.685 

Wenn sich feststellen lässt, dass die Erzeugung der Stoffe oder Gegenstände jedenfalls als 

Nebenprodukt des genannten Verfahrens intendiert ist, so ist der Stoff nicht als Abfall anzu-

sehen686. Damit sieht § 4 KrWG erstmals eine Regelung zur Abgrenzung von Abfällen und 

Nebenprodukten vor687. Die im KrWG getroffene Regelung ist im Wesentlichen eine Fest-

schreibung der bisherigen Rechtsprechung des EuGH, wonach die Klassifizierung als Neben-

produkt eine gesicherte positive Prognose über dessen geplante Verwendung voraussetzt688. 

Das Erfordernis der Umweltverträglichkeit der Nebenprodukte stellt sicher, dass an diese die 
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gleichen Sicherheits- und Umweltschutzstandart angelegt werden, wie an ein Hauptpro-

dukt689. § 3 KrWG bestimmt in Absatz 1 positiv den Abfallbegriff (s.o.). Demgegenüber dient 

§ 4 KrWG dem Ausschluss für diejenigen Stoffe und Gegenstände, die bei einem Herstel-

lungsverfahren anfallen und bestimmte Voraussetzungen erfüllen690. Somit sind die Stoffe 

und Gegenstände, die in einem Herstellungsverfahren unbeabsichtigt anfallen, nicht als Ab-

fall anzusehen, wenn sie als integraler Bestandteil eines Herstellungsprozesses erzeugt wer-

den und sichergestellt ist, dass sie weiter verwertet werden und zwar ohne eine weitere, 

über ein normales industrielles Verfahren hinausgehende Verarbeitung691. Zentrale Voraus-

setzung für die Eigenschaft eines Stoffes oder Gegenstandes als Nebenprodukt ist, dass er 

die gleichen Umweltschutz- und Sicherheitsstandards erfüllt wie ein Hauptprodukt. Hierbei 

kommt es zunächst auf die Erfüllung der außerhalb des Abfallrechts geltenden Vorschriften 

des allgemeinen Produkt-, Umwelt- und Gesundheitsschutzrechts an, die für die Verwen-

dung des designierten Nebenprodukts gelten. Ebenso darf die geplante die weitere Verwen-

dung des Nebenprodukts insgesamt nicht zu schädlichen Auswirkungen auf Mensch und 

Umwelt führten692. Da nach § 2 Abs. 1 KrWG der Anwendungsbereich des Gesetzes nur Ab-

fälle umfasst, fallen diese Nebenprodukte (mit Ausnahme der Rückausnahme des § 2 Abs. 2 

Nr. 2 a.E. KrWG) nicht unter den Anwendungsbereich des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Da-

mit werden die Wichtigkeit der Unterscheidung von Abfällen und Nebenprodukten und der 

darin enthaltene Entledigungswille des Besitzers als ausschlaggebender Punkt deutlich. Im 

Ergebnis stellt § 4 KrWG eine Spezialisierung der allgemeinen Regelung zur Auslegung des 

Entledigungswillens dar.693 

2. Gründe für der Verwertung von Abfallprodukten 

Der Einsatz von Abfällen kann dazu beitragen, Primärrohstoffe zu ersetzen. Darüber hinaus 

erhöht ihr Einsatz die Energieeffizienz, da die bei der Herstellung dieser Abfälle aufgewende-

te Energie nicht verloren geht. Gleichzeitig wird durch die Verwertung der Stoffe einer Um-

weltgefährdung durch die Abfallstoffe entgegengewirkt. Im Bereich der biogenen Abfallstof-

fe würde etwa eine unkontrollierte Verrottung zu vermeidbaren THG-Emissionen führen. 
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II. Grundlagen des Kreislaufwirtschaftsrechts 

1. Gesetzgebungskompetenz 

a. Europäische Ebene 

(1) Allgemeines 

Wie bereits die vorstehenden Ausführungen deutlich erkennen lassen sind die nationalen 

abfallrechtlichen Normen strikt durch europäisches Recht überformt. Damit die EU zulässi-

gerweise handeln kann, bedarf sie gem. Art. 4 EUV einer die Kompetenz begründenden 

Norm. Der Titel XX des dritten Teils des AEUV ist mit „Umwelt“ überschrieben694. Allerdings 

legt Art. 191 AEUV lediglich den Rahmen und die Bedingungen fest, denen die Maßnahmen 

der Union im Umweltrecht entsprechen müssen,695 ist jedoch keine Kompetenznorm. Diese 

befindet sich in Art. 192 AEUV, was sich auch daran zeigt, dass Art. 192 Abs. 1 AEUV das Ge-

setzgebungsverfahren für die Ziele des Art. 191 AEUV normiert, auf den er auch ausdrücklich 

hinweist. Dennoch ist daher zu prüfen, unter welches Ziel des Art. 191 AEUV die Gewinnung 

von Abfallbiomasse zur energetischen Nutzung fallen kann. Spiegelstrich 3, die „umsichtige 

und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen“, scheint sich hier aufzudrängen. Die 

Norm zielt auf eine dem Grundsatz der Nachhaltigkeit (s. Art. 11 AEUV, Art. 37 GRCh696) ent-

sprechende schonende Nutzung der natürlichen Ressourcen und Vermeidung jeder Ver-

schwendung im Interesse der Sicherung der langfristigen Verfügbarkeit der Ressourcen ab, 

wobei insbesondere ein Vorrang der Verwertung vor der Beseitigung gefordert wird (Kreis-

laufwirtschaft, z.B. bei Abfall oder Wasser, also insbesondere den hier im Vordergrund ste-

henden Untersuchungsschwerpunkt)697. Das Verständnis von „natürlichen Ressourcen“ um-

fasst allgemein die natürlich vorhandenen Ressourcen, gleich ob sie erneuerbar sind oder 

nicht, sodass alle Umweltelemente, Bodenschätze und genetischen (egal ob pflanzlich, tie-

risch, mikrobell oder sonstigen Ursprungs) Ressourcen hierunter subsumiert werden können, 
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sowie Energieressourcen698. Zunächst war dieses Ziel jedoch mit Rücksicht auf die Energiepo-

litik der Mitgliedstaaten einschränkend auszulegen, da eine Erklärung der Konferenz der Re-

gierungsvertreter der Mitgliedstaaten, welche bei Unterzeichnung der Schlussakte der EEA 

angenommen wurde, feststellt, dass sich die Tätigkeit der Union auf dem Gebiet des Um-

weltschutzes nicht störend auf die einzelstaatliche Politik der Nutzung der Energieressourcen 

auswirken darf. Allerdings ist diese Erklärung bei den späteren Vertragsänderungen nicht 

wiederholt und mithin letztlich obsolet geworden699. Da auch die Bodenschätze, bspw. Koh-

le, Erdöl, Metalle etc., unter Spiegelstrich 3 fallen, werden auch die Energieressourcen er-

fasst. Dies führt dazu, dass die Union, gestützt auf Art. 192 Abs. 1 oder Abs. 2 iVm. Art. 191 

Abs. 1 Spiegelstrich 3 AEUV, grundsätzlich auch energiepolitische Maßnahmen ergreifen 

kann, sofern nicht Art. 194 Abs. 2 AEUV als lex specialis vorgeht700.  

(2) Abgrenzung von Art. 192 und Art. 194 AEUV 

Soweit Abfälle gezielt energetisch verwertet werden, kann sich die Frage stellen, ob diesbe-

zügliche Regelungen unter die Energiekompetenz fallen. 

Teilweise –gerade in der älteren Literatur- wird vertreten, dass Art. 194 AEUV generell die 

speziellere Kompetenzgrundlage sei701. Teilweise wird auch nur eine regelmäßige Spezialität 

vertreten, die damit begründet wird, dass in den meisten Fällen Art. 194 AEUV wegen seiner 

konkreten energiepolitischen Zielbestimmungen als lex specialis heranzuziehen ist702. Aller-

dings sind derartige Zuordnungsprobleme auch altbekannt703. Dennoch ist die Frage des 

Verhältnisses von Bedeutung, da solche Zuordnungen in der Rechtsprechung bisher einer 

wichtige Rolle gespielt haben, soweit sich aus der Kompetenznorm das anwendbare Verfah-

ren ergibt und eine fehlerhafte Zuordnung zur Nichtigkeit des Rechtsakts führt, sofern sie 

auch zur Anwendung eines abweichenden Verfahrens geführt hat704.  

Im konkreten Fall ist die praktische Bedeutung der Zuordnungsfrage wohl im Ergebnis eher 

gering, da beide Kompetenztitel die Anwendung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens 

vorsehen (wie es im Vertrag von Lissabon auch die Regel ist705). Allerdings kann es zu den 

eben dargestellten Konflikten an den Stellen kommen, wo die Binnenmarkt- bzw. die Um-

weltbestimmungen (Art. 114 Abs. 2, Art. 192 Abs. 2 AEUV) weitergehende Einstimmigkeits-
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erfordernisse vorsehen als die Energiekompetenz706. Als Beispiel wäre auch Art. 194 Abs. 2 

UAbs. 2 AEUV zu nennen, der die Richtungsentscheidung zur Nutzung von Energieressour-

cen, zur Wahl von Energiequellen und zur allgemeinen Struktur der Energieversorgung den 

Mitgliedstaaten überlässt, was etwas ganz anderes darstellt als das „bloße“ Einstimmigkeits-

erfordernis707. Abfallbiomasse kann jedenfalls pflanzlichen, tierischen oder mikrobiellen Ur-

sprungs sein und ist daher als unter Art. 192 Abs. 1 Spiegelstrich 3 AEUV subsumierbare Res-

source anzusehen, zumal es sich um eine der neueren Energieressourcen handelt.  

Im Fall der AbfRRL wurde diese vor dem Vertrag von Lissabon erlassen, sodass eine Abgren-

zung der Energie- und Umweltkompetenz im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens denk-

notwendig nicht erfolgen konnte. Bereits verabschiedete Rechtsakte bleiben jedoch auch 

unverändert gelten708. 

(3) Umsichtige und rationelle Verwendung als Merkmal des Art. 192 AEUV 

Weiterhin ist zu untersuchen, ob Abfallbiomasse eine Ressource darstellt, die umsichtig und 

rationell verwendet werden soll. Umsichtige und rationelle Verwendung von Ressourcen 

meint, dass die Verwendung von Ressourcen, wie Bewirtschaftung von Wasser und Boden, 

Förderung von Bodenschätzen usw., im Hinblick auf kommende Generationen verantwor-

tungsvoll und schonend erfolgen muss, was wiederum im Zusammenhang mit der nachhalti-

gen Entwicklung steht (s.o.)709. Eine Mehrfachverwendung einer Ressource, was die Verwer-

tung von Abfallbiomasse ja darstellt, stellt eine rationelle und umsichtige Verwendung dar, 

weil ihr Potential voll ausgeschöpft wird. Somit ist der Anwendungsbereich des Art. 191 

Abs. 1 Spiegelstrich 3 AEUV eröffnet. Die AbfRRL bspw. stützt sich, so der 9. Erwägungs-

grund, auf Art. 175 EGV, also die Vorgängernorm des Art. 192 AEUV. Argumentiert wird da-

mit, dass mittlerweile die wesentlichen Abfallbewirtschaftungsmaßnahmen unter das Um-

weltrecht der -damals noch existierenden- Gemeinschaft fallen. Das Gesetzgebungsverfah-

ren richtet sich mithin nach Art. 192 AEUV.  

b. National 

Für die Abfallwirtschaft ergibt sich eine konkurrierende Bundeskompetenz aus Art. 74 Abs. 1 

Nr. 24 GG710. Davon erfasst sind alle Phasen von der Abfallvermeidung bis zur Verwertung711. 

Auf diese Kompetenz gestützt wurde KrWG als Nachfolger des KrW-/AbfG erlassen.  
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Da der Bund von seiner Kompetenz in großem Umfang Gebrauch gemacht hat712 kann es 

sich bei den Landesgesetzen nur um Ausführungsgesetze713 handeln oder der Bund hat die 

Länder ausdrücklich ermächtigt714. Bedeutung kann die Rechtsetzung der Länder entfalten, 

wenn sie einen unterschiedlichen Vollzug begründen. Die Ausgestaltung des Vollzugs des 

KrWG ist Ländersache. Um negativen Folgen einer divergierenden Vollzugspraxis entgegen-

zuwirken sind Abstimmungen unter Ländern sowie zwischen Bund und den Ländern ange-

zeigt715. 

Die Kommunen haben regelmäßig von den Ländern die Abfallentsorgung als Aufgabe über-

tragen bekommen716. Um diese Aufgabe zu gestalten werden kommunale Abfallwirtschafts-

satzungen erlassen. Darin können etwa Anschluss- und Benutzungszwänge begründet wer-

den717, eine Berechtigung zur normativen Auslegung des bundesrechtlichen Abfallrechts 

besteht aber nicht718. In Gestalt von kommunalen Abfallwirtschaftssatzungen werden also 

Einzelheiten der Entsorgung vor Ort geregelt719. 

2. Das KrWG und die Abfallrahmenrichtlinie als Grundlage des Abfallrechts 

Das Abfallrecht wird durch das KrWG und den auf diesem aufbauenden Verordnungen720 

geregelt. Dabei liegt dem KrWG deutlich sichtbar die AbfRRL zugrunde, deren Formulierun-

gen in wesentlichen Teilen wörtlich übernommen wurden721. Die AbfRRL entstand mit der 

grundlegenden Überlegung, dass ein wirksames System der Abfallbehandlung alle bewegli-

chen Sachen, denen sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss, erfas-

sen soll, wobei sich bestimmte Ausnahmen nicht sinnvoll vermeiden lassen722. 

3. Allgemeines  

Das KrWG und die AbfRRL haben zum Ziel, schädliche Auswirkungen der Erzeugung und Be-

wirtschaftung von Abfällen zu verringern, die Gesamtauswirkungen der Ressourcennutzung 

                                                                                                                                                                      
711

 B. Pieroth, in: D. Jarass/ders., GG, Art. 74 Rn. 68. 
712

 BVerfGE 98, S. 83 (98 ff.); 98, S. 106 (120 ff.). 
713

 M. Kloepfer, Umweltrecht, § 20 Rn. 31. 
714

 Vgl. § 11 Abs. 4 KrWG. 
715

 Vgl. BT-Drs. 17/10050, S. 44. 
716

 M. Beckmann, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Einführung in der neue Abfallrecht Rn. 106. 
717

 M. Beckmann, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Einführung in der neue Abfallrecht Rn. 106. 
718

 M. Beckmann, in: R. Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Einführung in der neue Abfallrecht Rn. 107. 
719

 M. Kloepfer, Umweltrecht, § 20 Rn. 33. 
720

 Soweit Rechtsverordnungen noch nicht angepasst wurden besteht deren Ermächtigungsgrundlage im KrW-
/AbfG. 
721

 Wenn auch die in Umsetzungsfrist gem. Art. 40 Abs. 1 AbfRRL um mehr als ein Jahr überzogen wurde. 
722

 Richtlinie 2008/98/EG Erwgr. 10. 
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zu reduzieren und die Ressourceneffizienz der Abfallwirtschaft zu verbessern.723 Ebenso soll 

die Abfallvermeidung verbessert, die Förderung des Recyclings gestärkt und die Umwelt-

standards durch eine Verbesserung des rechtlichen Rahmens und seine Erweiterung, die 

aber auch zugleich eine Vereinfachung darstellt, verstärkt werden724. Ansatzpunkt hierfür 

war die Erreichung des Ziels der „Entwicklung einer Recyclinggesellschaft“725. Neu ist die 

Zweckbestimmung des KrWG dahingehend, dass nicht nur die Sicherung der umweltverträg-

lichen Beseitigung von Abfällen, sondern, entsprechend der EU-rechtlichen Vorgabe des 

Art. 1 AbfRRL, der Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung 

von Abfällen726. Mit dem KrWG ist es zu einer Harmonisierung von wesentlichen Begriffen 

gemäß der AbfRRL gekommen (§§ 3-5 KrWG). Weiterhin wurden wichtige Punkte- wie bspw. 

die in der Richtlinie normierte fünfstufige Abfallhierarchie (Art. 4 AbfRRL) in das nationale 

Recht umgesetzt (§ 6 KrWG). 

Gesamtziel der Neuregelung des Abfallrechts ist eine ökonomisch und ökologisch effiziente-

re sowie verbraucherfreundlichere Ausrichtung der Abfallwirtschaft727. Ziel des neuen KrWG 

ist die weitere Verstärkung der Abfallverwertung gegenüber der -beseitigung. Mit verbesser-

ten Regelungen zur Kreislaufwirtschaft sollen Rohstoffe noch besser erfasst und noch weit-

gehender durch sekundäre Rohstoffe substituiert werden728. Nach § 1 KrWG ist Zweck des 

Gesetzes, die Kreislaufwirtschaft zur Schonung der natürlichen Ressourcen zu fördern und 

den Schutz von Mensch und Umwelt bei der Erzeugung und Bewirtschaftung von Abfällen 

sicherzustellen. Laut Gesetzesbegründung ist die Abfallvermeidung ein zentrales Instrument 

zur Verbesserung der Ressourcenschonung729. Durch dieses kann der Verbrauch an stoffli-

chen und energetischen Ressourcen nachhaltig reduziert werden. Der Gesetzentwurf führt 

das bewährte System der Produktions- und Produktverantwortung zur Vermeidung von Ab-

fällen fort und reichert es um neue Instrumente wie bspw. die vorgesehene Einführung der 

Wertstofftonne an730. Diese, so scheint es, soll vor allem zu der Erreichung des Ziels einer 

verbraucherfreundlicheren Abfallwirtschaft beitragen. 

4. Anwendungsbereich des Abfallrechts  

Auf nationaler Ebene ist eine explizite Regelung der Reichweite des Abfallbegriffs unerläss-

lich, da diese für weite Bereiche des Umweltrechts konstitutiv und für die Betroffenen wirt-

                                                      
723

 BT-Drs. 17/6052, S. 1. 
724

 F. Petersen, NVwZ 2009. S. 1063 (1063). 
725

 F. Petersen, NVwZ 2009. S. 1063 (1063). 
726

 BT-Drs. 17/6052, S. 69. 
727

 BT-Drs. 17/6052, S. 1. 
728

 BT-Drs. 17/6052, S. 1. 
729

 BT-Drs. 17/6052, S. 2. 
730

 BT-Drs. 17/6052, S. 57 f. 
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schaftlich von hoher Relevanz ist731. So kann aus möglicherweise geringwertigem Abfall per 

Definition ein wertvolleres Produkt werden. Die Anwendbarkeit des Abfallrechts bestimmt 

sich nach den betroffenen Stoffen bzw. Stoffgruppen, hat aber auch eine zeitliche Kompo-

nente. Für den Bereich der Biomasse zur energetischen Verwertung ist zu prüfen, inwiefern 

diese vom Abfallrecht erfasst ist. 

Der Abfallbegriff zeichnet sich durch Anknüpfungspunkte an Stoffe, einer zeitlichen Kompo-

nente und einem Entledigungstatbestand aus. 

a. Stofflich 

Ausgangspunkt für die Bestimmung des Anwendungsbereichs des Kreislaufwirtschaftsrechts 

ist die Generalklausel des § 3 Abs. 1 KrWG. Abfälle iSd. KrWG sind grundsätzlich alle Stoffe 

und Gegensätze, derer sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss, § 3 

Abs. 1 KrWG. Die Festlegung auf Stoffe und Gegenstände fand sich bereits in der Richtlinie 

2006/12732 und nun733 gleichermaßen in § 3 Abs. 1 KrWG und Art. 3 Nr. 1 Richtlinie (EG) 

2008/98. Ausgenommen sind ausdrücklich Böden in situ734, auch wenn sie kontaminiert 

sind735. Diese Klarstellung war nötig geworden, nachdem der EuGH ein weites Verständnis736 

von effektiver Zielerreichung bezogen auf Umweltschutz und Verbot der Ablagerung von 

Abfällen angelegt hatte und auch (kontaminierten) Boden von der Vorgängerrichtlinie 737 

erfasst sah738. 

Allerdings gibt es auch weitere Stoffe, die von vornherein nicht unter den Anwendungsbe-

reich des KrWG fallen, vgl. § 2 Abs. 1 KrWG. Die Entsorgung wird dann regelmäßig über an-

dere Gesetze geregelt739. Ausgangspunkt hierfür ist der Wille des Gesetzgebers, der bei der 

Regelung der „ausgeschlossenen Bereiche“ davon ausging, dass in den speziellen Gesetzen 

(wie bspw. Tierkörperbeseitigungsgesetz, Milch- und Margarinegesetz, Pflanzenschutzgesetz 

etc.) die Entsorgung der betroffenen Stoffe und Abfälle bereits ausreichend geregelt ist740. 

Bewusst war dem Gesetzgeber an dieser Stelle auch, dass diese Spezialgesetze bereits hinter 

den Standards des früheren KrW-/AbfG, aber auch des aktuellen KrWG zurückbleiben und 

gerade nicht genau so konkretisierte Anforderungen an die unschädliche Beseitigung stel-

len741. So besteht ein Vorrang des DüngG als lex specialis. Soweit Stoffe und deren Verwen-

                                                      
731

 BT-Drs. 17/6052, S. 76. 
732

 Art. 1 Abs. 1 lit. a Verordnung (EG) 2006/12. 
733

 § 3 Abs. 1 KrW-/AbfG definierte den Anwendungsbereich für „bewegliche Sachen“. 
734

 Art. 2 Abs. 2 lit. b Richtlinie 2008/98/EG, § 2 Abs. 2 Nr. 10 KrWG. 
735

 Art. 2 Abs. 2 lit. c Richtlinie 2008/98/EG, § 2 Abs. 2 Nr. 11 KrWG. 
736

 EuGH C-1/03 – Van de Walle Rn. 52. 
737

 Richtlinie 75/442/EWG. 
738

 EuGH C-1/03 – Van de Walle. 
739

 W. Frenz, KrW-/AbfG, § 2 Rn. 8. 
740

 W. Frenz, KrW-/AbfG, § 2 Rn. 9. 
741

 W. Frenz, KrW-/AbfG, § 2 Rn. 9. 
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dung, etwa Gülle als Wirtschaftsdünger, im DüngG geregelt sind, findet das KrWG keine An-

wendung742. Die Verzahnung von Abfallrecht und REACH743 ist für die energetische Nutzung 

von Biomasse nicht relevant744. Allerdings kann es in den Spezialgesetzen eine Rückverwei-

sung ins KrWG geben oder bestimmte Bereiche können ausgenommen werden, für die dann 

das Abfallrecht grundsätzlich anwendbar ist. In dem Fall, dass das Abfallrecht nicht anwend-

bar ist, entfällt die Verwertungspflicht und der Abfall kann einfach entsorgt werden. Daher 

kann die Nichtanwendung des Abfallrechts für den Abfallbesitzer u.U. (finanziell) vorteilhaft 

sein. 

Ausnahmen in Bezug auf den Anwendungsbereich finden sich in § 2 KrWG745 und sind so-

wohl genereller Natur (Art. 2 Abs. 1 AbfRRL), als auch insofern konditioniert, dass bereits 

andere gemeinschaftsrechtliche Rechtsvorschriften bestehen müssen (Art. 2 Abs. 2 AbfRRL). 

Für die Bereitstellung von Biomasse zur energetischen Verwendung sind die Ausnahmen 

gem. Art. 2 Abs. 1 lit. f und Art. 2 Abs. 2 lit. b relevant. Gem. Art. 2 Abs. 1 lit. b fallen Fäkalien, 

Stroh und andere natürliche nicht gefährliche land- und forstwirtschaftliche Materialien, die 

in der Land- und Forstwirtschaft oder zur Energieerzeugung aus solcher Biomasse durch Ver-

fahren oder Methoden, die die Umwelt nicht schädigen oder die menschliche Gesundheit 

nicht gefährden, verwendet werden, nicht in den Anwendungsbereich der AbfRRL. Weiterhin 

fallen gem. Art. 2 Abs. 2 lit. b AbfRRL tierische Nebenprodukte nicht in den Anwendungsbe-

reich, soweit sie schon durch andere gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften erfasst sind. 

Diese Ausnahme gilt nicht, wenn die tierischen Nebenprodukte zur Verbrennung, Lagerung 

                                                      
742

 F. Huschens, in: L. Giesberts/M. Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Umweltrecht, § 11 KrWG Rn. 16. 
743

 Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Parlamentes und des Rates vom 18.12.2006 zur Registrierung, Bewer-
tung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Agentur für 
chemische Stoffe, zur Änderung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 
793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates 
sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission. 
744

 Sowohl die REACH-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung 
und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Chemikalienagentur, zur Än-
derung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verord-
nung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 
91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission) als auch das KrWG haben zum einen 
ein hohes Schutzniveau für die menschliche Gesundheit und zum anderen auch den Umweltschutz zum Ziel 
(vgl. Erwägungsgrund 1 zur REACH-Verordnung, sowie BT-Drs. 17/6052, S. 69). Dennoch ist § 5 KrWG nicht mit 
der REACH-Verordnung verzahnt worden. In erster Linie beschäftigt sich die REACH-Verordnung auch mit der 
Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe und nimmt in Art. 2 Abs. 2 REACH-
Verordnung Abfälle vom Regelungsbereich aus. Dennoch findet die REACH-Verordnung Anwendung, wenn aus 
Abfällen Stoffe, Gemische oder Erzeugnisse im Sinne des Chemikalienrechts zurückgewonnen werden, was 
dazu führt, dass Recyclingprodukte trotz vorlaufender abfallrechtlicher Umweltprüfung nicht von REACH freige-
stellt sind, sondern grds. den gleichen rechtlichen Status wie Primärprodukte haben (BT-Drs. 17/6052, S. 77). 
Da das deutsche Chemikalienrecht noch nicht dem EU- Chemikalienrecht, und insbesondere auch die REACH-
Verordnung entsprechend umgestellt wurde, kann es möglicherweise erforderlich werden, dass der deutsche 
Gesetzgeber die Möglichkeit des § 10 Abs. 1 Nr. 1 KrWG nutzt und künftig im Abfallrecht einige Verbotsrege-
lungen trifft (BT-Drs. 17/6052, S. 80). 
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 In Art. 2 der Richtlinie 2008/98/EG. 



Rechtliche Anforderungen an Anbau und Gewinnung von Biomasse  

103 

Würzburger Studien zum Umweltenergierecht 

 

auf einer Deponie oder Verwendung in einer Biogas- oder Kompostierungsanlage bestimmt 

sind, Art. 2 Abs. 2 lit. 2 a.E.  

Durch diese Ausnahmen fällt insbesondere Gülle in seiner Verwendung als Biogassubstrat in 

den Anwendungsbereich der AbfRRL (im Einzelnen unten). 

Dagegen sind Waldrestholz und Erntenebenprodukte nicht erfasst. Damit sind wichtige bio-

gene Reststoffe nicht dem abfallrechtlichen Regime unterstellt. Ihre Verwendung kann aber 

auf der Stufe der Energieumwandlung Gegenstand von Regelungen sein. 

b. Zeitlich – nachträglicher Wegfall der Abfalleigenschaft 

Neben den Stoffen, die bereits grundsätzlich nicht in den Anwendungsbereich fallen, können 

Stoffe auch nachträglich ihre Abfalleigenschaft wieder verlieren. Dieses Ende der Abfallei-

genschaft wurde erstmals im § 5 KrWG 2012746 geregelt und soll nicht nur Rechtssicherheit 

über die Reichweite des Abfallrechts schaffen747, sondern auch eine notwendige Akzeptanz 

für aus Abfällen hergestellte „neue“ Produkte schaffen748, die dann ja nicht mehr Abfälle, 

sondern das neue Produkt sind. Demnach endet nach § 5 KrWG die Abfalleigenschaft eines 

Stoffes oder eines Gegenstandes erst, wenn das Produkt ein Verwertungsverfahren durch-

laufen hat, einen definierten, allgemein anerkannten Verwendungszweck erfüllt und die 

hierfür notwendigen technischen und rechtlichen Anforderungen insbesondere an Umwelt- 

und Gesundheitsschutz eingehalten wurden. Es besteht ein systematischer Zusammenhang 

des Endes der Abfalleigenschaft mit den abfallrechtlichen Verwertungs- und Beseitigungs-

pflichten, was dazu führt, dass die Abfalleigenschaft erst enden kann, wenn die entspre-

chenden Rechtspflichten erfüllt sind und das abfallrechtliche Pflichtverhältnis beendet ist, so 

die Herleitung der Rechtsprechung des EuGH. Diese Rechtsprechung erfährt eine Konkreti-

sierung durch Art. 6 AbfRRL749, der eine Konkretisierung der in Absatz 1 geregelten allgemei-

nen Anforderungen durch ein Komitologieverfahren vorsieht. Im Falle, dass auf Unionsebene 

keine spezifischen Kriterien festgelegt wurden, wird den Mitgliedstaaten die Befugnis einge-

räumt im Einzelfall, unter Berücksichtigung der geltenden Rechtsprechung, das Ende der 

Abfalleigenschaft zu bestimmen750. Für den Bereich der Bioabfälle liegen keine europäischen 

Regelungen vor, da die wissenschaftlich-technische Voruntersuchungen noch nicht abge-

schlossen sind751. 

                                                      
746

 Die Regelung entspricht inhaltlich Art. 6 Abs. 1 AbfRRL. 
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 F. Petersen/J. Doumet/G. Stöhr, NVwZ 2012, S. 521 (523). 
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 Mitteilung der KOM (2009), 301 endg., „Eine thematische Strategie für Abfallvermeidung und -recycling“. 
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 BT-Drs. 17/6052, S. 76. 
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 Bisher nur für einzelne Stoffe erfolgt, etwa für Eisen-, Stahl- und Aluminiumschrott (Verordnung (EU) 
Nr. 333/2011) und Bruchglas (Verordnung (EU) Nr. 1179/2012). 
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 R. Cosson, in: L. Giesberts/M. Reinhardt (Hrsg.), BeckOK Umweltrecht, § 5 KrWG Rn. 18. 
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Die Regelung des § 5 KrWG spricht nicht von Recyclingverfahren, sondern von Verwertungs-

verfahren (Definition in § 3 Abs. 23 KrWG; der Verwertungsbegriff verlangt, dass die Abfälle 

eine Substitutionsfunktion erfüllen können752), genauer vom „Durchlaufen des Verwer-

tungsprozesses“. Da hiervon auch die energetische Verwertung umfasst wird, können erst-

mals auch sekundäre Brennstoffe das Ende der Abfalleigenschaft erreichen753. Hierdurch 

wird gewährleistet, dass insbesondere Recyclingprodukte die einschlägigen Standards erfül-

len, um Mensch und Umwelt bei ihrer Verwendung umfassend zu schützen754. Das Verwer-

tungsverfahren stellt einen Oberbegriff in Bezug auf das Recyclingverfahren dar. Es gilt inso-

weit die allgemeine Definition des Verwertungsverfahrens nach § 3 Abs. 23 KrWG755. Aus-

schlaggebend für das Ende der Abfalleigenschaft ist letztendlich die gesicherte Prognose, 

dass das Produkt nicht zu negativen Auswirkungen auf die Umwelt und die Gesundheit füh-

ren wird. Bzgl. des Einsatzes von Brennstoffen bspw. sind daher die Normen des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes zu beachten und im Falle der Nutzung als Düngemittel, Boden-

hilfsmittel, Kultursubstrat oder Pflanzenhilfsmittel das Düngemittelrecht; es sind mithin die 

für die jeweilige Verwendung einschlägigen Anforderungen außerhalb des Abfallrechts gel-

tenden Vorschriften des allgemeinen Produkt- und Umweltrechts zu erfüllen. Sofern dort der 

Gesundheits- und Umweltschutz nicht sichergestellt wird, können die maßgeblichen Anfor-

derungen auch durch das Abfallrecht selbst, etwa durch spezifische Anforderungen an die 

umweltverträgliche Verwertung bestimmt werden756. 

Die Regelung zum Ende der Abfalleigenschaft ist nicht unproblematisch, etwa mit dem An-

knüpfen an eine Beschaffenheit dergestalt, dass der Stoff oder Gegenstand üblicherweise für 

bestimmte Zwecke (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 KrWG) reichlich unbestimmt ist. Hier werden die Vorga-

ben einer, noch ausstehenden, auf § 5 Abs. 2 gestützten Verordnung zu beachten sein. 

c. Entledigungstatbestände 

Neben der Eigenschaft der Stoffe und Gegenstände ist für die Abfalleigenschaft gem. § 3 

Abs. 1 S. 1 KrWG nötig, dass sich der Besitzer ihrer entledigt, entledigen will oder muss. Zum 

Vorliegen dieser drei Entledigungstatbestände werden in den Abs. 2-4 des § 3 KrWG nähere 

Regeln getroffen.  

Eine Entledigung ist gem. § 3 Abs. 2 KrWG anzunehmen, wenn der Besitzer Stoffe oder Ge-

genstände einer Verwertung im Sinne der Anlage 2 oder einer Beseitigung im Sinne der An-

lage 1 zuführt oder die tatsächliche Sachherrschaft über sie unter Wegfall jeder weiteren 

Zweckbestimmung aufgibt. Bei der Betrachtung von Biomasse zur energetischen Verwertung 
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ist die Verwertung im Sinne der Anlage 2 zu prüfen757. I.d.R. bringt dieses erste Kriterium in 

seiner Anwendung weniger Probleme mit sich, da die Anknüpfung an eine äußere Tatsache 

einer Feststellung gut zugänglich ist. 

Zentraler Quell von Abgrenzungsproblemen birgt die Anknüpfung an einen inneren Zustand 

durch den Entledigungstatbestand des Entledigungswillens. Der Wille zur Entledigung ist 

gem. § 3 Abs. 3 KrWG anzunehmen, wenn der Betroffene Stoffe oder Gegenstände, die bei 

der Energieumwandlung, Herstellung, Behandlung oder Nutzung von Stoffen oder Erzeugnis-

sen oder bei Dienstleistungen anfallen, ohne dass der Zweck der jeweiligen Handlung hierauf 

gerichtet ist (Nr. 1), oder deren ursprüngliche Zweckbestimmung entfällt oder aufgegeben 

wird, ohne dass ein neuer Verwendungszweck unmittelbar an deren Stelle tritt (Nr. 2). Bei 

dieser Vorschrift handelt es sich weniger um eine Legaldefinition des Entledigungswillens als 

vielmehr um eine Legalfiktion, durch die bei Vorliegen der aufgeführten Kriterien auch gegen 

einen evtl. bestehenden tatsächlichen Willen des Besitzers ein Entledigungswille angenom-

men wird758. Entscheidend sind die objektiven Handlungen des Besitzers, soweit sich diese 

nach der Verkehrsausfassung als Ausdruck eines Entledigungswillens darstellen und eine 

abweichende Motivation nicht der Fiktion entgegensteht759. 

Den letzten Entledigungstatbestand bildet das Entledigen müssen. Der Besitzer muss sich 

gem. § 3 Abs. 4 KrWG der betroffenen Stoffe entledigen, wenn diese nicht mehr entspre-

chend ihrer ursprünglichen Zweckbestimmung verwendet werden, auf Grund ihres konkre-

ten Zustandes geeignet sind, gegenwärtig oder künftig das Wohl der Allgemeinheit, insbe-

sondere die Umwelt, zu gefährden und deren Gefährdungspotenzial nur durch eine ord-

nungsgemäße und schadlose Verwertung oder gemeinwohlverträgliche Beseitigung nach 

den Vorschriften dieses Gesetzes und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver-

ordnungen ausgeschlossen werden kann. 

d. Zwischenergebnis 

Die vielfältigen Ausnahmen führen dazu, dass große Teile der zur energetischen Verwendung 

geeigneten oder genutzten Biomasse nicht in den Anwendungsbereich des Abfallrechts fal-

len. Insbesondere gilt dies für die Ausnahme von land- und forstwirtschaftlichen Reststoffen. 

Dadurch können die Instrumente des Kreislaufwirtschaftsrechts keine steuernde Wirkung für 

diese Stoffe und Stoffgruppe entfalten. Regelungen bleiben hier dem die konkrete Ener-

gieumwandlung regelnden Recht überlassen. 
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 Zur Abgrenzung von Verwertung und Beseitigung siehe Hochwertige Verwertung S. 127. 
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 L.-A. Versteyl, in: ders./T. Mann/T. Schomerus (Hrsg.), KrWG, § 3 Rn. 19. 
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 L.-A. Versteyl, in: ders./T. Mann/T. Schomerus (Hrsg.), KrWG, § 3 Rn. 21. 



Rechtliche Anforderungen an Anbau und Gewinnung von Biomasse  

106 

Würzburger Studien zum Umweltenergierecht 

 

5. Die fünfstufige Abfallhierarchie 

Den Grundsatz, Abfälle soweit möglich zu vermeiden, findet sich in verschiedenen umwelt-

schützenden Normen wieder760. Um dies zu verankern, wurde mit dem KrWG 2012 die fünf-

stufige Abfallhierarchie eingeführt. Sie ist das zentrale Steuerungsinstrument761 der Abfall-

vermeidung- und Bewirtschaftung und stellt eine Prioritäten-762 oder Rangfolge763 der Maß-

nahmen auf. Die Abfallhierarchie des § 6 KrWG entspricht der Abfallhierarchie des Art. 4 

Abs. 1 AbfRRL. Auf der ersten Stufe steht demnach die Abfallvermeidung. Auf der zweiten 

Stufe die Vorbereitung zur Wiederverwendung, auf der dritten das Recycling, auf der vierten 

steht die sonstige, insbesondere energetische Verwertung, und auf der fünften Stufe steht 

die Beseitigung. Es findet also eine Untergliederung des altbekannten Punkts „Verwertung“ 

in drei Teile (Nr. 2, 3, 4) statt, wovon nach einer Ansicht die „Vorbereitung zur Wiederver-

wendung“ oberste Priorität haben soll764. Der früher bestehende Dreiklang „Vermeidung- 

Verwertung- Beseitigung“ ist also um „Recycling“ und „sonstige Verwertung, insbesondere 

energetische Verwertung und Verfüllung“ erweitert worden. Diese vom Gesetzgeber bei-

spielhaft genannten Maßnahmen müssen als Verwertungsverfahren die allgemeine Verwer-

tungsdefinition des § 3 Abs. 23 KrWG erfüllen765. Allerdings war bereits bei den Verhandlun-

gen zur AbfRRL – deren Umsetzung das KrWG darstellt- der Rechtscharakter der Hierarchie 

umstritten766. Im ursprünglichen Kommissionsvorschlag war die fünfstufige Abfallhierarchie 

überhaupt nicht vorgesehen767. Thematisiert wurde bei der Umsetzung ins das KrWG die 

Bindungswirkung der Hierarchie im Sinne eines verbindlichen „Recyclingvorgangs“. Hieran 

war vor allem die private Entsorgungswirtschaft interessiert768. Im Fokus stand auch die pra-

xis- und vollzugsgerechte Handhabung der Hierarchie. Hierauf legten die als Abfallerzeuger 

betroffenen Industrieunternehmen, sowie die öffentlich- rechtlichen Entsorgungsträger und 

die Behörden wert769. In der Literatur wurde jedoch bereits damals bemängelt, dass sich ein 

Vorrang des Recyclings gegenüber der energetischen Verwertung nicht immer klar rechtfer-

tigen lasse, weshalb sich die Bundesregierung auch für die Beibehaltung der dreistufigen 

Hierarchie und damit einen Gleichrang von stofflicher und energetischer Verwertung erfolg-

                                                      
760

 Besonders anschaulich etwa in § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG: „Abfälle [sollen] vermieden, nicht zu vermeidende 
Abfälle verwertet und nicht zu verwertende Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit besei-
tigt werden“. 
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 F. Petersen, NVwZ 2009, S. 1063 (1066). 
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 Art. 4 Abs. 1 AbfRRL. 
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 § 6 Abs. 1 KrWG. 
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 F. Petersen, NVwZ 2009, S. 1063 (1066). 
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 BT-Drs. 17/6052, S. 78. 
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 F. Petersen, ZUR 2007, S. 449 ( 452 f.); ders., NVwZ 2009, S. 1063 (1066). 
767

 Zur Kontroverse vgl. F. Petersen, ZUR 2007, S. 449 ( 452); A. Schink, AbfallR 2007, S. 50 (52). 
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 F. Petersen/J. Doumet/G. Stöhr, NVwZ 2012, S. 521 (522). 
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 F. Petersen/J. Doumet/G. Stöhr, NVwZ 2012, S. 521 (522). 
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los ausgesprochen hat770. Da nach der Aussprache des Europäischen Parlaments für die fünf-

stufige Abfallhierarchie jedoch absehbar war, dass das Anliegen der Bundesregierung wenig 

erfolgsversprechend ist, war das Ziel der Bundesregierung die Hierarchie wenigstens mög-

lichst flexibel auszugestalten771. Am Ende des politischen Prozesses stellte die Abfallhierar-

chie keine allgemeine Regel, deren Abweichung stets explizit –ggf. sogar durch wissenschaft-

liche Gutachten- begründet werden muss, dar, sondern ein Leitprinzip. Dementsprechend 

obliegt es den Mitgliedstaaten bereits bei der Erstellung gesetzlicher Vorgaben, letztlich al-

lein sicherzustellen, dass die beste Umweltoption gewählt und dabei insbesondere das Vor-

sorge- und Nachhaltigkeitsprinzip wie auch die technische Machbarkeit, die wirtschaftliche 

Zumutbarkeit und die umwelt- und gesundheitsrelevanten sowie wirtschaftlichen und sozia-

len Fragen berücksichtigt werden772. Das wirklich neue an der fünfstufigen Abfallhierarchie 

ist also die Abstufung der bislang gleichrangigen Verwertungsmaßnahmen, was praktische 

Bedeutsamkeit vor allem bezüglich des Nachrangs der energetischen Verwertung gegenüber 

dem Recycling erlangt773. Dies kann zu einer Einschränkung der energetischen Verwertung in 

der Praxis führen. 

Nach der Umsetzung in deutsches Recht stellt sich die Lage wie folgt dar: Nach dem alten 

KrW-/AbfG gab es grundsätzlich einen Gleichrang der stofflichen und der energetischen 

Verwertung, § 6 KrW-/AbfG774. Im neuen KrWG ist diesbezüglich § 6 Abs. 2 KrWG zu beach-

ten. Dieser regelt, dass die bestgeeignete Maßnahme Vorrang haben soll. Dies ist die Konse-

quenz der Entscheidung dafür, dass die fünfstufige Abfallhierarchie lediglich ein Leitprinzip 

darstellt aus dem sich zwar ein Stufenverhältnis aber keine zwingende Reihenfolge ergibt775. 

Allerdings regelt § 7 Abs. 2-4 KrWG auch, dass die Verwertung grundsätzlich Vorrang vor der 

Beseitigung hat, jedenfalls innerhalb der Grenzen der technischen Möglichkeit und wirt-

schaftlichen Zumutbarkeit. Dies ist ebenfalls Konsequenz der politischen Entscheidungen 

bezüglich der AbfRRL und zeigt sich auch bereits in der Reihenfolge der Untergliederung der 

Verwertung (s.o.), wie sie in der fünfstufigen Abfallhierarchie normiert wurde. Der grund-

sätzliche Gleichrang von stofflicher und energetischer Verwertung ist damit auch auf natio-

naler Ebene abgeschafft.  

Da es sich bei der fünfstufigen Abfallhierarchie jedoch lediglich um ein Leitprinzip handelt, 

ermächtigt § 8 Abs. 2 KrWG die Bundesregierung, abweichende Rechtsverordnungen bzgl. 

der Rangfolge zu erlassen. Insbesondere kann sie hierdurch bestimmen, dass die Verwertung 

des Abfalls entsprechend seiner Art, Beschaffenheit, Menge und Inhaltsstoffe durch mehrfa-
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 F. Petersen, ZUR 2007, S. 449 ( 453). 
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 Vorschlag der BReg. vom 31.08.2006 zu Art. 1a); siehe dazu auch F. Petersen, AbfallR 2006, S. 102 f.; 
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 W. Frenz, KrW-/AbfG, § 6 Rn. 12. 
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che, hintereinander geschaltete stoffliche und anschließend energetische Verwertung einer 

stofflichen Verwertung nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 KrWG gleichrangig ist, wenn der 

Heizwert des einzelnen Abfalls, ohne Vermischung mit anderen Stoffen, mindestens 11.000 

Kilojoule pro Kilogramm beträgt, vgl. § 8 Abs. 3 KrWG. Diese gesetzliche Vermutung des § 8 

Abs. 3 KrWG für den Gleichrang der energetischen zu den stofflichen Verwertungsverfahren, 

die auch für Abfälle aus nachwachsenden Rohstoffen gilt776, stellt eine Übergangsregelung 

dar, da es für den Verordnungsgeber absehbar nicht möglich war, zeitgleich mit Inkrafttreten 

des KrWG für alle Abfallströme und Entsorgungsverfahren die Anforderungen der Abfallhie-

rarchie zu konkretisieren777. Allerdings ist diese gesetzliche Vermutung widerleglich, sodass 

ein Erzeuger oder Besitzer im Einzelfall auch unterhalb des Heizwertes den Abfall einer ener-

getischen Verwertung zuführen kann, wenn er nachweist, dass das energetische Verwer-

tungsverfahren nach den Vorgaben des Absatzes 1 im konkreten Fall den Schutz von Mensch 

und Umwelt am besten gewährleistet oder eine zumindest gleichrangige Verwertungsoption 

gegenüber den stofflichen Verwertungsverfahren darstellt778. § 8 Abs. 2 KrWG berechtigt 

den Verordnungsgeber nicht nur, sondern verpflichtet ihn, den Vorrang oder Gleichrang ei-

ner Verwertungsmaßnahme und Anforderungen nach dem Hochwertigkeitsgebot festzule-

gen779. Daher müssen die bestehenden Verordnungen zeitnah auf ihre Übereinstimmung mit 

der Abfallhierarchie geprüft und gegebenenfalls angepasst werden. Das Heizwertkriterium 

dient dem Ziel zu verhindern, dass unvermischte, niederkalorische Abfälle, deren Verbren-

nung keinen relevanten Beitrag zur Ressourcenschonung liefern und damit nicht als vor-

zugswürdige Umweltoption angesehen werden können, energetisch verwertet werden; er-

füllen Abfälle jedoch die Anforderungen an den Heizwert, ist die energetische Verwertung in 

Bezug auf die stoffliche als generell gleichwertig anzusehen und kann vom Erzeuger oder 

Besitzer durchgeführt werden, muss jedoch nicht780. Für die Zukunft ist intendiert, dass Ab-

fall hintereinander geschaltete stoffliche und energetische Verwertungsmaßnahmen durch-

läuft und sein Ressourcenpotential somit umfassend genutzt wird (sog. Kaskadennut-

zung)781. Diese Intention ist dann auch mit Blick auf die energetische Nutzung von Biomasse 

grds. wieder zu begrüßen. 

Allerdings wird § 8 Abs. 3 KrWG durch die umstrittene Fußnote 1 zum sog. R1-Kriterium der 

Anlage 2 (Mindestwerte Energieeffizienz) flankiert. § 8 Abs. 3 KrWG regelt was geschieht, 

wenn Vorrang oder Gleichrang der energetischen Verwertung nicht in einer Rechtsverord-

nung festgelegt wird. Daraus ergibt sich nämlich, dass eine Verbrennung von Siedlungsabfäl-

len nur dann als Verwertungsmaßnahme anzusehen ist, wenn sie eine Energieeffizienz von 
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65 Prozent der dortigen Formel erreicht. Dies setzt allerdings eine hohe Effizienz der Anlagen 

voraus782. Das R1-Kriterium stellt allerdings eine Einschränkung der prinzipiellen Öffnung der 

energetischen Verwertung für Müllverbrennungsanlagen dar783. Danach müssen neue Müll-

verbrennungsanlagen über eine Energieeffizienz von 0,65 verfügen und bestehende, also 

solche, die bis zum 31.12.2008 genehmigt worden sind, über eine Energieeffizienz von 0,60 

verfügen, um Verwerter sein zu können. Die Effizienz setzt den Energieinput des Abfalls ins 

Verhältnis zur ausgekoppelten Energie (Strom und Wärme) bezogen auf den Jahresdurch-

schnitt784. Sie bildet daher keine direkte Anforderung an konkrete Einsatzstoffe. 

Eine besondere Regelung bezüglich der Kreislaufwirtschaft für Bioabfälle und Klärschlämme 

enthält § 11 KrWG. Absatz 1 normiert eine Pflicht zur Getrenntsammlung von Bioabfällen, 

sofern dies zur Erfüllung der Anforderungen nach § 7 Abs. 2 bis 4 und § 8 Abs. 1 KrWG erfor-

derlich ist, spätestens ab 1. Januar 2015. Die Anforderungen schließen die Berücksichtigung 

der technischen Möglichkeiten und wirtschaftlichen Zumutbarkeit nach § 7 Abs. 4 ausdrück-

lich ein785. Dies dient der Umsetzung des Art. 22 Satz 1 lit. a AbfRRL, durch den die Mitglied-

staaten verpflichtet werden, Maßnahmen zur Förderung der getrennten Sammlung, Behand-

lung und Verwendung von Bioabfällen zu treffen.  

Absatz 2 enthält eine umfassende Verordnungsermächtigung für die Bundesregierung be-

züglich der Verwertung von Bioabfällen und Klärschlämmen. Der frühere § 8 KrW-/AbfG er-

mächtigte zu Regelungen bezüglich der Verwertung von biologisch abbaubaren Abfällen le-

diglich als Sekundärrohstoff oder als Wirtschaftsdünger (heute Dünger nach dem Düngemit-

telgesetz) und dies auch nur im Bereich der Landwirtschaft. Dies stellt jedoch einen sehr en-

gen Rahmen dar, der nun mit Art. 22 AbfRRL nicht mehr vereinbar ist. Art. 22 AbfRRL enthält 

Vorgaben zu einer umfassenden Bioabfallverwertung iVm. Anlage 2, Verwertungsverfahren 

R 10 sowie Art. 13 AbfRRL. Diese geben die umweltpolitische Zielsetzung der umfassenden 

Verwertung von Bioabfällen unter Berücksichtigung des abfallspezifischen Gefahrenpotenti-

als vor. Umfasst wird hiervon die Nutzung der stofflichen Eigenschaften von Bioabfällen und 

Klärschlamm über die Düngung hinaus, bspw. zur Bodenverbesserung oder Rekultivierung 

innerhalb wie auch außerhalb der Landwirtschaft, ebenso wie die Energiegewinnung, bspw. 

im Wege der Vergärung in einer Biogasanlage786. § 11 Abs.2 Satz 1 beinhaltet eine nicht ab-

schließende Aufzählung von Verordnungsermächtigungen zur Förderung der Verwertung 

von Bioabfällen und Klärschlamm, die in den einzelnen Nummern eine Vielzahl von Möglich-

keiten enthält. 
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Durch das KrW-/AbfG wurde bereits die Möglichkeit des Entsorgungsfachbetriebs für den 

Bereich der Bioabfall-und Klärschlammverwertung eingeführt. Daneben bietet § 12 KrWG 

nun die Möglichkeit ein Qualitätssicherungssystem zu errichten. Das Qualitätssicherungssys-

tem dient der verbindlichen und kontinuierlichen Gewährleistung eines bestimmten Maßes 

an Qualität erzeugter, behandelter und verwerteter Bioabfälle und Klärschlämme einschließ-

lich mitbehandelter und mitverwerteter anderweitiger Stoffe und Materialien (z.B. in der 

Kofermentation, Kompostierung oder Gemischherstellung). Hingegen werden mit der Insti-

tution des Entsorgungsfachbetriebs (vgl. §§ 56, 57 KrWG) Entsorgungstätigkeiten lediglich 

zertifiziert.787 

6. Hochwertige Verwertung 

Dass Abfälle, soweit sie nicht vermieden werden können, grundsätzlich einer Verwertung 

zuzuführen sind, ergibt sich aus § 7 Abs. 2 S. 1 KrWG. § 7 Abs. 2 S. 2 KrWG statuiert dabei 

einen Vorrang der Verwertung vor der Beseitigung. Der Vorrang der Verwertung wird einge-

schränkt durch umweltschutzorientierte und wirtschaftliche Grenzen. So kann für bestimmte 

Abfälle die Beseitigung ökologisch vorteilhafter sein. Dem trägt § 7 Abs. 2 S. 3 KrWG Rech-

nung, indem der Vorrang der Verwertung entfällt, wenn die Beseitigung der Abfälle den 

Schutz von Mensch und Umwelt am besten gewährleistet. Welcher Weg tatsächlich der zur 

Umsetzung der Schutzziele vorteilhafteste ist, muss im Zweifelsfall durch Ökobilanzen ermit-

telt werden788. Zudem gilt die Verwertungspflicht gem. § 7 Abs. 4 S. 1 KrWG nur soweit die 

Verwertung möglich und wirtschaftlich zumutbar ist789.  

Bei der Erfüllung der Verwertungspflicht hat gem. § 8 Abs. 1 S. 1 KrWG die umweltscho-

nendste Maßnahme Vorrang. Ein Wahlrecht hinsichtlich der zu ergreifenden Maßnahme 

steht dem zur Verwertung Verpflichteten nur bei gleichrangigen Verwertungsformen zu, § 8 

Abs. 1 S. 2 KrWG. Gerade im Bereich der energetischen Verwertung ist die Abgrenzung von 

der Beseitigung durch thermische Behandlung (Verbrennung) nicht offensichtlich unproble-

matisch. Es stehen verschiedene Verfahren zur Energiefreisetzung zur Verfügung, die sich 

hinsichtlich der Energieausbeute und dem Grad der Nutzung der Verbrennungsüberreste 

unterscheiden. Je geringer die Energieausbeute und der Grad der Nutzung der Verbren-

nungsüberreste, desto stärker steht die bloße Beseitigung im Vordergrund790. Von einer 

Verwertung ist auszugehen, wenn das Verfahren oder ganz allgemein die Maßnahme primär 

auf die Nutzung der stofflichen Eigenschaften für den ursprünglichen oder für andere Zwe-
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cke oder auf die Nutzung als Ersatzbrennstoff gerichtet ist und nicht auf Beseitigung des 

Schadstoffpotentials791. 

Die Maßnahmen der unteren Hierarchiestufen sind erst zulässig, wenn sie hinsichtlich ihrer 

ökologischen Auswirkungen mindestens gleichwertig mit der ausgelassenen Hierarchiestufe 

sind. Soweit nicht durch Rechtsverordnung über die Gleichrangigkeit von energetischen 

Verwertungen entschieden ist, bildet § 8 Abs. 3 KrWG eine relevante Hilfestellung, indem 

eine heizwertabhängige Vermutung792 aufgestellt wird. Danach ist zumindest ein Gleichrang 

anzunehmen, wenn der Heizwert des betroffenen Abfalls mindestens 11.000 kJ/kg beträgt. 

Dieser Wert liegt oberhalb der technischen Schwelle zur Energieproduktion, da moderne 

Müllverbrennungsanlagen bereits ab einem Heizwert von 600-900 kJ/kg Wärme in nen-

nenswertem Umfang erzeugen793. 

Da auch bei Erfüllen des Heizwertkriteriums nur die Gleichwertigkeit angezeigt ist, kann der 

Verpflichtete auch die stoffliche Verwertung wählen. 

7. Getrennthaltungspflicht 

Da eine Verwertung sowohl stofflicher als auch energetischer Art einfacher zu erreichen ist, 

wenn homogene Stoffe vorliegen, verpflichtet § 9 Abs. 1 KrWG dazu, Abfälle soweit getrennt 

zu halten und zu behandeln, wie es die Erfüllung der vorrangigen hochwertigen Verwertung 

erfordert. Erfasst ist bereits angefallener Abfall, sodass keine Pflicht zur getrennten Erfas-

sung besteht794. Es besteht, soweit sich dies nicht aus anderen Vorschriften ergibt, keine 

Verpflichtung gemischt angefallene Abfälle zu trennen795. 

8. Überlassungspflichten 

Soweit die Pflicht zur Überlassung besteht, sind die betroffenen Abfälle, bei denen es sich 

regelmäßig aus einer Mischung von verwertbaren und nicht verwertbaren Bestandteilen 

handelt796, dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zugewiesen und so der privaten 

Entsorgungswirtschaft entzogen797. Dieses Spannungsfeld zwischen kommunaler Überlas-

sungspflicht und gewerblicher Sammlung war in der Vergangenheit insbesondere im Bereich 
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des Altpapiers Anlass für Streit798. Zwar handelt es sich bei Altholz um Biomasse, doch er-

möglicht die sehr gute Recyclingeigenschaft von Altholz eine idR. die energetische Verwer-

tung ausschließende Behandlung. Spätestens zum 01.01.2015 sollen Bio- und Grünabfälle 

deutschlandweit getrennt gesammelt und so eine Nutzung in höherem Maße gewährleistet 

werden. Ebenfalls seit langem politisch umstritten ist die Reichweite der Überlassungspflicht 

gem. § 17 Abs. 1 KrWG799. Umstritten war dabei weniger die Überlassungspflicht für Haus-

haltsabfälle (§ 17 Abs. 1 S. 1 KrWG), als vielmehr die Erweiterung auf Abfälle aus anderen 

Herkunftsbereichen (§ 17 Abs. 1 S. 2 KrWG). 

III. Die einzelnen Stoffe 

Im Bereich der Abfallbiomasse gibt es einige Stoffe, denen an dieser Stelle besondere Beach-

tung zukommen soll, sei es weil sie prozentual einen großen Teil der verwertungsfähigen 

Abfallbiomasse ausmachen oder weil ihre energetische Verwertung neu Einzug in das KrWG 

gefunden hat. 

1. Gülle 

Zunächst soll daher auf den Stoff Gülle eingegangen werden, dessen energetische Verwert-

barkeit eine neue gesetzliche Regelung im KrWG gefunden hat. Zwar ist der Energiegehalt 

von Gülle begrenzt, doch rechtfertigen die erheblichen THG-Einsparungen verglichen mit 

einer unbehandelten Ausbringung eine gezielte Vorbehandlung. Zudem fällt dies Abfallfrak-

tion in einer großen Zahl landwirtschaftlicher Betriebe an. 

a. Begriffsbestimmung 

Gülle wird idR. nicht gezielt als Energieträger produziert, vielmehr fällt sie bei der Tiermast 

als „Abfallprodukt“ an. Gülle zeichnet sich durch einen hohen Stickstoff-, Phosphor und Kali-

umgehalt aus und enthält noch weitere Nährstoffe800. Der herkömmliche Entsorgungsweg ist 

Ausbringung auf Felder als Wirtschaftsdünger. Über eine starke Feldausbringung können 

jedoch erhebliche Mengen Nitrat ins Grundwasser gelangen. Es lässt sich durch Isotopenana-

lyse zeigen, dass in Veredelungsregionen bis zu 80 Prozent des Nitrat (NO3) im Grundwasser 

auf die ausgebrachte Gülle zurückzuführen sind. So weist das Trinkwasser in der Schweine-
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veredelungsregion Hohenthann einen Nitratgehalt von fast 75 Prozent des nach § 6 Abs. 2 

S. 1 iVm. Anlage 2 Teil I Nr. 9 TrinkV 2001801 zulässigen Grenzwertes auf802. Dabei lässt sich 

ein Zusammenhang zwischen einem Anstieg der Nitratbelastung um ein Drittel und dem 

Anwuchs der Tierbestände in den vergangenen zehn Jahren erkennen. Nitrat ist eine chemi-

sche Verbindung aus Stickstoff und Sauerstoff und grundsätzlich in normalen Dosen nicht 

giftig. Es ist durch Regenwasser leicht beweglich803 und gelangt über das Bodenwasser ins 

Grundwasser, wo es sich anreichert804. Daher ist eine zu hohe Ausbringung von Nitrat, und 

damit auch von Gülle, auf Böden zu vermeiden. Die energetische Verwertung stellt daher 

eine gute und sinnvolle Alternative der Güllenutzung dar, die auch der Förderung der Ge-

sundheit von Menschen dient. 

Im KrWG findet sich keine Definition von Gülle. Bestimmungen finden sich aber in anderen 

Gesetzen. So bestimmt die EU-Hygieneverordnung (Verordnung (EG) Nr. 1069/2009805) in 

Art. 3 Nr. 20 Gülle als Exkremente und/oder Urin von Nutztieren, mit oder ohne Einstreu. 

Diese Anknüpfung der Gülle-Eigenschaft an die Ausscheidung von Nutztieren macht deutlich, 

dass keine Unterscheidung wie im DüngG anhand der Feststoffprozentzahl erfolgt. Für die 

Übernahme dieses weiten Güllebegriffs für Gülle iSd. KrWG spricht, dass die betroffene Gülle 

durch eine Rückausnahme in den Anwendungsbereich des KrWG fällt. Die einschlägige Aus-

nahme greift ausdrücklich für tierische Nebenprodukte, soweit diese nach der Verordnung 

(EG) Nr. 1069/2009 zu behandeln sind.  

Gülle unterliegt als tierisches Nebenprodukt dem Anwendungsbereich der Verordnung (EG) 

Nr. 1069/2009. Dies wird durch die ausdrückliche Nichtausnahme in Art. 2 Abs. 2 lit. k) der 

Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 klargestellt. Gem. Art. 9 lit. a) der Verordnung (EG) 

Nr. 1069/2009 handelt es sich bei Gülle um Material der Kategorie 2. Daher richten sich die 

besonderen Anforderungen der Verwendung nach Art. 13 Verordnung (EG) Nr. 1069/2009. 

Da Gülle wegen ihres hohen Wasseranteils nicht für die Beseitigung durch Verbrennung 

(Art. 13 lit. a)) oder Mitverbrennung (Art. 13 lit. b)) geeignet ist, sind v.a. die Kompostierung 

oder Umwandlung zu Biogas gem. Art. 13 lit. e) und das unverarbeitete Ausbringen auf Flä-

chen die zu wählende Entsorgungsformen. Für diese ergibt sich die Einordnung in das Abfall-

regime aber, anders als bei Verbrennung, nicht aus Art. 13. 

                                                      
801

 Verordnung über die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch, vom 21.05.2001, BGBl. I S. 2370 
(TrinkwV 2001). 
802

 Abrufbar unter http://rottenburger-gruppe.de/export/download.php?id=117&lang=de&type=download& 
object=117 (24.04.2013). 
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 BT-Drs. 10/3613, S. 116. 
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 BT-Drs. 10/3613, S. 161. 
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 Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit 
Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Auf-
hebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung über tierische Nebenprodukte), Abl. EU Nr. L 300 vom 
14.11.2009, S. 1. 
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b. Verwertungsmöglichkeiten 

Die Verwertung von Gülle richtet sich nach den Regeln des KrWG. Der Geltungsbereich des 

neuen KrWG wird in § 2 KrWG geregelt. Eine Rückausnahme wird für diejenigen tierischen 

Nebenprodukte gemacht, die zur Verbrennung, Lagerung auf einer Deponie oder Verwen-

dung in einer Biogas- oder Kompostieranlage bestimmt sind, § 2 Abs. 2 Nr. 2 KrWG a.E. Diese 

Rückausnahme erfolgt in Umsetzung von Art. 2 Abs. 2 lit. b AbfRRL, die diese Ausnahme 

wortgleich vorgibt. 

Es stellt sich daher die Frage, ob und ab wann Gülle unter den Rückausnahmetatbestand des 

§ 2 Nr. 2 KrWG fällt. Denn nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 KrWG gilt das Gesetz nicht für Fäkalien, so-

weit sie nicht durch Nr. 2 erfasst werden, sowie für Stroh und andere natürliche, nicht ge-

fährliche land- oder forstwirtschaftliche Materialien, die in der Land- oder Forstwirtschaft 

oder zur Energieerzeugung aus einer solchen Biomasse durch Verfahren oder Methoden 

verwendet werden, die die Umwelt nicht schädigen oder die menschliche Gesundheit nicht 

gefährden. Laut Gesetzesentwurf der Bundesregierung806 soll dies aber nur dann für Materi-

alien, die zur Energieerzeugung aus Biomasse eingesetzt werden, gelten, soweit sicherge-

stellt ist, dass die Verfahren oder Methoden die Umwelt nicht schädigen oder die menschli-

che Gesundheit gefährden. Fäkalien in diesem Sinne sind nur tierische Fäkalien, wie insb. 

Gülle, Jauche und Festmist.807 Menschliche Exkremente fallen nicht hierunter.808 Mit Verfah-

ren zur Energiegewinnung aus Biomasse sind bspw. Biogasanlagen gemeint, in welchen 

durch den biologischen Prozess der Vergärung Gas erzeugt wird, welches dann durch Ver-

brennung zur Energiegewinnung eingesetzt wird.809 

c. Beginn der Abfalleigenschaft 

Nach der Einordnung von Gülle810, die zur Verwendung in einer Biogasanlage bestimmt ist, in 

den Anwendungsbereich des KrWG stellt sich die Frage, welche Anforderungen an die Be-

stimmung zur Verwendung in einer Biogasanlage zu stellen sind und ab welchem Zeitpunkt 

diese Gülle vom Abfallrecht erfasst ist. Dazu sollen Vollzugshinweise erlassen werden811. 

Spätestens mit dem Einbringen der Gülle in die Biogasanlage wird man die Bestimmung an-

nehmen müssen.  

Es stellt sich dennoch die Frage, wann die Gülle zur Verwendung in einer Biogasanlage be-

stimmt ist. Demnach ist es so, dass wenn eine Verwertungshandlung noch nicht feststellbar 
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 BT-Drs. 17/6052, S. 69. 
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 BT-Drs. 17/6052, S. 69. 
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 BT-Drs. 17/6052, S. 69. 
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 BT-Drs. 17/6052, S. 69. 
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 Durch das KrWG 2012. 
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 BT-Drs. 17/10050, S. 44: Seit spätestens Sommer 2012 versuchen das BMU und das BMELV mit den Ländern 
praxisnahe Vollzugshinweise zu erstellen. 
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ist, eine Zuordnung nur unter Bezugnahme auf die subjektive Zwecksetzung durch den Ab-

fallerzeuger – wer das ist wird in Abs. 8 geregelt – oder -besitzer (Abs. 4) unter Berücksichti-

gung der Verkehrsanschauung erfolgen kann. Das reine Schweigen genügt nicht, um Abfall 

zur Verwertung annehmen zu können. Es muss daher eine erkennbare „Widmung“ vorlie-

gen. Hieraus lassen sich nun Parallelen in Bezug auf die Bestimmung zur Verwertung in einer 

Biogasanlage ziehen; grundsätzlich. ist daher primär auf die Vorstellung des Abfallbesitzers 

abzustellen. Dieser ist derjenige, der die Gülle dazu bestimmen muss, in einer Biogasanlage 

verwertet zu werden. Zu denken ist ferner an zwei Arten von Anfallsituationen. Zum einen 

der Anfall in Betrieben, deren Gülle überwiegend als Wirtschaftsdünger verwendet wird 

bzw. bei dem die Gülle nur ausnahmsweise in eine Biogasanlage verbracht wird, und zum 

anderen solche Betriebsstätten, deren Gülleaufkommen überwiegend in Biogasanlagen ver-

bracht wird. Legt man an die die Abfalleigenschaft auslösende Bestimmung die gleichen 

Maßstäbe wie an den Entledigungswillen an, so wird man in der regelmäßigen und überwie-

genden Überführung in eine Biogasanlage hinreichende objektive Anzeichen erkennen kön-

nen, die auch für die Zukunft auf eine Bestimmung zur Verwendung in einer Biogasanlage 

schließen lassen. In derartigen Anlagen kann von einer Bestimmung zum Biogassubstrat di-

rekt beim Anfall ausgegangen werden. 

d. Gülle als Nebenprodukt 

Mit der Feststellung, dass Gülle zur Verwendung in Biogasanlagen grundsätzlich in den An-

wendungsbereich des Kreislaufwirtschaftsrechts fällt ist nicht zwingend die Anwendung der 

abfallrechtlichen Verpflichtungen verknüpft. Das wäre der Fall, wenn solche Gülle als Ne-

benprodukt iSv. § 4 Abs. 1 KrWG einzustufen wäre und daher nicht als Abfall gelten würde. 

§ 4 KrWG konkretisiert dabei die Umstände unter denen ein Entledigungswille nicht anzu-

nehmen ist812. Die Einordnung als Nebenprodukt führt nicht zum Ende der Abfalleigenschaft, 

sondern lässt diese erst gar nicht eintreten813. Dazu ist die praktisch wichtigste Frage814, ob 

die Prüfung des Einzelfall ergibt, dass die weitere Verwendung der Gülle sichergestellt ist, § 4 

Abs. 1 Nr. 1 KrWG. Die Darlegungslast hinsichtlich der Vorraussetzungen für die Qualifikation 

als Nebenprodukt liegt beim Erzeuger815.  
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 L.-A. Versteyl, in: ders./T. Mann/T. Schomerus, KrWG, § 4 Rn. 4. 
813

 L.-A. Versteyl, in: ders./T. Mann/T. Schomerus, KrWG, § 4 Rn. 5. 
814

 L.-A. Versteyl, in: ders./T. Mann/T. Schomerus, KrWG, § 4 Rn. 17. 
815

 F. Petersen nach T. Hahn, Das Kreislaufwirtschaftsgesetz in der Umsetzung und aktuelle (unter-)gesetzliche 
Regelungsabsichten, ZUR 2013, 190 (190). 
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2. Altholz 

Altholz bildet einen mengenmäßig großen Anteil der Abfallbiomasse und wird seit langem als 

Brennstoff verwendet. Hinsichtlich ihres Heizwertes aber auch ihrer Umweltverträglichkeit 

unterscheiden sich verschiedene Altholzarten erheblich. Bevor die einschlägigen Reglungen 

betrachtet werden können, soll daher zu Beginn eine Einführung in die verwendeten Begriffe 

stehen. 

a. Begriffsbestimmung 

Mit der AltholzV816 besteht eine umfassende Regelung für den Umgang mit Holz nach einer 

bereits (ersten) stofflichen Nutzung. Sachlich erfasst werden ausweislich des § 1 Abs. 1 Alt-

holzV alle möglichen Umgänge mit gebrauchtem Holz, nämlich die stoffliche Verwertung 

(Nr. 1), die energetische Verwertung (Nr. 2) und die Beseitigung (Nr. 3) von Altholz. Was Alt-

holz ist, wird in § 2 Nr. 1 AltholzV definiert. Es handelt sich hierbei um Industrieholz und Ge-

brauchtholz, soweit dies Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 1 KrWG sind.  

§ 1 Abs. 2 AltholzV definiert den personellen Anwendungsbereich. Erfasst werden Erzeuger 

und Besitzer von Altholz (Nr. 1), Betreiber von Anlagen, in denen Altholz verwertet oder be-

seitigt wird (Nr. 2), öffentlich-rechtliche Entsorgungsträger, soweit sie Altholz verwerten o-

der beseitigen (Nr. 3) und Dritte, Verbände und Selbstverwaltungskörperschaften der Wirt-

schaft, denen nach § 16 Abs. 2, § 17 Abs. 3 oder § 18 Abs. 2 des Kreislaufwirtschafts- und 

Abfallgesetzes Pflichten zur Verwertung oder Beseitigung von Altholz übertragen worden 

sind (Nr. 4). Der Verweis auf das KrW-/AbfG wurde auch durch die 2012 erfolgte Novellie-

rung nicht an die aktuelle Rechtslage angepasst und verweist daher nicht auf das KrWG. Dies 

liegt daran, dass die Änderung des KrWG zum 01.06.2012 erfolgte, die AltholzV jedoch schon 

im Februar geändert wurde. 

Durch § 1 Abs. 3 AltholzV werden allerdings bestimmte stoffliche Verwertungen und Feue-

rungsanlagen, sowie Anlagen nach § 5 der Verordnung über kleine und mittlere Feuerungs-

anlagen, ausgenommen. Dadurch werden die Betreiber der gem. § 4 BImSchG genehmi-

gungsfreien Feuerungsanlagen von den Anforderungen der AltholzV befreit. 

Während stoffliche Verwendung iSd. AltholzV durch § 2 Nr. 7 AltholzV definiert wird und 

Aufbereitung von Altholz zu Holzhackschnitzeln und Holzspänen für die Herstellung von 

Holzwerkstoffen (a)), Gewinnung von Synthesegas zur weiteren chemischen Nutzung (b)) 

und Herstellung von Aktivkohle/Industrieholzkohle (c)) umfasst, verweist die Begriffsbe-

stimmung von „energetische Verwendung“ gem. § 2 Nr. 8 AltholzV auf die Verwendung iSd. 

§ 3 Nr. 23 KrWG iVm. R1 zur Anlage 2 des KrWG. Früher fand sich an entsprechender Stelle 

                                                      
816

 Verordnung über die Entsorgung von Altholz vom 18.08.2002, BGBl. I 3302, zuletzt durch Art. 5 XXVI des 
Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert. 
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ein Verweis auf § 4 KrW-/AbfG. Dies kann als Beispiel für eine „Spezialnorm“, die dann wie-

derum auf das KrWG zurückverweist, herangezogen werden. Denn Altholz fällt nicht unter 

den Anwendungsbereich des KrWG, vgl. § 2 Abs. 2 Nr. 4 KrWG, da es sich bei Altholz um ein 

forstwirtschaftliches Produkt handelt. Dies mag anders sein, wenn das Altholz solches einer 

minderen Kategorie ist und bspw. durch Lasur oder Farbe verunreinigt und dadurch seine 

Verbrennung gesundheitsschädigend ist. 

Was unter Verwertung im Sinne des KrWG zu verstehen ist, wird in § 3 Abs. 23 KrWG iVm. 

Anlage 2, auf die § 2 Nr. 8 AltholzV auch verweist, aufgeführt. Der dort aufgeführte Katalog 

umfasst 13 Nummern mit Verwertungsverfahren. In R 1 der Anlage ist als Verwertungsver-

fahren ein solches mit der Hauptverwendung als Brennstoff817 oder als anderes Mittel der 

Energieerzeugung aufgelistet. Daher ist in der neuen Definition die energetische Verwertung 

mit einbezogen. 

Altholz wird gem. § 2 Nr. 4 AltholzV in vier Altholzklassen unterteilt. Altholz in Form d. § 3 

Abs. 1 Nr. 6 und 7 der 1. BImSchV darf gem. § 5 Abs. 2 der 1. BImSchV nur in Feuerungsanla-

gen mit mindestens 30 kW Nennwärmeleistung eingesetzt werden und auch nur in Betrie-

ben der Holzbe- oder -verarbeitung. Bei Altholzklasse III und IV liegt der Schwerpunkt auf 

Beseitigung der (hochbelasteten) Hölzer. Die energetische Verwertung ist hier nur Mittel der 

Beseitigung. 

b. Hochwertige Verwertung 

Altholz soll als wertvolle818 und nur begrenzt verfügbare819 Ressource möglichst hochwertig 

verwertet werden820. Während die Aussage des § 4 Satz 1 AltholzV, wonach die Verfahren 

zur stofflichen Nutzung hochwertig sind, einer Widergabe der in § 6 Abs. 1 KrWG normierten 

Rangfolge entspricht, wird in § 4 Satz 2 AltholzV ausdrücklich klargestellt, dass dies für Ver-

fahren zur energetischen Verwertung entsprechend gilt. Für die thermische Verwertung von 

Altholz bedarf es durch diese Norm weder eines lebenszyklusbasierten Nachweises der 

Gleichwertigkeit, noch eines Rückgriffs auf das Brennwertkriterium. 

                                                      
817

 Für den Einsatz von Brennstoffen ist § 3 Abs. 1 1. BImschV zu beachten. 
818

 Nach Einführung von EEG und BiomasseV setzte zunächst eine rasch steigende Nachfrage nach Altholz ein, 
bei der die garantierte Vergütung von mindestens 8,7 ct bei der Verwertung von Altholz durch das EEG 2000 zu 
einer deutlichen Verlagerung der Verwendung weg von Spanplattenindustrie und Deponie hin zur energeti-
schen Verwertung führte (M. Bensmann/P. Langrock, Alles verfeuert, neue energie 09/2004, S. 53 (53)). 
819

 Bereits 2004 zeigte sich, dass jährlich nur knapp acht Millionen t Altholz anfallen aber die bereit zu diesem 
Zeitpunkt 42 Kraftwerke mit überwiegendem Altholzeinsatz mit einem Bedarf von 3,4 Mio t einen wesentlichen 
Teil dieser Menge benötigten. Von diesem Bedarf entfiel ein großer Teil auf die 20 MW-Anlagen. Eine solche 20 
MW-Anlage hat einen Jahresbrennstoffbedarf von bis zu 0,1 Mio t (M. Bensmann/P. Langrock, Alles verfeuert, 
neue energie 09/2004, S. 53 (54)). 
820

 § 9 AltholzV bestimmt, das Altholz, das nicht verwertet wird einer thermischen Beseitigung zuzuführen ist. 
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3. Industrierestholz 

Unter Industrierestholz versteht man gem. § 2 Nr. 2 AltholzV die in Betrieben der Holzbe- 

oder -verarbeitung anfallenden Holzreste, einschließlich der in Betrieben der Holzwerkstoff-

industrie anfallenden Holzwerkstoffreste, sowie anfallende Verbundstoffe mit überwiegen-

dem Holzanteil (mehr als 50 Masseprozent). Es ist mithin Rohholz, das nicht als Vollholz oder 

Schnittholz weiterverarbeitet wird, sondern mechanisch zerkleinert oder chemisch bearbei-

tet wird. Aus Industrieholz wird bspw. Papier, Spanplatten oder Holzwolle hergestellt. 

4. Sägenebenprodukte, Pellets 

Bei der Produktion von Schnittholz sind 60 Prozent des Stammes lediglich Nebenprodukt. 

Aus Sägenebenprodukten werden bspw. MDF-Platten, Holzpellets oder Papier hergestellt. 

Eine energetische Verwertung erfolgt idR. durch Verbrennen. Dabei finden Sägenebenpro-

dukte als Brennstoff nur in Anlagen kleiner als 5 MW nennenswerten Einsatz. Bei Sä-

genebenprodukten kann es sich gem. § 3 Nr. 5 1.BImSchV um naturbelassenes nicht stücki-

ges Holz als zulässigen Brennstoff handeln. Zur besseren Lagerung und Dosierung kann eine 

Verpressung dieser Sägenebenprodukte zu Pellets821 erfolgen. Diese sind gem. § 3 Nr. 5a 

1.BImSchV zulässiger Brennstoff. Pellets bestehen zu 99 Prozent aus Sägeholzresten von Na-

delbäumen822. Holzpellets sind kleine stäbchenförmige Presslinge aus Holz oder Sägeneben-

produkten und können für spezielle Pelletsheizungen, also zur energetischen Verwertung, 

verwendet werden. Die EN-Norm 14961 definiert sie als „Feste Biobrennstoffe- Brenn-

stoffspezifikationen und -klassen“. Bezüglich ihrer Nutzung wird zwischen industrieller und 

nicht-industrieller Nutzung unterschieden. Bei der nicht-industriellen Nutzung existieren drei 

Größen und zwei Wassergehaltsklassen. Die Anforderungen an die Reinheit (bzgl. Bindemit-

teln) und Rohstoffe (z.B. unbehandeltes Holz) sind höher. Bei der industriellen Nutzung wird 

hingegen in fünf Größen und zwei Wassergehaltsklassen unterteilt, sowie einige andere Pa-

rameter (wie Schwefelanteil, Ascheanteil usw.). 

5. Erntereste  

Bei der Ente der verschiedenen Feldfrüchte fällt neben den angestrebten Produkten (Getrei-

de, Erbsen, Zuckerrüben) Biomasse in Form von Stroh und anderen meist feuchten Ernteres-

ten an823. Allein Stroh bietet bundesweit ein technisches Brennstoffpotential (0,1 EJ), das 

20 Prozent des technischen Brennstoffpotentials von forstwirtschaftlicher Biomasse (0,5 EJ) 
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 Vgl. DIN 51731-HP 5. 
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 H. Spellmann, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 30. 
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 D. Thrän, in: M. Kaltschmitt/H. Hartmann/H. Hofbauer, Energie aus Biomasse, S. 154. 
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entspricht824. Allerdings kann nur weniger als die Hälfte des technischen Potentials einer 

energetischen Nutzung zugeführt werden ohne signifikante Auswirkungen auf die betriebli-

chen Stoffkreisläufe zu entfalten825. Weiterhin wird das Potential durch die konkurrierende 

stoffliche Nutzung (etwa als Einstreu) reduziert. 

6. Altöl 

Öle, die als Abfall anfallen und aus biogenem Öl bestehen, sind Altöle iSd. Altölverordnung 

(AltölV)826. Für diese gilt der Vorrang der Aufbereitung (§ 2 Abs. 1 AltölV), also die Erzeugung 

von Basisölen (§ 1a Abs. 2 AltölV). Der Vorrang zur Aufbereitung besteht nicht, wenn techni-

sche oder wirtschaftliche, einschließlich organisatorische Sachzwänge, entgegenstehen. 

Zwar besteht ein Verbot, Altöle und andere Abfälle zu vermischen (§ 4 Abs.1 AltölV), doch 

gilt dies gem. § 4 Abs. 4 AltölV nicht in nach § 4 BImSchG zugelassenen Anlagen zur Aufberei-

tung, energetischen Verwertung oder sonstigen Entsorgung von Altölen oder Abfällen, so-

weit eine Getrennthaltung der Altöle zur Einhaltung der Pflicht zur ordnungsgemäßen und 

schadlosen Verwertung, sowie zur vorrangigen Aufbereitung der Altöle nicht erforderlich 

und eine Vermischung der Altöle in der Zulassung der Entsorgungsanlage vorgesehen ist.  

Gem. § 4 Abs. 3 AltölV dürfen bestimmte Altöle nicht untereinander gemischt werden. Dies 

betrifft Altöle soweit sie verschiedenen Sammelkategorien nach Anlage 1 der AltölV angehö-

ren. Die Anlage 1 bestimmt 4 Sammelkategorien. Soweit es sich bei den Altölen um solche 

der Sammelkategorie 1 und 2 handelt, haben Unternehmen der Altölsammlung bei der Alt-

ölübernahme Proben zu entnehmen (§ 5 Abs. 1 Satz 1 AltölV), welche von dem Unterneh-

men der Altölsammlung und der Anfallstelle aufzubewahren sind, bis feststeht, dass die Alt-

öle ordnungsgemäß entsorgt werden können (§ 5 Abs. 1 Satz 2 AltölV). Eine Teilmenge ist 

darüber hinaus als Rückstellprobe 3 Jahre aufzubewahren (§ 5 Abs. 3 Satz 2 AltölV). Soll das 

angefallene Altöl energetisch verwertet werden, ist der Gehalt an PCB und Gesamthaloge-

nen zu untersuchen (§ 5 Abs. 2 Satz 1 AltölV). Zeigt die Untersuchung eine Überschreitung 

der in § 3 Abs. 1 Satz 1 AltölV festgelegten Grenzwerte von 20 mg PCB/kg bzw. 2 g Gesamt-

halogen/kg, so muss unverzüglich die zuständige Behörde unterrichtet werden (§ 5 Abs. 4 

S. 1 AltölV). Einer energetischen Verwertung steht eine Grenzwertverletzung aber nicht ent-

gegen § 3 Abs. 2 AltölV, allerdings ist gem. § 3 Abs. 1 S. 1 AltölV  in diesem Fall jede Aufberei-

tung unzulässig, die nicht zu einer Zerstörung der Schadstoffe führt oder zumindest die Ab-

senkung der Schadstoffkonzentration unter den Grenzwert sicherstellt. Als weitergehende 

Verpflichtung hat jeder, der gewerbsmäßig Verbrennungsmotoren- und Getriebeöl an End-

verbrauchen abgibt, gem. § 8 Abs. 1 S. 1 AltölV eine Annahmestelle einzurichten, in der ge-
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 Agentur für Erneuerbare Energien, Potentialatlas Bioenergie in den Bundesländern, S. 108. 
825

 D. Thrän, in: M. Kaltschmitt/H. Hartmann/H. Hofbauer, Energie aus Biomasse, S. 151. 
826

 Altölverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. April 2002 (BGBl. I S. 1368), die zuletzt durch 
Artikel 5 Absatz 14 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist.  
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brauchtes Verbrennungsmotoren- und Getriebeöl kostenlos abgegeben werden kann (§ 1 

Abs. 1a S. 1 AltölV). Dieser Verpflichtung wird auch genügt, wenn der Nachweis über eine die 

Abgabemöglichkeit sicherstellende vertragliche Vereinbarung erbracht werden kann. 

7. Bioabfall  

Die Behandlung von unbehandelten und behandelten Bioabfällen wird durch §§ 11 f. KrWG 

und die BioAbfV827 geregelt. Zur besseren Verwertbarkeit der Bioabfälle sind diese spätes-

tens ab dem 1.1.2015 getrennt zu sammeln, § 1 Abs. 1 KrWG, soweit dies zur Erreichung 

einer möglichst hochwertigen Verwertung erforderlich ist.   

Soweit die Bioabfälle zur Verwendung als Düngemittel ausgebracht werden, gilt es zusätzlich 

die Vorschriften des Düngemittel- und Pflanzenschutzrechts zu beachten, § 1 Abs. 4 S. 1 Bio-

AbfV. Für den Bereich der Biomasse zur energetischen Verwendung setzt die Anwendbarkeit 

der BioAbfV voraus, dass die energetische Verwertung eine Behandlung iSv. § 1 Abs. 1 Nr. 2 

BioAbfV darstellt. 

8. Landschaftspflegematerial 

Landschaftspflegematerial ist durch § 3 Abs. 4 Nr. 2 KrWG als Bioabfall legaldefiniert. Aller-

dings kann auch für diese Abfälle die Ausnahme nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 KrWG greifen, soweit 

eine energetische Verwertung erfolgt. 

9. Zwischenfazit 

Die Normen zielen auf eine getrennte Erfassung und Sammlung verschiedener Stoffe. Damit 

wird eine Verwertung, also auch eine energetische, vereinfacht, da homogene Einsatzstoffe 

bereitgestellt werden und so eine sinnvolle Differenzierung nach Brennwert und Vergärei-

genschaften optimiert werden kann. Die wesentlichen Regelungen für Biomasse zur energe-

tischen Verwertung finden sich in Teil 1 und den beiden ersten Abschnitten des 2. Teils der 

KrWG. 

IV. Zwischenfazit 

Die abfallrechtlichen Regelungen gehen von einem grundsätzlichen Abfallbegriff aus, der in 

seiner Weite mit dem der vorliegenden Untersuchung vereinbar ist. Die Behandlung von 

                                                      
827

 Bioabfallverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 2013 (BGBl. I S. 658), gestützt auf § 11 
Abs. 2 KrWG. 
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abfallartigen Stoffen richtet sich ganz überwiegend nach dem KrWG. Dessen Anwendungs-

bereich umfasst allerdings nicht wichtige biogene abfallähnliche Stoffe. Soweit biogene Ab-

fallstoffe nicht vom KrWG erfasst sind, werden an ihre Beistellung keine besonderen rechtli-

chen Anforderungen gestellt. Bei der nachfolgenden Untersuchung der Regelungen zur 

energetischen Verwendung sollte daher ein besonderes Augenmerk darauf gelegt werden, 

dass eine Verweisung auf Abfall iSd. KrWG zu einer Verengung der Förderung der Biomasse 

zur energetischen Verwendung führen kann. 

V. Förderrecht 

1. Allgemeines 

Förderrecht, das eine verstärkte Produktion von biogenen Abfällen zum Ziel hat, kann schon 

vor dem Hintergrund des Abfallvermeidungsgedankens nicht in Frage kommen, da solche 

der Ausrichtung an der Abfallvermeidung entgegenwirken würden. Obwohl bereits eine Ver-

pflichtung zur Verwertung besteht, können finanzielle Unterstützungen zur Durchführung 

abfallwirtschaftlicher Maßnahmen gewährt werden828. Dagegen sollen Normen, die die di-

rekt energetische Verwertung fördern, in AP 3 untersucht werden. 

2. Verwertung von Abfällen  

Um die Wertigkeit eines Produkts zu bestimmen, wird in der Regel auf seinen Marktpreis 

geschaut. Die verstärkte Nachfrage nach Sekundärroh- und Brennstoffen hat für verschiede-

ne Abfallfraktionen dazu geführt, dass der Bezug dieser wirtschaftlich attraktiv wurde829. 

Gerade bei der Biomasse zur energetischen Verwertung kann auch das EEG zu einer verän-

derten Preisbewertung der Stoffe führen830.  

                                                      
828

 Vgl. Art. 23 BayAbfG. 
829

 Das zeigt sich etwa in der stark umstrittenen Ausgestaltung der gewerblichen Sammlungen (vgl. L.-A. Ver-
steyl in: ders./T. Mann/T. Schomerus, KrWG, Einl. Rn. 10 ff.). 
830

 Im Bereich der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien ist es für die Ermittlung einer Vorstellung über 
etwas wie einen Marktpreis interessant sich anzuschauen, inwieweit die Erzeugung von Strom aus diesem Stoff 
(in unserem Fall der Abfallbiomasse) unter das Fördersystem des EEG fällt und damit eine garantierte Einspei-
severgütung erlangt. Denn eine garantierte Einspeisevergütung macht die Vergärung des vergüteten Stoffes 
erst wirklich finanziell attraktiv. Gemäß § 1 Abs. 1 EEG ist Zweck des Gesetzes insbesondere im Interesse des 
Klima- und Umweltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermöglichen, die volkswirt-
schaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch die Einbeziehung langfristiger externer Effekte zu ver-
ringern, fossile Energieressourcen zu schonen und die Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von 
Strom aus Erneuerbaren Energien zu fördern. Konkretisiert wird dies durch § 1 Abs. 2 EEG. Hier setzt der Ge-
setzgeber Prozentziele für die Integration des Anteils Erneuerbarer Energien ins Stromnetz für bestimmte Zeit-
räume fest. Insgesamt werden mit § 1 EEG die Motive für die Konkretisierung des Umweltstaatsprinzips des 
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3. Zwischenfazit 

Die direkten Fördermaßnahmen sind im Bereich der Abfallbiomasse nicht unabhängig von 

einer konkreten Verwertung festzustellen. 

VI. Fazit zu D. 

Das Abfallrecht erfasst nur einen Teil der biogenen Reststoffe. Für die nicht erfassten Bio-

massefraktionen bestehen daher keine bereits vor der Stufe der Energieumwandlung anset-

zenden Regelungen. Soweit Stoffe unter das Abfallrecht fallen, ist die energetische Verwer-

tung nur als grundsätzlich nachrangige Möglichkeit eröffnet. Dazu muss eine Legalvermu-

tung bezüglich der ökologischen Gleichwertigkeit bestehen oder der konkrete Nachweis der 

Gleichwertigkeit erbracht werden. 

                                                                                                                                                                      
Art. 20a GG im Bereich der Elektrizitätsversorgung durch das EEG aufgezeigt. Allerdings wird diese Zielsetzung 
teilweise als „wenig justiziable[r] Programmsatz“ (Salje, EEG, § 1 Rn. 1) gesehen und nicht als Rechtssatz. Doch 
obwohl der Norm keine unmittelbare Rechtswirkung zugesprochen werden kann, kommt ihr trotzdem eine 
mittelbare Bedeutung zu. § 1 EEG bildet die zentrale Zweckvorschrift und prägt daher Anwendung und Ausle-
gung aller anderen Bestimmungen des EEG. Sofern § 1 EEG als zentraler Maßstab herangezogen wird, ist er 
auch „bindend“. Dies führt dazu, dass sofern bei der Interpretation einer Norm des EEG verschiedene Ergebnis-
se denkbar sind, dasjenige zu bevorzugen ist, welches den Zielen des § 1 EEG am ehesten gerecht wird. Dies 
geschieht über eine Einspeisegarantie und feste Vergütungssätze. Der Mechanismus des EEG funktioniert wie 
folgt: Anlagenbetreiber erhalten 15 bis 20 Jahre lang eine festgelegte Einspeisevergütung für ihren erzeugten 
Strom; die Netzbetreiber werden zu dessen vorrangiger Abnahme verpflichtet, §§ 21, 8 EEG. Dadurch wird die 
Einspeisung von Strom aus Erneuerbaren Energien für die Anlagenbetreiber attraktiver. Die Vergütungssätze 
des EEG sind nach Technologien und Standorten differenziert und sollen einen wirtschaftlichen Betrieb der 
Anlage ermöglichen. Allerdings liegt das Interesse so, dass Anlagen langfristig auch ohne Hilfen am Markt be-
stehen können und sollen. Dies soll durch eine stetige Degression erreicht werden. Dies meint, dass der für neu 
installierte Anlagen festgelegte Vergütungssatz jährlich um einen bestimmten Prozentsatz sinkt. Hierdurch wird 
ein Kostendruck im Sinne einer gewollten Anreizregulierung erzeugt, mit dem Ziel, dass Anlagen effizienter und 
kostengünstiger hergestellt werden. Die Voraussetzungen der Vergütung von Abfällen aus Biomasse richtet sich 
nach § 27a EEG. Um eine Vergütung nach dem EEG für die Vergärung von Biomasse zu erhalten, muss als Ver-
gärungsausgangsstoff zunächst jedoch Biomasse iSd. Biomasseverordnung (Biomasseverordnung vom 21. Juni 
2001 (BGBl. I S. 1234), die zuletzt durch Artikel 5 Absatz 10 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) 
geändert worden ist) vorliegen, § 27a Abs. 1 EEG. § 2 Abs. 2 der Biomasseverordnung (BiomasseV) enthält eine 
nicht abschließende Aufzählung von Stoffen, die unter Biomasse zu fassen sind. § 2 Abs. 2 Nr. 3 BiomasseV 
fasst darunter auch Abfälle und Nebenprodukte pflanzlicher und tierischer Herkunft aus Land-, Forst- und Fi-
schereiwirtschaft. Weiterhin werden auch Bioabfälle iSv. § 2 Nr. 1 Bioabfallverordnung (BioabfallV) (Bioabfall-
verordnung vom 21.09.1998, BGBl. I S. 1504) erfasst, § 2 Abs. 2 Nr. 4 BiomasseV, wo bzgl. Bioabfällen nicht 
abschließend auf Anhang 1 der BioabfallV verwiesen wird. Darüber hinaus werden nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 Bio-
masseV aus Biomasse im Sinne des Absatzes 1 (meint: Energieträger aus Phyto- und Zoomasse) durch Verga-
sung oder Pyrolyse erzeugtes Gas und daraus resultierende Folge- und Nebenprodukte nach EEG gefördert. 
Sofern ein Stoff diese Anforderungen erfüllt, fällt er unter das System des EEG, wird gefördert und die Stromer-
zeugung mittels dieses Stoffes wird für den Anlagenbetreiber interessant. 
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E. Rahmenbedingungen für dem Import vom Biomasse 

I. Einführung 

In diesem Abschnitt werden abschließend die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Im-

port von Biomasse betrachtet. 

Für eine energetische Verwertung kann Biomasse sowohl in Form eines Rohprodukts, z.B. als 

ganzer Baumstamm, als auch als verarbeitetes Produkt, z.B. Pellets, eingeführt werden. Der 

Umfang der Importe unterscheidet sich für verschieden Energieträger erheblich. Im Jahr 

2011, als Biodiesel überwiegend aus heimischer Produktion stammte831, wurde das einge-

setzte Bioethanol mehrheitlich importiert832. Betrachtet man die eingesetzten Rohstoffe, so 

erfordert die deutsche Biodieselproduktion heute wie zukünftig einen Rohstoffimport833. 

Da für einen weiteren Ausbau der biomassebasierten Energieproduktion die deutsche Pro-

duktionsfläche nicht unbegrenzt wachsen kann, ergibt sich bereits eine theoretische Grenze 

für die rein nationale Bereitstellung von Biomasse. Die energiepolitischen Ziele sind nicht 

ohne Biomasseimport zu erreichen. So hatte der Sachverständigenrat für Umweltfragen in 

seinem Sondergutachten 2007 betont, dass eine tatsächliche834 Beimischung entsprechend 

der europäischen Zielvorgaben835 von 10 Prozent836 Biokraftstoff bereits fast die gesamte 

aktuelle Agrarfläche Deutschlands zur Bereitstellung der Biomasse bedürfe. 

Vor dem Hintergrund, dass bereits 2010 gut 40 Prozent der in Deutschland erzeugten forst-

wirtschaftlichen Rohstoffe einer energetischen Nutzung zugeführt wurden837, kann eine ver-

stärkte Nutzung ohne Import nur schwer gelingen. Damit ein verstärkter Import nicht zu Las-

ten der Nachhaltigkeit des Anbaus geht, könnte eine Möglichkeit zur Stärkung internationa-

ler Nachhaltigkeitsstandards in einer intensiveren Einbindung von entsprechenden Zertifizie-

rungen liegen838.  

                                                      
831

 BT-Drs. 17/10617, S. 3. 
832

 Es wurden 0,58 Mio. t in Deutschland hergestellt und 0,66 Mio. t importiert, vgl. BT-Drs. 17/10617, S. 4. 
833

 BT-Drs. 17/10617, S. 3 f. 
834

 Aktuell werden gem. § 7 Abs. der 36. BImSchV bestimmte Biokraftstoffe doppelt auf die Quote nach § 37a 
Abs. 1 Satz 1 und 2 iVm. Abs. 3 BImSchG angerechnet. 
835

 Art. 3 Abs. 4 Richtlinie 2009/28/EG. 
836

 Ein Kommissionsvorschlag spricht sich gar für eine vierfache Anrechnung von abfallbasierten Biokraftstoffen 
auf die 10 Prozentquote aus (KOM(2012) 595 endg., S. 16). 
837

 H. Bünting, ew 2011, Heft 25-26, S. 56 (56). 
838

 D. Thrän, Deutscher Bundestag Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit Protokoll 
Nr. 17/60, S. 16. 
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II. Grundlagen Außenhandelsrecht 

Der Bund besitzt gem. Art. 73 Abs. 1 Nr. 5 GG die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz 

für den Warenverkehr mit dem Ausland. Diese Kompetenz wird durch die Zollunion gem. 

Art. 28 Abs. 1 AEUV materiell eingeschränkt, da gem. Art. 3 Abs. 1 lit. a) EUV die Europäische 

Union die ausschließliche Zuständigkeit hierfür besitzt und so der Bund gem. Art. 2 Abs. 1 

EUV nur tätig werden kann, wenn die Union hierzu ausdrücklich ermächtigt. Darüber hinaus 

besteht gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 17 GG eine konkurrierende Gesetzgebung für die Ein- und 

Ausfuhr land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse.  

Aufgrund des Binnenmarktes innerhalb der EU, Art. 26 AEUV, sowie der Verpflichtung zum 

freien Warenverkehr gem. Art. 8 EWRV839 innerhalb des europäischen Wirtschaftsraums, 

können Maßnahmen zur Importsteuerung nur gegenüber Drittstaaten, also nicht EU- und 

Nicht-EWR-Staaten, greifen. Denn Binnenmarktvorschriften gelten gem. Art. 38 Abs. 2 AEUV 

ausdrücklich auch für landwirtschaftliche Erzeugnisse. Damit sind landwirtschaftliche Pro-

dukte von der Warenverkehrsfreiheit gem. Art. 28 AEUV erfasst. Gegenüber Drittstaaten 

besteht im Rahmen der Zollunion ein Gemeinsamer Zolltarif. Dessen Ausgestaltung und 

Durchführung erfolgt vor dem Hintergrund des Welthandelsrechts. Zu beachten sind hier 

insbesondere das Verbot mengenmäßiger Ein- und Ausfuhrbestimmungen gem. Art. XI 

GATT840 sowie bei Anforderungen an die zu importierende Biomasse die Beachtung des 

Grundsatzes der Inländergleichbehandlung gem. Art. III GATT. 

Auf nationaler Ebene gibt das Außenwirtschaftsgesetz (AWG)841 Vorgaben für grenzüber-

schreitende Warenlieferungen. Dabei ist der Waren- und sonstige Wirtschaftsverkehr mit 

fremden Wirtschaftsgebieten gemäß § 1 Abs. 1 AWG frei, soweit sich nicht durch oder auf 

Grund dieses Gesetzes Einschränkungen ergeben. Für die Wareneinfuhr besteht nur dann 

ein Genehmigungserfordernis, wenn dies in der Einfuhrliste im Anhang des AWG aufgeführt 

ist, § 10 Abs. 1 Satz 1 AWG. Neben den Waren, die einer Genehmigung unterliegen, führt die 

Einfuhrliste auch Waren auf, die einer gemeinsamen Marktordnung unterliegen. Für Biomas-

se zur energetischen Verwendung ergeben sich keine Restriktionen aus dem AWG. Daher 

bleibt auch die Außenwirtschaftsverordnung (AWV)842, welche Verfahrensregelungen zum 

AWG enthält, für Biomasse zur energetischen Verwendung ohne weitere Bedeutung. 

                                                      
839

 Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum. 
840

 General Agreement on Tariffs and Trade. 
841

 Außenwirtschaftsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 27.05.2009, BGBl. I S. 1150, zuletzt geän-
dert durch G. v. 12.12.2012, BAnz. AT 28.12.2012 V1. 
842

 Außenwirtschaftsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 1993, BGBl. I S. 1934, 
zuletzt geändert durch Verordnung v. 15.04 2013, BAnz. AT 16.04.2013 V1. 
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III. Zollrecht 

Unter Zöllen versteht man, in Abgrenzung zu einer Gebühr, eine Zahlung, die alleine für die 

Verbringung von Waren über die Zollgrenze erhoben wird, ohne dass dadurch eine konkrete 

Verwaltungsleistung abgegolten wird843. Sie können als Einnahmequelle oder zu Schutzzwe-

cken erhoben werden844. Infolge der Zollunion gem. Art. 28 Abs. 1 AEUV ist das in Deutsch-

land geltende Zollrecht vollständig europäisches Recht. So werden die Sätze des Gemeinsa-

men Zolltarifs gem. Art. 31 AEUV auf Vorschlag der Kommission vom Rat festgelegt.  

Bis spätestens 24.06.2013 wird der Modernisierte Zollkodex845 (MZK) den bisherigen Zollko-

dex (ZK) ersetzen. Dieser regelt die die allgemeinen Vorschriften und Verfahren in Zollfragen 

für die Union, Art. 1 Abs. 1 MZK. Dabei bestimmen sich die wesentlichen Verfahrensschritte 

nach der Zollkodex-Durchführungsverordnung (ZK-DVO)846. Werden einfuhrabgabepflichti-

ge847 Nichtgemeinschaftswaren in ein Zollverfahren überführt, so entsteht gem. Art. 44 

Abs. 1 MZK eine Einfuhrzollschuld, deren Höhe sich nach dem jeweiligen Zolltarif richtet.  

Zur Durchführung des Zollwesens ist das Harmonisierte System848 (HS) der Weltzollorganisa-

tion (WCO)849 von großer Bedeutung. Das HS ein internationales System, um Waren einord-

nen und bezeichnen zu können850. Dazu dient ein grundsätzlich sechsstelliger Warencode. 

Seine rechtliche Grundlage findet es im internationalen Übereinkommen über das Harmoni-

sierte System zur Bezeichnung und Kodierung von Waren851. Art. 3 Abs. 3 des Übereinkom-

mens erlaubt es hinter den minimalharmonisierten sechsstelligen Code zur über die Eintei-

lung des HS hinausgehenden Unterteilung weitere Codestellen anzuhängen. Einzelne Mit-

gliedsstaaten des HS verwenden Untergliederungen bis in die Ebene von 12-stelligen 

Codes852. Eine Schwierigkeit, Regelungen für zur energetischen Nutzung bestimmte Biomas-

se zu treffen, besteht in der fehlenden Unterscheidbarkeit im HS hinsichtlich der zur Herstel-

lung des Produkts verwendeten Rohstoffe853. 

                                                      
843

 L. Harings in: I. Härtel (Hrsg.), Handbuch des Fachanwalts Agrarrecht, Kap. 10 Rn. 1.   
844

 S. Puth/K. Stranz, in: M. Hilf/S. Oeter, WTO-Recht, § 11 Rn. 4. 
845

 Verordnung (EG) Nr. 450/2008. 
846

 Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 mit Durchführungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des 
Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, zuletzt geändert durch Durchführungsverordnung (EU) 
Nr. 756/2012. 
847

 Einfuhrabgaben sind gem. Art. 4 Nr. 15 MZK für die Einfuhr von Waren zu entrichtende Abgaben. 
848

 Harmonized Commodity Description and Coding System of tariff nomenclature of the world Customs Organ-
ization (WCO). 
849

 http://www.wcoomd.org/en.aspx (29.04.2013). 
850

 L. Harings in: I. Härtel (Hrsg.), Handbuch des Fachanwalts Agrarrecht, Kapitel 10 Rn. 10. 
851

 ABlEU. L 198 vom 20.07.1987, S. 3. 
852

 S. Puth/K. Stranz, in: M. Hilf/S. Oeter, WTO-Recht, § 11 Rn. 40. 
853

 Etwa zur Einordnung von Biodiesel und Ethanol: H. Kahl, Biokraftstoffe im Rechtsregime der WTO unter 
besonderer Berücksichtigung ihrer umweltrelevanten Eigenschaften, S. 40. 
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Innerhalb der EU wird das HS durch die Kombinierte Nomenklatur zur zolltariflichen und sta-

tistischen Erfassung, niedergelegt in Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87, erweitert. 

Durch die Kombinierte Nomenklatur wird das HS erweitert, indem diesem bis zu sechs wei-

tere Stellen zur genaueren Unterteilung angehängt werden854. Die Kombinierte Nomenklatur 

findet auch für Produkte, die unter die Gemeinsame Agrarmarktordnung fallen, Anwen-

dung855. Die zollrechtlichen Vorgaben sind dabei mit der GAP abgestimmt. Für landwirt-

schaftliche Produkte, und damit einen wichtigen Teil von Biomasse, die einer energetischen 

Nutzung zugeführt werden können, gelten einige Sondervorschriften. Die Gestaltung des 

Außenhandels mit Biomasseprodukten war lange Zeit als Einheit mit den Stützungsmecha-

nismen der GAP verzahnt. Nur durch eine restriktive Importpolitik konnte das hohe Preisni-

veau innerhalb der EU gehalten werden856. Diese alte Verzahnung ist bis heute nicht voll-

ständig aufgebrochen. Einer weiteren Öffnung der Unionsmärkte für Agrarprodukte wird die 

Sorge entgegengebracht, dass hierfür die bestehenden Instrumente zur Stabilisierung der 

Märkte nicht ausreichen könnten857. Die Importbestimmungen für Agrarprodukte sind auch 

weiterhin stärker protektionistisch geprägt als die Bestimmungen zu anderen Gütern858. 

So enthält der Teil III859 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 über die einheitliche Gemein-

same Marktorganisation Regelungen zum Handel mit Drittstaaten. Dabei statuiert Art. 128 

der Verordnung ein grundsätzliches Verbot für die Erhebung von Abgaben mit gleicher Wir-

kung wie Zölle, sowie die Anwendung von mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnah-

men gleicher Wirkung. Hinsichtlich der Höhe der Einfuhrzölle werden für Produktgruppen 

spezifische Sonderregelungen getroffen, während im Übrigen die Einfuhrzölle des Gemein-

samen Zolltarifs Anwendung finden860. Abweichende Regelungen finden sich etwa für be-

stimmte Getreideklassen, Art. 136 Verordnung (EG) Nr. 1234/2007, wonach der Einfuhrzoll 

in Abhängigkeit vom geltenden Interventionspreis861 und dem cif-Einfuhrpreis862 ausgestal-

tet wird. Davon betroffen ist etwa auch Mais863, unabhängig zu welcher Verwendung er ein-

geführt wird.  

Ein anders Mittel Importe zu regulieren sind Lizenzerfordernisse. Art. 130 der Verordnung 

zählt nicht abschließend die Gruppen von Produkten auf, für die ein Lizenzerfordernis festge-

                                                      
854

 L. Harings in: I. Härtel (Hrsg.), Handbuch des Fachanwalts Agrarrecht, Kap. 10 Rn. 12. 
855

 Art. 129 Verordnung (EG) 1234/2007. 
856

 I. Härtel, Agrarrecht, in: M. Ruffert, Europäisches sektorales Wirtschaftsrecht, § 7 Rn. 139 f. 
857

 EWAS, ABlEU 2011 C 132/63 (64). 
858

 E. Korodima in R. Mögele/F. Erlbacher, Single Common Market Organisation, pre Arts 128-174 Rn. 1. 
859

 Art. 128 bis 174 Verordnung (EG) 1234/2007. 
860

 Art. 135 Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
861

 Vgl. Art. 8 Abs. 1 lit. a Verordnung (EG) Nr. 1234/2007. 
862

 Die cif-Einfuhrpreise geben repräsentativ die jeweiligen Warenkosten inklusive Kosten- (Cost), Versiche-
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legt werden kann864. Aus Art. 130 der Verordnung folgt aber ohne weiteren Rechtsakt noch 

keine Verpflichtung für den einzelnen Importeur. Gem. Art. 130 Abs. 2 der Verordnung ist 

bei der Festsetzung eines Lizenzerfordernisses zu berücksichtigen, ob Einfuhrlizenzen für die 

Verwaltung der betreffenden Märkte und insbesondere für die Überwachung der Einfuhren 

der betreffenden Erzeugnisse erforderlich sind. So besteht weiterhin ein Lizenzsystem für die 

Einfuhr von Waren, die der gemeinsamen Marktordnung unterliegen865. Zum Schutz des 

Binnenmarktes können bestimmten Stoffgruppen Einfuhrlizenzen vorgeschrieben werden866. 

Als Ausgangsstoffe für eine energetische Nutzung sind hiervon u.a. Getreide867 und Bioetha-

nol868 betroffen. Darüber hinaus ist, soweit es sich um Produkte handelt, die unter die Ver-

ordnung (EG) Nr. 376/2008869 fallen, , eine Lizenz nötig, um diese Produkte in den freien 

Verkehr innerhalb der Union bringen zu dürfen. Die Einfuhrlizenzen werden von den Mit-

gliedsstaaten erteilt870, gelten gemeinschaftsweit871 und sind grundsätzlich befristet872. Mit 

den Einfuhrlizenzen wird das Ziel verfolgt Daten zur Marktbeobachtung zu gewinnen873. Jen-

seits dieser Überwachungsfunktion dienen die Lizenzen dazu, eventuell bestehende Import-

quoten handhaben zu können874.   

IV. WTO Vorgaben 

Seit der Gründung der WTO im Jahr 1995 sind Deutschland und die EU Mitglied der Welt-

handelsorganisation. Die Vorgaben des Welthandelsrechts sind zwar weder in der EU noch 

auf nationaler Ebene unmittelbar geltendes Recht, bilden aber den völkerrechtlichen Rah-

men für nationale und europäische Regelungen v.a. von Importbestimmungen875, da für Ver-

stöße gegen das Welthandelsrecht ein optionales Streitbeilegungsverfahren876 mit strikten 

Durchsetzungsregeln877 besteht878. Grundlegende Regelungen zum Aufbau und der Funktion 
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der WTO sind im WTO Abkommen879 fixiert. Eine wesentliche Grundlage des in der WTO 

verfestigten Welthandelssystems bildet das auf dem 1947 abgeschlossenen GATT880 aufbau-

ende GATT 1994. Neben dem GATT 1994 gehören zum System der Welthandelsabkommen 

die weiteren in Anhang 1A des WTO Abkommens genannten Abkommen881. Nach der allge-

meinen Auslegungsregel zu Anhang 1A sind im Fall von materiellen Konflikten zwischen dem 

GATT 1994 und einem anderen in Anhang 1A genannten Abkommen die Bestimmungen des 

anderen Abkommens maßgebend882. Gem. Art. XI Abs. 1 GATT sind betreffend der Einfuhr 

von Erzeugnissen aus einem anderen GATT-Vertragsstaat andere Verbote oder Beschrän-

kungen als Zölle, Steuern oder andere Abgaben, gleich ob diese in Gestalt von Kontingenten, 

Ein- oder Ausfuhrbewilligungen oder mittels irgendeines anderen Verfahrens angewendet 

werden, unzulässig. Nicht immer einfach ist die Abgrenzung zum Gebot der Inländergleich-

behandlung gem. Art. III GATT, da bestimmte Regelungen, die nicht an den Grenzübertritt als 

solches anknüpfen für ausländische Produkte wie de facto Einfuhrverbote wirken können883. 

Gerade mit Blick auf das striktere884 Verbot gem. Art. XI GATT sollte dessen Anwendung auf 

Regelungen beschränkt sein, die formell an den Grenzübertritt anknüpfen885. Art. III GATT 

fordert, gleichartige Produkte (like products) keiner schlechteren Behandlung zu unterwer-

fen. Damit ist die Frage verbunden, wann ein solches like product vorliegt. Entscheidend für 

die Feststellung ist nicht die gewählte Bezeichnung, sondern eine wertende Betrachtung 

aller für die Wettbewerbsfähigkeit des Produkts relevanter Faktoren wie deren physische 

Eigenschaften und verbraucherseitige Austauschbarkeit hinsichtlich des bestimmungsgemä-

ßen Endgebrauchs886. Zu beachten ist auch die Einordnung in das internationale Zolltarif-

schema887. Da unterschiedliche Zolltarife für unterschiedliche Produkte angesetzt werden 

können ist eine sichere Identifizierung der Produkte nötig. Diese erfolgt nach dem Harmoni-

sierten System (HS) der Weltzollorganisation (WCO)888. 
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Weiterhin hat der Landwirtschaftssektor im Weltwirtschaftsrecht stets eine Sonderstellung 

eingenommen889. Im Bereich der Biomasse stellen die Bestimmungen des Übereinkommens 

über die Landwirtschaft890 (AoA) leges speciales für landwirtschaftliche Produkte dar. Dabei 

statuiert Art. 4 Abs. 2 AoA den Grundsatz, keine anderen Marktzugangsbeschränkungen als 

Zölle vorzuhalten. Von diesem Grundsatz werden in Art. 5 AoA und Anhang 5 zum AoA weit-

reichende Ausnahmen zugelassen. Danach ist es weiterhin zulässig, für bestimmte landwirt-

schaftliche Produkte den Zugang über Quoten zu regeln891. Welche Produkte als landwirt-

schaftliche Produkte gelten, bestimmt sich über den Anhang 1 des AoA und über einen Ver-

weis auf die Kapitel 1 bis 24 des HS sowie einzelne Positionen892. Nicht erfasst ist das Kapi-

tel 44, damit fallen Holz und Holzprodukte nicht in den Anwendungsbereich des AoA. 

Weiterhin erlaubt das SPS-Abkommen893 sanitäre und phytosanitäre Maßnahmen zum 

Schutz von Leben und Gesundheit von Pflanzen, Tieren894 und Menschen vorzunehmen895. 

Soweit diese Maßnahmen ein höheres Schutzniveau als bestehende internationale Normen, 

Richtlinien oder Empfehlungen896 anstreben, bedarf es einer wissenschaftlichen Rechtferti-

gung897 und die Maßnahme muss dem jeweiligen Schutzzweck dienen898. Im Bereich des 

Biomasseimports lassen sich so Importrestriktionen als Maßnahmen zur Verhinderung von 

Pflanzenkrankheiten WTO-konform gestalten899. Das Verhältnis zwischen SPS und AoA hin-

sichtlich eines Vorrangs ist weder durch den Vertragstext vorgegeben noch in der Spruch-

praxis abschließend geklärt900. 
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Jenseits gefährlicher Importwaren bietet das Übereinkommen über Subventionen und Aus-

gleichsmaßnahmen (SCM)901 Möglichkeiten, Ausgleichszölle auf Waren zu erheben, die im 

Herkunftsland einer WTO-widrigen Subvention unterliegen902. Allerdings genießt bei der 

Überprüfung von Agrarbeihilfen das AoA wegen seiner Spezialität903 Vorrang904. 

Neben solchen Spezialabkommen enthält auch das GATT selbst in seinem Art. XX GATT die 

Möglichkeit handelsbeschränkende Maßnahmen zu rechtfertigen. Voraussetzung hierfür ist, 

dass die Maßnahmen nicht diskriminierend durchgeführt werden. Ansatzpunkt ist hier v.a. 

Art. XX lit. b nach dem Maßnahmen, die für den Schutz des Lebens oder der Gesundheit von 

Personen und Tieren oder die Erhaltung des Pflanzenwuchses erforderlich sind, ergriffen 

werden können. Dazu wird vertreten, dass sich aus dem Vertragstext nicht ergibt wo die 

durch mögliche Maßnahmen zu schützenden Schutzgüter iSv. Art. XX lit. b belegen sein müs-

sen905. Bei der Auslegung ist gem. Art. 31 Abs. 3 lit. c der Wiener Vertragsrechtskonventi-

on906 jeder in den Beziehungen zwischen den Vertragsparteien anwendbare einschlägige 

Völkerrechtssatz zu beachten. Daher ist bei der Auslegung von Art. XX GATT auch einschlägi-

ges Umweltvölkerecht heranzuziehen. Bei Maßnahmen zum Biomasseimport ist hier insbe-

sondere an das Cartagena Protokoll (CPB)907 zu bedenken. Dabei handelt es sich um einen 

Zusatz zum Rio Abkommen zur biologischen Vielfalt (CBD)908 hinsichtlich des Umgangs mit 

und der grenzüberschreitenden Verbringung von gentechnisch veränderten Organismen. Es 

enthält neben Vorgaben für einen Informationsaustausch Regelungen zum grenzüberschrei-

tenden Transport von lebenden gentechnisch veränderten Organismen909. Zudem ermög-

licht es, dem Import solcher Organismen einer Genehmigungspflicht zu unterwerfen. Der 

Einsatz transgener Pflanzen findet außerhalb der EU in erheblichem Umfang statt, so wird in 

Nord- und Mittelamerika auf mehr als 60 Mio. ha910 transgener Mais angebaut911. Da der 

Anwendungsbereich des CPB auf lebende gentechnisch veränderte Organismen beschränkt 

ist, fallen Weiterverarbeitungsprodukte aus gentechnisch veränderten Pflanzen, anders als 

unverarbeitetes pflanzliches Material, nicht in den Anwendungsbereich912. 
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V. Holzimport 

Deutschland ist in den vergangen Jahren zum Nettoholzimporteur geworden; so wurde 2010 

deutlich mehr Rohholz im- als exportiert913. Allerdings erfolgte der überwiegende Import aus 

Mitgliedsstaaten der EU914. Da es sich bei solchem aus EU-Staaten importierten Holz um Bin-

nenmarktgüter handelt, unterliegt ihre Einfuhr grundsätzlich keinen besonderen Regelun-

gen. Von diesem EU-Import sind „echte“ Importe, also Einfuhren aus Drittstaaten in den 

Binnenmarkt und nach Deutschland, zu unterscheiden.  

1.  Beschränkung der Holzeinfuhr 

Speziell für den Bereich der Drittlandimporte von Holz wurde 2011 das Gesetz gegen den 

Handel mit illegal eingeschlagenem Holz (HolzSiG)915 geschaffen. Darin werden bestimmte 

Eingriffsbefugnisse für die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE) begründet. 

Gem. § 1 Abs. 2 HolzSiG ist die BLE für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 

und des der Durchführung der Verordnung dienenden HolzSiG zuständig. Die Einfuhr wird 

von der Vorlage einer FLEGT-Genehmigung anhängig gemacht. FLEGT bezeichnet den EU-

Aktionsplan Rechtsdurchsetzung, Politikgestaltung und Handel im Forstsektor, der durch die 

Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 umgesetzt wurde916. Eine FLEGT-Genehmigung ist gem. 

Art. 2 Nr. 5 dieser Verordnung ein fälschungssicheres und überprüfbares Dokument einheit-

lichen Formats, das von der Genehmigungsstelle des Partnerlandes ordnungsgemäß ausge-

stellt und für rechtsgültig erklärt wird und aus dem hervorgeht, dass eine Ladung von 

Holzprodukten die Anforderungen des FLEGT-Genehmigungssystems erfüllt. Darüber hinaus 

kann die BLE nichtgenehmigtes Holz in Verwahrung nehmen oder aber auch beschlagnah-

men und verwerten. Die FLEGT-Bescheinigung ist zudem Voraussetzung für den zollrechtlich 

freien Verkehr des Holzes. Das Einfuhrverbot für Holzprodukte ohne FLEGT-Genehmigung 

gem. Art. 4 Abs. 1 Verordnung (EG) Nr. 2173/2005 ist durch § 7 HolzSiG strafbewährt. Neben 

Geldstrafen ist der Strafrahmen bis einem Jahr Freiheitsentzug eröffnet. Darüber hinaus bil-

det § 8 HolzSiG die Grundlage für eine Ordnungswidrigkeit eines fahrlässigen Verstoßes.  
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2. Holzmarktordnung 

Seit dem 03.03.2013 ist das Verbot der Vermarkung von illegal eingeschlagenem Holz inner-

halb der EU in Kraft getreten, vgl. Art. 21 der EU-Holzhandelsordnung917. Spätestens 2015 

wird die Wirksamkeit der Holzhandelsverordnung durch die Kommission geprüft. Die Legali-

tät des Holzeinschlages bemisst sich gem. Art. 2 f) und g) Verordnung (EU) Nr. 995/2010 

nach dem Recht des Herkunftslandes.  

VI. Zertifizierung 

Die Gewährleistung einer Produktion, welche umwelt- und sozialverträglich erfolgt, kann 

durch freiwillige Zertifizierung verbessert werden. Eines der Probleme von zertifizierter Bio-

masse zur energetischen Verwendung ist, dass die energetische Nutzung nur eine von meh-

reren ist. So wird aktuell nur 5 Prozent der Weltpalmölproduktion zur Verarbeitung zu Bio-

diesel genutzt, während der Rest unzertifiziert in der Lebensmittel- und Kosmetikindustrie 

verwendet wird918. Zertifikaterfordernisse können u.U. als nicht tarifäre Handelsbeschrän-

kungen eingeordnet werden. Soweit Rechtsfolgen an die erfolgte Zertifizierung geknüpft 

werden, dürfen zu erfüllenden Vorgaben nicht über die zwingenden Vorgaben für im Inland 

hergestellte Produkte hinausgehen, da eine mögliche unterschiedliche Herstellung nicht von 

der Einstufung als like product iSv. Art. III GATT und damit der Verpflichtung zur Inländer-

gleichbehandlung befreit919. 

VII. Fazit 

Der Bereich des Biomasseimports ist durch seine große Überschneidung mit der Europäi-

schen Agrarpolitik einigen Sonderregelungen unterworfen. Vor dem Hintergrund der euro-

päischen wie auch der WTO Verpflichtungen ist der Gestaltungsspielraum für den nationalen 

Gesetzgeber ganz erheblich eingeschränkt. 
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